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Wohnungsfürforgegefellfhaften und ihre Widerſacher. 


Von Bürgermeiſter a. D. Schwan, Berlin “). 


hrem Geſchäftsbericht über die beiden letzten 


Geſchäftsjahre, der in der „Zeitſchrift für Woh⸗ 


nungsweſen“ bereits eingehend gewürdigt worden 
iſt, hat die Weſtfäliſche Heimſtätte einen allgemeiner 
gehaltenen Teil beigefügt, den ſie als Sonder— 
druck unter dem Titel „Heimſtättenarbeit in Weſt⸗ 
falen“ herausgegeben hat. In dieſer reich illu— 
ſtrierten Schrift, die ein anſchauliches Bild von 
dem Umfang und der Art der dort geleiſteten 
Siedlungsarbeit gibt, findet ſich eine Reihe von 
Ausführungen, die der Abwehr von Angriffen 
dienen, die gegen die Heimſtätte erhoben worden 
ſind. Es handelt ſich um Vorwürfe, die leider 
nicht vereinzelt ſind. Manche Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft hat unter den gleichen Angriffen zu 
leiden, ſich mit denſelben Widerſachern herumzu⸗ 
ſchlagen, ſo daß Angriff wie Abwehr im vorliegenden 
Falle das Intereſſe weiterer Kreiſe verdienen. 

Was die Weſtfäliſche Heimſtätte über ihre Ziele 
und Leiſtungen jagt, gilt für jede Wohnungs: 
fürſorgegeſellſchaft. Auch bei dieſen laſſen „die 
in der letzten Zeit gehäuften und verſchärften An⸗ 
griffe in Preſſe und Gemeindekörperſchaften er⸗ 
kennen, daß Entſtehungsgeſchichte und praktiſche 
Betätigung der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
nicht genügend bekannt ſind, daß über Zweck und 
Zuſammenſtellung der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften keine klaren Vorſtellungen beſtehen, daß 
eigennützige, nicht aber volkswirtſchaftliche oder 


ſozialecgeſichtspunkte zu den Angriffen gefiihrt haben”. 


Im einzelnen wird bejonders folgendes be— 
hauptet: 1. Die Weſtfäliſche Heimſtätte ſei eine 
Kriegs⸗ oder Inflationsgeſellſchaft, die keine 
Exiſtenzberechtigung mehr habe, 2. die Weſt⸗ 
fäliſche Heimſtätte gehe darauf aus, das Woh⸗ 
nungsweſen zu ſozialiſieren, 3. die Weſtfäliſche 
Heimſtätte verfüge über zinslos gegebene öffent⸗ 
liche Gelder, 4. ein Nachweis über den Verbleib 
der Gelder werde nicht geführt, 5. die Weſtfäliſche 


*) Abdruck aus Hess 22 Jahrg. 1925 der „Zeitſchrift 
für Wohnungsweſen. en 


Heimſtätte mache der freien Wirtſchaft und den 
freien Architekten Konkurrenz, 6. die Weſtfäliſche 
Heimſtätte verwende ihr Geſellſchaftskapital nicht 
zum Wohnungsbau, ſondern in der Hauptſache 
zur Gründung von Baugeſellſchaften und Bau⸗ 
ſtoffhandlungen, 7. die Weſtfäliſche Heimſtätte ſei 
an Bauunternehmen der Geſellſchaften beteiligt, 
mithin Treuhänder und Unternehmer in einer 
Perſon, 8. die Weſtfäliſche Heimſtätte habe wieder— 
holt minderwertige Bauten errichtet, 9. Häuſer 
nach Typenplänen ſeien künſtleriſch unbefriedigend 
und würden in einigen Jahren leerſtehen. 

Die Zurückweiſung dieſer Vorwürfe iſt durch 
eine Entſchließung erfolgt, die der Aufſichtsrat 
einſtimmig gefaßt hat. Sie iſt ſo ſcharf und für 
jeden vorurteilsfreien Beurteiler ſo überzeugend, 
daß dem eigentlich nichts hinzuzufügen wäre. 

Die Angriffe unter Ziffer 1 bis 4 und 6 bis 8 
ſind z. T. ſo töricht, ihre Bedeutung iſt ſo über⸗ 
wiegend örtlicher Natur und ihre Zurückweiſung 
ſo gründlich, daß es ſich nicht verlohnt, ſich ein⸗ 
gehender mit ihnen zu beſchäftigen. Dagegen 
erfordern die Angriffe unter Ziffer 5 und 9 eine 
eingehendere Betrachtung, teils wegen ihrer über 
den örtlichen Bereich hinausgehenden Bedeutung, 
teils weil ſich Eideshelfer zu ihrer Widerlegung 
gefunden haben, deren Namen es rechtfertigen, 
daß ihre Stimme weithin gehört werde. 

Daß die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften keine 
Bauunternehmer ſind, ſollte eigentlich bekannter 
ſein als es iſt. Sie vergeben ihre Arbeiten auf 
dem Submiſſionswege an den geeignetſten Be— 
werber und führen dem freien Bauunternehmer 
damit Arbeit zu, ſtatt ihm Konkurrenz zu machen. 
Das zweite Wort in ihrem Namen, die Fürſorge, 
bezeichnet ihre einzige Aufgabe, und mit dieſer 
würde es ſich ſchlecht vereinigen, wenn ſie nicht 
bei der Vergebung der Arbeiten ſelbſtverſtändlich 
das preiswürdigſte Angebot berückſichtigen und 
ungerechtfertigte Preisforderungen im Intereſſe 
der Siedler ablehnen würden. 
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Wie hier von feiten der Unternehmer, jo ſcheint 


auf der anderen Seite auch von der Privat⸗ 
architektenſchaft die Art der Tätigkeit und die Be⸗ 
deutung des Arbeitsgebietes der Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften verkannt zu werden. — Es iſt 
nicht ſo, daß die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften eine 
Art Monopol für die Ausführung aller Kleinwoh⸗ 
nungsbauten hätten, die aus öffentlichen Geldquellen 
bezuſchußt werden. Wenn die wiederholt veröffent⸗ 
lichten Zahlen ſtimmen und im verfloſſenen und dem 
laufenden Jahre in Preußen tatſächlich je etwa 
130 000 bis 140 000 Wohnungen mit Hilfe der 
Hauszinsſteuer gebaut worden ſind, ſo ſind daran 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften ſchätzungsweiſe 
mit höchſtens 20.000 bis 25 000 Wohnungen be⸗ 
teiligt. In ganz Preußen exiſtieren 14 Geſell⸗ 
ſchaften, einſchließlich der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft für die Stadt Berlin. Dieſe nimmt 
inſofern eine Sonderſtellung ein, als ſie in der 
Hauptſache die Verteilungsſtelle für die ſtädtiſchen 
Hauszinsſteuerhypotheken iſt, die jedem Unter⸗ 
nehmer und jedem Architekten, der den Klein⸗ 
wohnungsbau fördern will, zur Verfügung ſtehen, 
ohne daß die Geſellſchaft in die Projektierung 
oder Arbeitsvergebung eingreift. Die übrigen 
13 Geſellſchaften werden ſchwerlich alle die Zahl 
von je 2000 betreuten Wohnungen im Jahre er⸗ 
reichen, jo daß die Schätzung von 20 000 bis 
25 000 Wohnungen durchaus das Richtige treffen 
dürfte. Das ſind alſo höchſtens 15 bis 20% der 
Geſamtproduktion an Wohnungen. Die übrigen 
85% führen die Städte zumeiſt auf eigene Rech⸗ 
nung durch. Wenn ſie ſich dabei ihrer Stadtbau⸗ 
ämter bedienen und nicht mit Privatarchitekten 
arbeiten, ſo iſt das ihre Sache. Sache der Privat⸗ 
architekten aber wird es ſein, wenn ſie berechtigter- 
weiſe für ihre Mitarbeit auf dieſem Gebiete 
kämpfen, ſich auch den Stellen zuzuwenden, die 
die oben genannten 85% zu vergeben haben. 

Es darf angenommen werden, daß für die 
übrigen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften das gleiche 
gilt, was die Weſtfäliſche Heimſtätte in ihrer 
Widerlegung zu Punkt 5 nachgewieſen hat: 
„Durch weitgehende Heranziehung von Privat⸗ 
architekten hat die Weſtfäliſche Heimſtätte übrigens 
gezeigt, daß ſie mit guten, auf dem Gebiete des 
Kleinwohnungsbaues erfahrenen Fachleuten zu— 
ſammenarbeiten will.“ Die Einſchränkung, die 
hier gemacht iſt, die Vorausſetzung des Vorliegens 
von Spezialerfahrungen, iſt eine überaus wichtige 
Feſtſtellung. 

Ohne Typijierung und Normierung ijt im 
Kleinwohnungsbau nicht auszukommen. Das iſt 
einzig und allein ſchon aus Sparſamkeitsgründen 
geboten. Zu Typen, die alle Anſprüche befrie⸗ 
digen, die billig, zweckmäßig und architektoniſch 
einwandfrei ſind, iſt aber nur zu kommen durch 
dauernde Praxis auf dieſem Sondergebiet. Theo⸗ 


c -5.€ tom 


retiſch noch fo fein ausgeklügelte Grundriſſe zeigen 
in der Praxis erſt, wo ihre Mängel ſitzen, und 
nur dauerndes Experimentieren, bei dem es ſich 
häufig um Zentimeter handelt, führt zum 
billigſten, für die betreffende Gegend geeignetſten, 
dem Bewohner paſſendſten und architektoniſch 
reifiten Typ. Kleinwohnungsbau kann nicht als 
Maßſchneiderei betrieben werden, er muß Kon⸗ 
fektion ſein. 

Beſonders eindrucksvoll kommt das in den 
Zitaten zum Ausdrucke, die die Weſtfäliſche Heim⸗ 
ſtätte von ſechs maßgebenden Sachverſtändigen 
zur Frage der Typiſierung im Kleinwohnungs⸗ 
bau beibringt. Es ſchreiben: 

Oberbaurat Dr.⸗Ing. Heinrich Serini, 
Nürnberg (in „Wohnungsbau und Stadterweite— 
rung“): Verbilligung und Verbeſſerung durch 
Typenanwendung anzuſtreben, iſt alſo ein 
künſtleriſch einwandfreier Weg, der die größte Be- 
achtung bei den maßgebenden Stellen verdient. 
Zur allgemeinen Anwendung der entwickelten 
organiſchen Formen ſollte im Intereſſe des Ge— 
meinwohls dadurch angehalten werden, daß eine 
von der Richtform abweichende nur dann zu— 
gelaſſen wird, wenn kein Vorteil der Richtform 
verloren geht. 

Geh. Baurat Prof. Dr e. h. Theodor Fiſcher, 
München (in einem Aufſatz über „Typenbau“): 
Es widerſpricht der Vernunft, dasſelbe immer 
wieder in anderer Form auszudrücken. Und 
zweitens ſpricht für die Normung des Hausbaues 
die Verbilligung. Nicht nur die Teile ſollen nach 
einer Norm billig hergeſtellt werden, auch das 
Haus ſelbſt fällt notwendig unter das Geſetz der 
Entwicklung . . .. Der Schritt vom Typ zur 
Norm wird kommen, denn es iſt, wie geſagt, 
wider die Vernunft, den feſtſtehenden Grundriß 
im Aufriſſe je nach Laune oder auch Eitelkeit des 
Architekten innerhalb einer Siedlung immer 
wieder abzuwandeln. Man ſehe alſo nicht ein 
Verſagen der Phantaſie in der normweiſen Ver- 
wendung, ſondern erinnere ſich, daß es ein Zeichen 
guten Geſchmacks bedeutet, wenn man in Außen⸗ 
dingen möglichſt wenig auffällt. 

Oberbaudirektor Prof. Dr.⸗Ing. und med. e. h. 
Fritz Schumacher, Hamburg (in einem Gut⸗ 
achten vom 30. Auguſt 1924): Die Erfahrung in 
Typen gleichſam anzuhäufen, erſpart viel tech- 
niſche Doppelarbeit, viel problematiſche Verſuche, 
viel Koſten und viel Zeit. Es iſt deshalb durch⸗ 
aus erklärlich, daß zielbewußt geleitete Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften, wie die Weſtfäliſche Heim⸗ 
ſtätte, zur Ausarbeitung einer ganzen Reihe 
zeichneriſch, rechneriſch und techniſch durchgereifter 
Typen kommen Kurz, der Weg zu einer 
architektoniſchen Bewältigung des Kleinwohnungs⸗ 
baues ſcheint ſich mir nicht aus Hunderten von 
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individuellen Anläufen zu ergeben, jondern er 
führt über den Typus. Der Typus muß das er⸗ 
ſetzen, was früher die Überlieferung leiſtete. Der 
Weg endet aber nicht im Typus, ebenſowenig wie 
der Weg der Tradition einſtmals in immer 
gleichen Gebilden endete; er führt darüber hinaus 
und gibt jenſeits vom Typus dem individuellen 
Leben wieder das ihm gebührende Recht. Im 
Zeichen einer ſolchen Auffaſſung kann, wie mir 
ſcheint, eine Tätigkeit, wie die der Weſtfäliſchen 
Heimſtätte, für alle in Betracht kommenden Teile 
nur ſegensreich werden. 

Prof. Dr. e. h. Paul Schultze, Naumburg, 
Saaleck (in einem Gutachten vom 20. Juli 1925): 
Die mir vorgelegten Entwürfe der Hausformen 
der Weſtfäliſchen Heimſtätte ſind vortrefflich im 
Grundriſſe durchdacht und im Aufbau von einer 
klaren Verſtändigkeit, wie ſie heute immer noch 
zu den Seltenheiten gehört. Häuſer für jo ein- 
fache Zwecke können nur einfache Geſtaltung 
zeigen. Jede Kompliziertheit widerſpräche nicht 
allein dem Sinn und Zweck, ſondern wäre wahr⸗ 
ſcheinlich auch nur die Folge eines geringen 
Könnens, das ſich hinter allerlei Mätzchen und 
Zutaten verſteckt. Es iſt nämlich weit ſchwerer, 
ein Haus überſchaubar klar und einfach zu ge⸗ 
ſtalten, als es gewiſſermaßen aus ſo und ſo viel 
Einzelmotiven zuſammenzuſetzen. Eine jede 
Bautradition muß in Typen ſchaffen. Die Vor⸗ 
ſtellung, daß für jeden Sonderzweck die Form 
gewiſſermaßen neu erfunden werden könnte, 
kann wohl nur jemand haben, der der Materie 
ziemlich fern ſteht. Auch alle alten Bauten 
zeigen dieſelbe Typenbildung, und nur dieſer 
Typiſierung it es zuzuſchreiben, daß die Häuſer 
unſerer Vergangenheit ſich zu ſo vollkommenen 
Formen entwickelten. Selbſtverſtändlich variieren 
die Bauten nach Volksſtamm, Klima, Materia⸗ 
lien uſw. Aber hierzu ſtehen die mir vorgelegten 
Arbeiten ja in keinerlei Widerſpruch. Kleine 
Variationen in Oberlichten oder dergl. werden 
ſich ganz allein einſtellen. Die Zuſammenfaſſung 
von kleinen Wohnungen in Reihenhäuſern iſt 
eine ſo ſelbſtverſtändliche Forderung, daß ihre 
Auseinanderſetzung und die Einfügung von 
kleinen Bauwichen zu den ſchwerſten Fehlern 
zählt, die ſich der Städtebau zu ſchulden kommen 
laſſen kann. Ich habe gerade dieſes Thema lite— 
rariſch ſo eingehend behandelt, daß ich hier auf 
dieſe Arbeit hinweiſen muß, da ich ſonſt eine Ab- 
ſchrift aus meinem Buche liefern müßte. Es iſt 
enthalten in meinem „Der Bau des Wohn— 
hauſes“, Verlag Callwey, München, Bd. I, 
Kapitel IV: „Die Situierung, Gruppierung und 
Grundrißlöſung“, beſonders von Seite 152 ab. 
In meinem „Städtebau“, ebenfalls Verlag Call⸗ 
wel), Kapitel 8:, Die Vorſtadt.“ Hier habe ich die Häu⸗ 
ſer mit Bauwich direkt als Gegenbeiſpiel angeführt. 


Prof. Paul Schmitthenner, Stuttgart (in 
einem Gutachten vom 25. Juli 1925): Die großen 
Mengen der in Deutſchland erforderlichen Klein⸗ 
wohnungen machen die wiederkehrende Anwen— 
dung genau erprobter Pläne, ſogenannter 
„Typen“, ſchon aus wirtſchaftlichen Gründen not⸗ 
wendig. Dieſe Haustypen können nur auf 
Grund jahrelanger ſorgfältiger Sammlung aller 
Erfahrungen aus der Praxis entſtehen. Die ge⸗ 
eigneten Stellen hierfür find zweifellos die Wobh- 
nungsfürſorgegeſellſchaften, ſofern dieſe von 
einem erfahrenen Architekten tüchtig geleitet ſind. 
Die Lebensgewohnheiten, die Bedürfniſſe, die 
Bauſtoffe, die Bodenverhältniſſe ſind in den ein⸗ 
zelnen Landesteilen ſo verſchieden, daß ſich daraus 
die Notwendigkeit beſonderer Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften in den einzelnen Provinzen ergibt. 
Die Grundrißlöſungen der Typen der Weſt⸗ 
fäliſchen Heimſtätte halte ich für ſorgfältig er- 
wogen. Die Abmeſſungen der einzelnen Räume 
ſind nach Ausweis der überall eingezeichneten 
Möblierungsmöglichkeit dem jeweiligen Zwecke 
angepaßt. Fenſter und Türen ſind angemeſſen 
verteilt. Der konſtruktive Aufbau iſt in allem ſo 
einfach, daß er gute handwerkliche Arbeit ermög⸗ 
licht. Auch die wärmewirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkte ſind richtig beachtet. Die nach Ihrem Be⸗ 
richte vielfach auftauchende Befürchtung, daß dieſe 
Hausformen einmal ihrer häufigen Wiederkehr, 
zum anderen der ſchmuckloſen Haltung wegen dem 
heimatlichen Landſchaftsbilde nicht genügen 
könnten, iſt vollkommen unbegründet. Betrachtet 
man unſere ſchönen alten Dörfer und Städte, 
ſo findet man ſehr oft, daß deren Schönheit 
gerade in der Wiederkehr gleicher Grundformen 
beruht. Bei vielen neuen Kleinhausſiedlungen 
liegt der Fehler gerade in der zu häufigen Ab⸗ 
wechſelung der Grundformen, die meiſt einem 
völlig unpaſſenden Ehrgeize der Architekten ent- 
ſpringt. Wenn die Haustypen der Weſtfäliſchen 
Heimſtätte in Werkſtoff und Farbe richtig be⸗ 
handelt und ſtadtbaulich gut eingegliedert werden, 
jo iſt gegen ihre Wiederkehr in vielfacher Wieder- 
holung ebenſowenig einzuwenden wie gegen ihre 
ſachlich begründete Einfachheit. Die von Ihnen 
erwähnte Abneigung gegen das Reihenhaus be⸗ 
ruht auf einem ganz unbegründeten Vorurteil. 
Um das Einfamilienhaus auch unter den er⸗ 
ſchwerten wirtſchaftlichen Verhältniſſen der 
Gegenwart noch zu ermöglichen, iſt der Zu⸗ 
ſammenſchluß kleiner Eigenheime im Reihen⸗ 
hausbau Gebot. Die Erſparniſſe an Bau⸗ und 
Unterhaltungskoſten, an Bodenfläche und 
Straßenbau und an Brennſtoffen ſind für jeden 
Sachverſtändigen eine Selbſtverſtändlichkeit. 

Verband deutſcher Architekten⸗ und Ingenieur⸗ 
Vereine (in den Richtlinien zum Abbau der 
Wohnungszwangswirtſchaft, aufgeſtellt vom Aus⸗ 
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ſchuß für Städtebau und Wohnungsweſen): Zum 
Vorteile des Stadt⸗ und Landbaues muß auf 
gute, einwandfreie Bauweiſe Wert gelegt werden. 
Beſonders wichtig iſt, daß die Wohnungsbauten 
nur nach techniſch und wirtſchaftlich einwand⸗ 
freien Planungen erfolgen. Zu dieſem Zwecke 
iſt Wert darauf zu legen, daß für alle Bauvor⸗ 
haben geeignete Sachverſtändige, entweder Archi⸗ 
tekten oder, wo dies aus irgendwelchen Gründen 


nicht möglich iſt, eine Bauberatungsſtelle für 
Planung und Ausführung in Anſpruch ge⸗ 


nommen werden. Außerdem iſt es zweckmäßig, 
den Bauabſichten gut ausgearbeitete and be— 
währte Typen zugrunde zu legen. 

Läßt man ſich durch dieſe eindringlichen Aus: 
führungen überzeugen, daß nur in der Typi- 
ſierung das Heil des Kleinwohnungsbaues liegen 
kann, ſo ſchaltet ein nicht unerheblicher Teil un⸗ 
ſerer Architekten von der Mitarbeit auf dieſem 
Gebiete von vornherein aus, und man wird vor⸗ 
urteilsfrei die Leiſtungen anerkennen müſſen, die 
auf dieſem Gebiete, wie hier von der Weſtfäliſchen 
Heimſtätte, ſo in anderen Provinzen von den 


übrigen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften hervor— 
gebracht worden ſind. Je höher man dieſe 


Leiſtungen bewertet, um ſo mehr wird man mit 
Bedauern feſtſtellen müſſen, daß die wertvollen 
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Erfahrungen, die hier gefammelt worden jind, einem 
jo beſcheidenen Kreiſe von Siedlern zugute kommen. 

Woran liegt dies? Wir kommen hier nicht 
darum herum, uns mit der Stellung des 
Miniſteriums für Volkswohlfahrt zu den Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften zu beſchäftigen. Man 
ſollte meinen, daß gerade dieſes Miniſterium, dem 
die Geſellſchaften unterſtehen, dieſe ſeine Kinder 
mit beſonderer Liebe umhegen müßte und daß 
dieſe Gründungen, denen das Wohnungsgeſetz 
ſicherlich eine andere Rolle zugedacht hatte, als 
ſie ſie heute ſpielen müſſen, ſich einer ſtaatlichen 
Fürſorge zu erfreuen haben müßten, die den Neid 
in den Reihen ihrer Gegner rechtfertigt. Leider 
weit gefehlt! Es gibt gottlob einige Stellen im 
Miniſterium, wo warmes Verſtändnis für die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften beſteht, es gibt 
aber auch Stellen, wo man einer geiſtigen Ein⸗ 
ſtellung begegnet, die von derjenigen nicht weit 
entfernt iſt, aus der die oben zitierten Angriffe 
geboren wurden. 

Sollte es der Weſtfäliſchen Heimſtätte gelungen 
ſein, ihre Widerſacher zu bekehren, ſo möchte man 
wünſchen, daß ihre „Heimſtättenarbeit in Weſt⸗ 
falen“ auch auf einige Schreibtiſche im Volks⸗ 
wohlfahrtsminiſterium geflogen wäre, um da die 
gleiche ſegensreiche Arbeit zu leiſten. 


Kegional⸗ und Landesplanung. 


Von Reg.⸗Baumeiſter Niemeyer. 


€ ijt in den letzten Monaten ſowohl in Zeit⸗ 
ſchriften wie auf Tagungen wiederholt die Tat⸗ 
jache erörtert, daß wir in einer Kriſe der Stadt- 
bildung ſtehen. Wir ſind aber nicht nur in einer 
Kriſis der Stadtbildung, ſondern auch in einer 
Kriſe der Wiſſenſchaft von der Stadtbildung, in 
einer Kriſe des Städtebaues. Wir haben bei all 
unſeren Bebauungsplänen bislang wohl die Frage 
des Verkehrs, der Hygiene, des Wohnungsweſens 
uſw. behandelt. Nicht oder nicht genügend be— 
achtet wurde aber die allein entſcheidende Frage 
nach der Wirtſchaftlichkeit. Die Frage lautet: Sind 
alle dieſe Pläne wirtjchaftlich. aufgebaut, ſind fie 
überhaupt wirtſchaftlich? Die Frage ſtellen, 
welchen Zweck haben die Städte zu erfüllen, heißt 
zugleich die Kriſe im Städtebau aufdecken. 

Welchen Zweck haben die Städte zu erfüllen? 
Sie haben mit einem geringſten Aufwand an Kraft 
die größtmöglichſte Leiſtung zu erzielen; ſie haben 
wirtſchaftlich zu ſein. Sind ſie dies? 

Zunächſt eine kurze Begriffsbeſtimmung. Nach 
der Zahl der Einwohner, dem wirtſchaftlichen 
Aufbau, der ſozialen Schichtung, den Notwendig⸗ 


keiten in bezug auf Verkehr, Freiflächen und Woh⸗ 
nungen unterſcheidet Profeſſor Blum: Sied— 
lungen des Landes bis 8000, Kleinſtädte 8 bis 
20 000, Mittelſtädte 80 bis 100 000, Großſtädte 
100 bis 500 000 und darüber hinaus Rieſenſtädte. 

Worin beſtehen nun die Kraftwellen, aus 
denen die Städte ſich entwickelt haben? Aus 
Induſtrie und Verkehr! War aber dieſe ungeheuer 
geſteigerte Entwicklung einzelner Städte or⸗ 
ganiſch begründet, war ſie nötig? Hiexauf gibt es 
nur ein glattes „Nein“! Die größte Induſtrie— 
ſtädtegründerin, die Kohle, hat auf dem großen 
europäiſchen Kohlenband von Lens über Aachen, 
Hamm, Hannover, Bitterfeld, Waldenburg, Ober⸗ 
ſchleſien Reihen von Großſtädten entſtehen laſſen. 
Bei anderen geologiſchen, ſtadtgründenden Bän— 
dern, die wir in Deutſchland haben, der Meeres⸗ 
küſte und dem Rheintal, haben wir dasſelbe Bild. 


In all dieſen Bändern hat die Natur die Städte 


nicht auf einen Punkt konzentriert, ſondern eine 
Reihung von Mittel- und Großſtädten gebildet. 
Beſonders auffällig beweiſt dies die vierfache Reihe 
des weſtfäliſchen und die Doppelreihe des ober⸗ 


Sch ie fet fb es h e i m 


ſchleſiſchen Induſtriebezirks. Von den deutſchen 
Städten mit mehr als 300 000 Einwohnern liegen 
nicht auf dieſen Bändern Stuttgart, München, 
Nürnberg und Berlin. Daß hierbei nicht die Natur 
mit ihren Bodenſchätzen, vor allen Dingen nicht 
bei Berlin den Ausſchlag gab, beweiſt ein Blick auf 
die Karte. Im Ausland laſſen ſich ganz ähnliche 
Verhältniſſe nachweiſen. 

Wenn alſo die Natur nicht die Rieſenſtädte 
verlangt, bleibt der Verkehr. Es iſt offenbar das 
Unglück des modernen Verkehrs, daß er für jede 
noch ſo gewagte Behauptung herhalten muß. 
Fraglos hat der Verkehr die meiſten Städte ge- 
gründet, und zwar nicht nur die größten, ſondern 
auch die dauerhafteſten. Damit iſt aber noch 
keineswegs geſagt, daß der moderne Verkehr 
Rieſenſtädte bedingt oder entſtehen läßt. Aller 
dings verlangt er für ſeine großen Stützpunkte, die 
Welthäfen, eine ſtarke Konzentration von Handels- 
und Binnenverkehrsmitteln und damit von 
Menſchen. Immerhin zeigen aber eine Reihe von 
Häfen wie Danzig, Bremen, Rotterdam, Liver⸗ 
pool, Marſeille, Genua uſw., daß nicht immer 
Millionen erforderlich find. Die ſonſtigen Ver- 
kehrsmittel, ganz beſonders die Eiſenbahnen, des⸗ 
gleichen die Binnenwaſſerſtraßen weiſen im Gegen⸗ 
ſatz zu der heute noch beſtehenden allgemeinen Auf— 
faſſung eine ſtarke Dezentraliſationskraft auf. Die 
Eiſenbahn iſt mit Transportbehältern von 15, 20 
auch 40 Tonnen ausgerüſtet. Sie kann Berg und 
Tal überbrücken und Sümpfe durchqueren, ſie 
kann ſich bis ins kleinſte gabeln und iſt vor allem 
von den Naturgewalten nahezu unabhängig. Die 
Güterbahnhöfe der Klein- und Mittelſtädte können 
in ihrer techniſchen Ausgeſtaltung genau ſo gut 
durchgebildet fein wie die Anlagen der Millionen- 
ſtadt. Zuſammengefaßt: nicht die normale Ent⸗ 
wicklung verlangt die Rieſenſtädte, nein, ſie ſind 
vielfach — im Kampf gegen die Natur — künſtlich 
hochgetrieben, weil, wie Profeſſor Blum wieder- 
holt ausgeführt hat, unwiſſende Staatsmänner 
die Eiſenbahnpolitik dazu mißbraucht haben, einen 
Punkt auf Koſten des ganzen Landes im Bau der 
Linien, dem Fahrplan der Schnellzüge und den 
Tarifen zu begünſtigen. Für die Eiſenbahn 
exiſtiert überhaupt kaum ein Punkt, der die Milliv- 
nenſtadt verlangte, und zwar deshalb nicht, weil 
die Eiſenbahn überhaupt keine geographiſch aus⸗ 
gezeichneten Punkte kennt. Es geht bei ihr immer 
um Flächen und zwar um Buchten oder Bänder: 
Die ſogenannten ausgezeichneten Punkte wie 
Mainz, Köln, Leipzig und Frankfurt können nicht 
als Punkte bezeichnet werden, ſondern ſind 
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Buchten, die nicht einen, ſondern mehrere Knoten⸗ 
punkte, d. h. mehrere Städte gebildet haben. 

Noch ein Hinweis auf Berlin. Die Bevor⸗ 
zugung Berlins erſcheint bis 1870 gerechtfertigt. 
Dann aber hat man Deutſchland nicht auf ſeine 
natürlichen Beziehungen unterſucht, ſondern hat 
von dem Geſichtswinkel Berlin Linien aus Berlin 
herausgebaut, die zum Teil einfach überflüſſig ſind, 
dagegen in der Provinz viele notwendige Linien 
nicht gebaut oder nicht verbeſſert, weil ſie eben nicht 
an Berlin vorbeiführen. Man hat z. B. die alte 
Verkehrsſtraße von Köln über Magdeburg nach 
Breslau vom Weſten über Dresden nach Breslau 
völlig außer Acht gelaſſen. Und die Folgen? Sie 
treten jetzt leider ſehr ſtark in Erſcheinung — vor 
allem in Oberſchleſien — in dem Mangel an Zu⸗ 
ſammengehörigkeitsgefühl und in dem natürlichen 
Widerſtand gegen das künſtlich hochgezüchtete 
Berlin. 

Alſo nicht die ſtärkſte Städtegründerin, die 
Induſtrie, d. h. die Kohle, nicht der Verkehr rufen 
die Konzentration hervor, ſondern fie verlangen 
bei natürlicher Entwicklung Dezentraliſation. Er- 
fordern alſo Induſtrie und Verkehr nicht die 
Rieſenſtadt, jo entſteht die Frage, erfüllen trotz⸗ 
dem die vorhandenen Rieſenſtädte im In- und 
Auslande ihren Zweck, d. h. bringen ſie wirklich 
bei einem geringſten Aufwand von Kraft das 
höchſte Maß an Leiſtung hervor? 

Schon im Altertum hatten wir Rieſenſtädte. 
Die Stadt Bagdad am Tigris hatte im 10. bis 
11. Jahrhundert 2 Millionen Einwohner, heute 
hat fie etwa 80 000. Sie wurde in ihrer Größe 
zur größten Gefahr für das damalige Reich, deſſen 
Mittelpunkt ſie bildete. Das kaiſerliche Rom 
konnte die Millionen nur behaupten, weil der 
größte Teil der Einwohner auf Koſten der aus⸗ 
geplünderten Provinzen gefüttert wurde. In den 
Hinterhöfen von 3 bis 5 Meter breiten Straßen 
hauſten ſchon damals in Mietskaſernen von zehn 
Stockwerken heimatloſe Menſchenmaſſen, wie im 
Pariſer Apachenviertel, in der Yerw-Yorfer 
Chineſenſtadt, wie in Londons Whitechapel und in 
dem Berliner Scheunenviertel, und ſpäter hatte 
das Rom des 5. Jahrhunderts nur noch einige 
hundert Einwohner. Alſo Rieſenſtädte entſtanden 
und vergingen, wie Verbandsdirektor Schmidt, 
Eſſen, ſagt, wie Spreu vor dem Winde der Ewig⸗ 
keit, und Spengler hat nur zu ſehr recht, wenn er 
ſagt: „Der Steinkoloß Weltſtadt ſteht am Ende des 
Lebenslaufes einer jeden großen Kultur!“ Von 
einer Zweckerfüllung war überhaupt keine Rede 
mehr. 
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Und die moderne Großſtadt Berlin? Das 
Problem der modernen Großſtadt dürfte — auf die 
kürzeſte Formel gebracht — das Fabrikproblem 
ſein. Die Fabrikarbeit iſt die Form der Arbeit, die 
unſerem Jahrhundert und unſerem Kulturzuſtand 
entſpricht. Wir haben heute keinen Wirtſchafts⸗ 
organismus, ſondern eine zufällig ſo entſtandene 
und unbedingt anders denkbare Form der Wirt⸗ 
ſchaft vor uns, die, ſo gut es geht, die Aufgaben zu 
löſen verſucht, die der Wirtſchaft durch das An⸗ 
wachſen der Bevölkerung geſtellt werden. Daß die 
Wirtſchaft in der heutigen Stadtform dieſe Auf⸗ 
gaben nicht löſt, braucht wohl nicht beſonders be- 
wieſen zu werden. Nirgends find die Heritellungs- 
bedingungen jo teuer, wie in der Großſtadt, 
nirgends iſt aber auch ſelbſt bei gleichmäßiger 
Produktion ein fo ſtarkes Hin- und Herwerfen der 
Maſſen notwendig wie in der Rieſenſtadt, weil 
durch dauernden Arbeitswechſel ein ſtändiges Ver- 
ſchieben der Arbeitskräfte in die Fabriken vom 
Arbeitsmarkt und aus den Fabriken auf den 
Arbeitsmarkt vor ſich geht. 

Dazu kommt das Verkehrsproblem. Täglich 
und ſtündlich ſchieben wir zu beſtimmten Tages- 
zeiten viele Tauſende von Menſchen in der Riejen- 
ſtadt hin und her. Wieviele und wie große 
Menſchenmaſſen müſſen täglich in und um Berlin 
herum gefahren werden, um zur Arbeitsſtätte zu 
gelangen. Dagegen ſind die Verkehrsmittel 
zwiſchen 10 und 2 Uhr leer, und erſt gegen 5 Uhr 
wälzen ſich große Maſſen aus der Stadt hinaus. 
Das Verkehrsmittel von heute ijt für die Riejen- 
ſtadt kaum Verkehrsmittel, es iſt tatſächlich 
periodiſch überlaſtet und periodiſch nicht aus⸗ 
gelaſtet. Dabei kann die Bahn natürlich keine 
Gewinne machen, ſondern muß mit ſtändigen Fehl- 
beträgen arbeiten, die von den Provinzen auf⸗ 
zubringen ſind. Die Hilfe in dieſer entſetzlichen 
Verkehrsmiſere ſoll durch weitere Schnell- und 
Untergrundbahnen kommen. Schnellbahnen ſind 
aber ſehr teure Anlagen. Sie ſind nach Profeſſor 
Blum als Hochbahnen 15, als Tiefbahnen 30 mal 
ſo teuer wie Straßenbahnen. Darum konnten ſich 
auch in den reichen Zeiten vor dem Kriege die 
meiſten Schnellbahnen nicht rentieren. Jetzt aber, 
nach dem unglücklichen Kriegsausgang, müſſen wir 
uns darüber klar werden, daß wir uns Schnell⸗ 
bahnen von weſentlicher Ausdehnung einfach nicht 
mehr leiſten können. 

Über dieſe bittere Wahrheit werden uns auch 
noch ſo wirtſchaftlich aufgemachte, aber an ſich 
falſche Berechnungen nicht hinwegbringen. Hier 
liegt einfach eine techniſche Unmöglichkeit vor, 
wenn auch noch ſo oft behauptet wird, daß in der 
Technik nichts unmöglich wäre. Wenn man be⸗ 
denkt, daß allein die neueſten Projekte für eine 
Verbindung zwiſchen dem Viertel an der Friedrich⸗ 
ſtraße und dem Viertel in der Nähe des Pots- 
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damer Platzes in Berlin rund 47% Millionen Mk. 
fojten ſollen, und dadurch nur für die nächſten 
10 Jahre eine Abhilfe erwartet wird, dann kann 
von Wirtſchaftlichkeit wohl kaum mehr die Rede 
ſein, von den übrigen Mißſtänden in ſozialer, 
hygieniſcher und wohnungstechniſcher Hinſicht ganz 
zu ſchweigen. 

Und wie iſt es im Auslande; wie ſieht es in 
Amerika aus? Ich möchte hier einige Stellen an⸗ 
führen aus einem Aufſatz eines bekannten ameri⸗ 
kaniſchen Städtebauers, den ich vor einigen Wochen 
zugeſchickt erhielt, und zwar über die Zuſtände in 
New⸗York. 

New⸗York zeigt eine ganze Reihe von Zu⸗ 
ſammenbrüchen. Der erſte Zuſammenbruch kam 
durch das Wohnungsproblem. Seit 1835 entſtand 
in New⸗York ein ſchmutziges Kleinviertel mit 
geradezu entſetzlichen Lebensbedingungen. Man 
glaubte zunächſt, daß dieſe fortwährenden Ver— 
ſchlechterungen des Wohnungsproblemes ein Pro- 
dukt der damaligen Nachkriegszeit wären. Sie 
ſind aber im Gegenteil in jeder größeren Stadt, 
wie z. B. London, Paris, Berlin, ebenfalls in den 
letzten 100 Jahren entſtanden. Man kann das 
Ganze auf die mathematiſche Formel bringen: Je 
größer die Stadt, deſto entfernter die Möglichkeit, 
das Wohnungsproblem zu löſen. 

Der zweite Zuſammenbruch liegt in dem 
Waſſer⸗ und Kanaliſationsſyſtem. Schon 1842 
war New⸗York gezwungen, in eine weitentfernt 
liegende Waſſerſcheide zu gehen, um eine genügende 
Waſſermenge zu bekommen, und zu Beginn dieſes 
Jahrhunderts mußte ſchon wieder ein neues 
Waſſerſyſtem geplant werden. Es wird alſo wohl 
ſo kommen, daß, wenn die umgebenden Flächen 
trocken gelegt ſind, das Waſſer ein Luxus wird wie 
im alten Rom, wo Brot, Schauſpiele und Bäder 
gegeben wurden, um die Bevölkerung zufrieden zu 
halten. 

Eine ebenſo große Sorge iſt die Kanaliſations⸗ 
anhäufung. Die Ausbreitung der Kanaliſation 
hat die Möglichkeit des Badens im Oſtfluß des 
Hudſons zerſtört und das Verſchwinden des Nord- 
fluſſes veranlaßt. Der Zuſammenbruch im 
Straßenſyſtem und die Unfähigkeit der Über- und 
Untergrundbahnen in der Beförderung der 
Handelswaren ſind der dritte Grund. Herr Turner, 
der Ingenieur von New⸗Yorks Verkehrsweſen, hat 
eine Ausgabe von % Bill. Dollars errechnet, um 
nur für 10 Jahre, alſo bis April 1934, den ſich 
immer ſteigenden Verkehr bewältigen zu können. 
Die Waren in New Nork gebrauchen weniger Zeit 
für den Transport, als für das Warten auf der 
Straße oder den Ladeſtationen. Dieſes ſchnecken⸗ 
hafte Vorwärtskommen der Waren hat das Auto- 
mobil in der Stadt einfach unpraktiſch gemacht. 

Ungenügende Wohnmöglichkeiten, ungenügende 
Straßen und Transportmittel, das ſind die größten 
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Übel, die von der wahlloſen Anhäufung der Bevöl⸗ 
kerung herrühren. New-Vork wird auch hier zunächſt 
als Beiſpiel angeführt. New⸗Yorks Wohnungs⸗ 
problem um 1850 iſt aber Chicago's Problem um 
1890, New⸗Yorks Transportſchwierigkeit um 1900 
kommt in Chicago um 1925 zum Durchbruch. 
Kann unter ſolchen Verhältniſſen bei den Rieſen⸗ 
ſtädten von Wirtſchaftlichkeit noch die Rede ſein? 
Mir liegt es fern, die hohen kulturellen und zivili- 
ſatoriſchen Werte der Großſtadt auch nur im ent⸗ 
fernteſten anzuzweifeln. Kulturmittelpunkt kann 
nie das eigentliche Land ſein. Wogegen wir uns 
aber mit aller Klarheit verwahren müſſen, das iſt 
die Auffaſſung, daß das Ideal der Zukunft die 
Rieſenſtadt ſei. Sie iſt ein Übel, aber noch nicht 
einmal ein notwendiges Übel. 

Es entſteht nun die Frage, wie iſt dieſem Übel 
abzuhelfen? Ein Abbau der vorhandenen Grop- 
und Rieſenſtädte iſt unmöglich. Was aber un⸗ 
bedingt geſchehen muß, iſt: ihre Entwicklung nicht 
in der bisherigen Form weiter zu fördern. Da 
wo die rein ſtädtiſche Bebauung in die halbbäuer⸗ 
liche der Vororte übergeht, muß ſie zu einem Ab⸗ 
ſchluß gebracht werden, derart, daß ſie ſich nach der 
Peripherie zu geſchloſſen darſtellt. Über dieſe Linie 
hinaus muß mit dem bisherigen Syſtem der ring⸗ 
förmigen, endloſen Umpanzerung endgültig ge⸗ 
brochen werden. Wenn die Stadt einen wirklichen 
Organismus bilden ſoll, muß fie folgende charafte- 
riſtiſche Eigenſchaften haben: definitive Form und 
Begrenzung der Größe, bis zu der ſie als geſundes 
Gemeinweſen wachſen kann. Dieſe Größe iſt — 
anders ausgedrückt — etwa darin zu finden, daß 
die Bewohner noch ohne zu großen Zeitverluſt 
einen Gartengürtel erreichen können. Hat die 
Stadt dieſe Grenze erreicht, dann darf ſie ſich nicht 
weiter ausdehnen durch Aufblähung ihres eigenen 
Körpers, ſondern dadurch, daß ſie die Mutter neuer 
Organismen, neuer Trabantenſtädte wird. In 
ſolchen beſtimmt umgrenzten Einheiten wird das 
tägliche Leben die Tendenz haben, bodenſtändig zu 
werden, während die Bewohner von ihrer Zentral⸗ 
mutterſtadt in ſolchen Funktionen abhängig ſind, 
die ihrer Natur nach zentraliſiert ſein müſſen und 
nur für dieſe Zwecke die Verkehrserleichterung ver⸗ 
langen. Vergleicht man das Leben in einer kleinen 
Stadt, die ganz zufällig in der Nähe einer modernen 
Großſtadt liegt, mit dem Leben in den Vorſtädten 
der Großſtadt, ſo wird man überraſcht, bis zu 
welchem Maße das Leben in ſo einer kleinen Stadt 
lokaliſiert iſt und wie verhältnismäßig ſelten ſich 
die Notwendigkeit zu einer Fahrt in die nahe 
gelegene Hauptſtadt gibt. Nicht die Auflöſung in 
Vorſtädte iſt das Richtige, gerade die Vorſtadt⸗ 
bevölkerung trägt am meiſten zur Verkehrs⸗ 
verſtopfung bei, ſondern die Bildung von in ſich 
getragenen, abgeſchloſſenen Einheiten wird die 
rechte Beziehung zu dem geben, was jetzt chaotiſch 
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iſt. Die Bevölkerungszahl derartiger Trabanten 
ijt feſt zu begrenzen, ewa auf 50 000 Köpfe je 
nach dem Zweck, den ſie zu erfüllen haben und nach 
den örtlichen Gegebenheiten. Nur durch derartige 
einſchneidende Maßnahmen der Begrenzung kann 
verhindert werden, daß das Trabantenſyſtem ſich 
allmählich wieder zur Großſtadt auswächſt. Das 
Weſentliche aber iſt, daß die Trabanten ihre 
eigene dezentraliſierte Induſtrie erhalten, um end⸗ 
gültig das ungeheure Hine und Herſchieben der 
Arbeitermaſſen zu beſeitigen und ſomit eine tat⸗ 
ſächlich wirtſchaftlich in ſich tragfähige Trabanten⸗ 
einheit zu erreichen. 

Wenn man als einzige Möglichkeit in der Um⸗ 
gebung von Groß- und Rieſenſtädten die Tra⸗ 
bantenlöſung als richtig erkannt hat, ſo iſt damit 
noch nicht der Ausweg gegeben bei den Stadtreihen 
auf geologiſchen Bändern, z. B. für die vierfache 
Reihe im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirk 
und die Doppelreihe in Oberſchleſien. Theoretiſch 
kommt man ſinngemäß zu Trabantenreihen. Dieſe 
würden berechtigt ſein für diejenigen Induſtrie⸗ 
betriebe mit ihren Siedlungen, die an Bodenſchätze 
gebunden ſind. Für alle nicht unbedingt an das 
Bodenvorkommen gebundenen Induſtrien muß 
eine planmäßig noch viel weitergehende Dezen- 
traliſation einſetzen, und hierfür hat die Landes⸗ 
planung zu forgen. 

Wir müſſen darüber klar ſein, daß wir die 
Rentabilität unjeree Wirtſchaftsführung in jeder 
nur möglichen Art und Weiſe zu ſteigern haben, 
wenn wir uns erhalten ſollen und nicht unter der 
Laſt des ſogenannten Friedens zuſammenbrechen 
wollen. Hierzu gehört die äußerſte Ausnutzung 
jeder Arbeitskraft, vor allem aber die Vermeidung 
von Leerläufen, die ſich aus dem unglücklichen 
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land ergeben, z. B. 
aus dem Brachliegen der Arbeitskräfte auf dem 
Lande in den Wintermonaten, oder aus dem un⸗ 
glücklichen Heranziehen der ausländiſchen Saiſon⸗ 
arbeiter für landwirtſchaftliche Arbeiten. Hier zeigt 
uns den richtigen Weg der Amerikaner Ford. Er 
hat durch ſeine Art der Dezentraliſation und Nor⸗ 
maliſierung eine derartige Verbilligung der Her⸗ 
ſtellungskoſten herbeigeführt, daß die deutſche 
Autoinduſtrie ohne Zölle einfach erledigt wäre. Er 
hat ſeine Fabriken an den Flüſſen entlang geführt, 
mitten unter die Farmer geſetzt, und ihren Fa⸗ 
milien die Möglichkeit zur Saiſoninduſtriearbeit 
geſchaffen. ; 

Nehmen wir die moderne Kraftfernübertragung 
durch Elektrizität, durch die weiße Kohle, wie in 
Bayern, das demnächſt von einem großen elek⸗ 
triſchen Kraftfernnetz durchzogen iſt, zu Hilfe, 
moderne Ferngaswerke uſw. — alles Möglich⸗ 
keiten, die die berufenen Führer der modernen 
Induſtrie in Erwägung ziehen —, dann iſt nicht 
einzuſehen, warum ſich nicht auch bei uns die 


398 


Gruppenfabrikation, die ſich ſchon allmählich an 
den großen Schienenweg Hamm Hannover an⸗ 
ſetzt, an allen großen Verkehrsbändern, an Kanälen 
und an Flußläufen entlang erſtrecken ſoll. Wenn 
wir an den Flußläufen und Kanälen Fabrikations- 
ſiedlungen haben und wenn ſich parallel dazu die 
Arbeiterſiedlungen erſtrecken, dann wird es mög— 
lich ſein, die Arbeiter zur Zeit der Hochſaiſon der 
Landwirtſchaft zu landwirtſchaftlichen Arbeiten mit 
heranzuziehen, was heute noch nicht möglich iſt. 
Die Frau, die Zeitungen austrägt, kann in der 
Landwirtſchaft helfen. Dann können ganz all- 
gemein, und jo ijt es im Intereſſe der Volks⸗ 
geſundheit nur wünſchenswert, die Familien der 
Arbeiter auf dem Feld Saiſonarbeiten verrichten 
und viele jetzt noch in Deutſchland vom Ausland 
hinzugezogene Arbeiter erſetzen, die 
Oſten eine ungeheure nationale Gefahr bilden. 

Erfaſſen wir ſo alle Arbeitsmöglichkeiten bis 
zum Außerſten, dann erſt arbeiten wir wirtſchaft⸗ 
lich, — und dieſes zu erreichen iſt die Aufgabe der 
Regional- und Landesnutzungspläne. 
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Bevor ich nun im Einzelnen die Aufgaben der 
Trabantenlöſung und der Landeplanungen jfiz- 
ziere, faſſe ich den Inhalt meiner Ausführungen 
in zwei Leitſätze zuſammen: 

1. Die Höchſtleiſtung der Produktion iſt bei der 
bisherigen Form der Rieſenſtadt nicht mehr ge— 
währleiſtet. Es iſt nicht möglich, die vorhandenen 
Rieſenſtädte zu verkleinern. Die Möglichkeit einer 
wirtſchaftlich arbeitenden Erweiterung iſt nur 
gegeben durch Trabantenbildung mit ausge 
prägtem Eigenleben und eigenen Arbeitsſtätten. 
Dabei ſollen die kulturellen und ziviliſatoriſchen 
Werte der Großſtadt keineswegs verkannt werden. 

2. Im Hinblick auf die Tatſache, daß Deutjch- 
land in nächſter Zukunft ſeine wirtſchaftliche För⸗ 
derung auf das Außerſte ſteigern muß, iſt danach 
zu ſtreben, daß bei der Arbeit der höchſte wirt— 
ſchaftliche Vorteil, verbunden mit höchſtem ſozialen, 
ethiſchen, familiären uſw. Nutzen gewährleiſtet 
wird. Dies iſt nur zu erreichen durch fabrikatoriſche 
Dezentraliſation mit Hilfe der Landesplanung. 

(Fortſetzung folgt.) 


Baublock und Straße im Städtebau. 
Eine formgeſchichtliche Studie. 
Von Privatdozent Dr. Bechtel, Breslau. 
(Schluß). 


ie Studie über das Verhältnis von Bau— 
block und Straße im Städtebau des Mittel- 
alters (vergl. Heft 10/11 dieſer Zeitſchrift) hatte 
uns gezeigt, wie ſich rationale und irrationale 
Motive in der Praxis des Städtebauers zu einer 
Harmonie verſchmolzen, die uns die erſte Blüte 
deutſcher Städtebaukunſt beſcherte. Die rationalen 
Momente waren Bindungen wirtſchaftlicher und 
techniſcher Natur, denen der Städtebau unter- 
worfen war, die irrationalen Momente können 
wir in dem künſtleriſchen Empfinden und ſinn⸗ 
haften Formwillen der gotiſchen Städtebauer er- 
kennen. Am Ende des Mittelalters lag ſo ein 
fertiges Gerüſt der ſtädtebaulichen Syſtematik 
vor, an dem ſcheinbar keine weitere Vollendung 
mehr angebracht werden konnte. 

Was blieb der Neuzeit, was blieb dem Städte— 
bau des neuen Territorialfürſtentums zu tun 
übrig? Dieſe Frage ſcheint umſo ſchwerwiegender, 
wenn wir bedenken, daß wir zu Beginn des 
19. Jahrhunderts etwa nur jo viel Städte über⸗ 
kommen haben, wie bereits das Mittelalter gehabt 
hatte. Die Tätigkeit im Städtebau vom 16. bis 


18. Jahrhundert umfaßt daher in erſter Linie die 
Verwaltung des überkommenen Erbe aus dem 
Mittelalter, ſeine Pflege und — wenn möglich — 
ſeine Verbeſſerung und Verſchönerung. 

An neuen Städten kam zu den Hunderten 
mittelalterlicher Gründungen nur ein knappes 
Dutzend hinzu: es ſind die Reſidenzſtädte der 
kleinen Fürſten, wie Mannheim (angelegt 1608), 


Ludwigsburg bei Stuttgart (1709), Karlsruhe 
i. B. (1715), Neuſtrelitz (1726), Ludwigsluſt 


(1765), um die wichtigſten zu nennen. Dazu kam 
der Ausbau Potsdams, die Neuanlage, bezw. Er- 
weiterung von Erlangen (1686 und 1706), Kaſſel 
(1685), Reinsberg (1740), Neuruppin (1785) und 
die verſchiedenen Erweiterungen Berlins im 
17. und 18. Jahrhundert; ſchließlich auch der 
Wiederaufbau, das „Retabliſſement“ mancher durch 
Krieg und Feuer zerſtörten Städte. Ehe wir dieſe 
Neugründungen und Umwandlungen näher be- 
trachten, wenden wir uns noch einmal den mittel⸗ 
alterlichen Städten zu, um jetzt ihre durch die 
Zeitereigniſſe bedingten Veränderungen zu ſtu⸗ 
dieren. 


Die wichtigſten und bedeutendſten Berande- 
rungen im äußeren Bilde der Städte wurden 
veranlaßt durch die Umwälzungen auf dem Ge- 
biete der Befeſtigungskunſt infolge der Erfindung 
des Schießpulvers. Die mittelalterlichen Stadt⸗ 
mauern waren verhältnismäßig einfache Bau⸗ 
werke geweſen, die Bürger hatten in ihren 
Kirchen, Rathäuſern und anderen öffentlichen 
Gebäuden viel größere Opfer bringen müſſen und 
dementſprechend auch größere Leiſtungen voll— 
bracht, als bei der Ausführung der einfachen 
Wall- und Grabenanlagen und dem Bau der pri⸗ 
mitiven Stadtmauern mit ihren oft mehr defo- 
rativen als praktiſchen Tortürmen. Darum waren 
die mittelalterlichen Städte in ihrem Umfang 
elaſtiſch geblieben, Stadtanbauten und Vor⸗ 
ſtädtchen konnten bei paſſender Gelegenheit ohne 
Schwierigkeiten durch eine Erweiterung der 
Mauerlinie mit eingeſchloſſen werden. 

Nun, im 16. Jahrhundert, tauchten die erſten 
Theoretiker der Stadtbaukunſt auf, die über die 
beſte Anlage von Feſtungsſtädten nachdachten. 
1535 erſchien post hum das Werk von Albrecht 
Dürer über Befeſtigungsanlagen (de urbibus, 
arcibus, castellisque condendis). Das Buch be- 
handelt in echt Dürerſcher Art in inſtruktiver 
zeichneriſcher Darſtellung mit erklärendem Text 
die theoretiſchen Möglichkeiten bei der Belagerung 
einer Stadt. Es iſt einleuchtend, daß man von 
jetzt ab mehr an Batterietürme, Rondelle und 
Baſteien, an Außenwerke und befeſtigte Brücken 
dachte, als an die Weiterbildung des Zuſammen— 
hanges von Baublock und Straße. Glüdlicher- 
weiſe iſt das nur eine Übergangszeit geweſen. Im 
17. und 18. Jahrhundert ſetzte ſich dann neben 
der Betonung fortifikatoriſcher Anlagen das 
Kunſtempfinden des Barock auch im Städtebau 
machtvoll durch. Aber das war unabänderlich, 
daß nun die Feſtungslinien wie eine ſtarre 
Rüſtung die Städte feſt einſchloſſen. Wir müſſen es 
vom Standpunkt des Städtebauers heute faſt als 
ein Glück bezeichnen, daß die Städte in der Zeit 
von 1500 —1800 kaum eine Vermehrung ihrer 
Einwohnerſchaft erfuhren, mit Ausnahme der 
ganz wenigen größten Städte, wie z. B. Berlin. 
So wurde eine Übervölkerung und das Auftreten 
ungünſtiger Wohnungsverhältniſſe auch in den 
durch die Feſtungsanlagen eingeſchloſſenen 
Städten vermieden. Kam es doch in manchen 
Städten infolge der mannigfachen Kriege ſogar 
zu einer jo ſtarken Verminderung der Bevöl— 
kerung, daß man ſich mit allen Mitteln um den 
Zuzug neuer Einwohner bemühte. Unter Gee 
währung mannigfacher Privilegien holten z. B. 
die preußiſchen Könige ſich Sſterreicher, Hol⸗ 
länder, franzöſiſche und Salzburger Proteſtanten 
herbei. Die Privilegien für die anzuſiedelnden 
Zuzügler beſtanden meiſtens in unentgeltlicher 


S ch le fi ch e 


6 e i m 399 


Überlaſſung des Bauplatzes, Gewährung völliger 
oder faſt völliger Koſtenloſigkeit der Baumate⸗ 
rialien und Befreiung von allen Steuern und 
Laſten auf längere Zeit, gewöhnlich auf 15 Jahre, 
in Ansbach ſogar auf 40 Jahre. Mancherorts 
entſchloſſen ſich die Fürſten, um ſchneller zu einer 
anſehnlichen Reſidenz zu kommen, in ihrem Bau⸗ 
eifer ſogar dazu, auf eigene Koſten und in eigener 
Regie Wohnhäuſer zu errichten, die dann gegen 
niedrigen Mietzins vergeben oder weit unter 
Preis zu Eigentum übertragen wurden. 

Wir können uns von dem Geiſte jener Zeit im 
Städtebau nur eine richtige Vorſtellung machen, 
wenn wir einen Blick auf die Wirtſchaftsgeſchichte, 
auf die Zeit des Merkantilismus, werfen. Man 
pflegt jene Epoche auch kurz und treffend mit 
einem Schlagwort als „Syſtem der landesfürſt⸗ 
lichen Wohlſtandspolizei“ zu bezeichnen. Der 
Merkantilismus ſtellte eine geniale Verbindung 
von politiſchem Machtwollen und wirtſchaftlichem 
Zweckdenken dar. Die großen Männer jener Zeit 
wie Cromwell, Sully, Colbert, Friedrich Wil⸗ 
helm J., Friedrich II., Peter der Große find Po- 
litiker wie Finanzpraktiker und volkswirt⸗ 
ſchaftliche Organiſatoren in einer Perſon ge— 
weſen. Die neuen ſtaatlichen Flotten und neuen 
ſtehenden Heere wurden ebenſo zu Machtorganen 
ausgebildet, wie gleichzeitig zur Ausdehnung der 
Wirtſchaftsſphäre der heranwachſenden territorialen 
Staaten verwendet. Die Wirtſchaftspolitik war 
ganz auf die Vermehrung und Ausdehnung des 
Außenhandels abgeſtellt. Nach Möglichkeit ſollten 
nur Rohſtoffe eingeführt, nur Fabrikate ausge- 
führt werden. Denn man glaubte, der Wohlſtand 
eines Landes beruhe auf der möglichſt großen 
Zahl von gewerbefleißigen Menſchen. Wenn 
auch an eine Ausdehnung des gewerblichen Groß— 
betriebes in der Art der modernen Fabriken im 
17. und 18. Jahrhundert im allgemeinen noch 
nicht gedacht werden kann, jo waren doch immer⸗ 
hin ſchon die erſten Schritte zur Produktion von 
Maſſenware, von Gütern für den Ausfuhrhandel 
und für den Maſſenbedarf der Heere, dem größten 
Auftraggeber damaliger Zeit, getan. 

Wir finden infolgedeſſen in den Städten noch 
nicht die große Schar der induſtriellen Arbeiter— 
ſchaft, ſondern eine Zuſammenſetzung der Bevöl⸗ 
kerung aus überwiegend gleichmäßig geſtellten 
Gewerbetreibenden und ihren Gehilfen. Der be⸗ 
ſcheiden und ruhig dahinlebende bürgerliche Ge- 
werbetreibende glich in ſeinen Anſprüchen und 
Bedürfniſſen ſeinem Nachbarn zur Rechten wie 
zur Linken. Das beſtimmte das Ausſehen der 
Städte in ihrem inneren Gefüge; daher das uns 
heute oft in Erſtaunen ſetzende Gleichmaß der 
Bürgerhäuſer des 17. und 18. Jahrhunderts. 
Dieſes gleichmäßige Ausſehen der Wohnhäufer. 
wurde noch durch beſondere Verordnungen geför⸗ 
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dert, wie z. B. beim Wiederaufbau des 1708 ab- 
gebrannten Croſſen a. O.: „Die Häuſer auf dem 
Marckte ſollen insgeſamt von drey Etagen, die in 
denen Gaſſen aber nur von zweyn Etagen gebaut 
werden“. Es wurden in den Bauordnungen alſo 
nicht nur Vorſchriften über Konſtruktionen und 
Feuerſicherheit, ſondern auch ſchon für eine abge— 
ſtaffelte Bauhöhe im Sinne einer Staffelbauord— 
nung gegeben. Das einfache, gleichförmige Aus- 
ſehen der Häuſer aus dem 17. und 18. Jahr- 
hundert mag dem nachfolgenden 19. Jahrhundert 
von ſeiner Betonung des Individuellen aus wohl 
als ein Mangel erſchienen ſein. Die Gleichför⸗ 
migkeit — im beſten Sinne des Wortes — war 
aber zu ihrer Zeit ein gewolltes künſtleriſches 
Mittel. So wie die Maſſe der Untertanen beim 
Auftreten des Fürſten in der Offentlichkeit den 
wirkſamen Hintergrund für Paraden und Luſt⸗ 
barkeiten abgab, jo ſollte die Maſſe der Bürger: 
häuſer in ihrer anſpruchsloſen Gleichförmigkeit 
dazu dienen, durch ihre Schlichtheit den Prunk 
der Schlöſſer und fürſtlichen Bauwerke — man 
denke an das Rokoko — zu ſteigern. Dieſer Ab⸗ 
ſicht entſprangen dann die genauen Beſtim— 
mungen in den Bauordnungen über den Gejamt- 
aufbau der Häuſer, Materialverwendung, 
Faſſadengeſtaltung, Angaben für Tür- und 
Fenſtergrößen, Höhe und Ausladung des Haupt- 
geſimſes uſw. In manchen Städten gaben die 
Baubehörden ſogenannte Modelle d. h. Grundriß— 
und Aufrißſchemata heraus, die der weiteren Be- 
arbeitung zur Grundlage dienen ſollten. 
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Bei der Geſtaltung der Stadtpläne ging man 
von der Erbſchaft des Mittelalters aus. Nach 
einem wohlüberlegten Plane verteilte man weiſe 
und ſparſam — eine Notwendigkeit bei den oft- 
mals begrenzten Mitteln der kleinen Reſidenzen 
— Platz⸗ und Straßenräume über das ganze 
Stadtgebiet wie eine Folge von Feſtſälen und 
Korridoren in einem Fürſtenbau. Abſtufung und 
Größenſteigerungen waren ſorgfältig überlegt, 
ſo daß es nun ganz natürlich erſcheint, daß man 
jene oben erwähnten ſtrengen Bauvorſchriften 
erließ, wenn man auch berückſichtigen muß, daß 
dieſe damals überhaupt im Geiſte des Merkan⸗ 
tilismus, der fürſtlichen Wohlſtandspolizei, und 
der Zeit des Bevormundens lagen. Durch die 
Vorſchriften über die Größenabmeſſungen uſw. 
und durch die Unterordnung des Ganzen unter 
einen einheitlichen künſtleriſchen Willen wurde 
der Zuſammenklang von Straßen- und Platz 
wand mit Straßen- und Platzraum erreicht, 
worin wir heute den eigentlichen künſtleriſchen 
Fortſchritt in dem Städtebau jener Zeit erblicken. 
Welche bedeutenden künſtleriſchen Leiſtungen ſo 
erzielt worden ſind, zeigen uns noch heute die in 
ihren alten Teilen faſt unveränderten kleinen 
Reſidenzſtädte, wie Erlangen, Bayreuth, Karls— 
ruhe u. a. Das Verhältnis von Blockwand zum 
Straßen- und Platzraum war zum künſtleriſchen 
Element im Städtebau des 17. und 18. Jahr— 
hunderts geworden. 


Rleinftadtbildungen. 


Von Dipl.-Ing. Gerhard Schroeder. 


W leben in einer „großen“ Zeit. Nach dem 

fürchterlichſten aller Kriege das entſetzliche und 

lange andauernde Durcheinander von Revolution 
und Inflation, von Stabiliſierung und Wirtſchafts⸗ 
kriſe. Wie gebannt ſchauen wir nach dem Geld- 
markt, und ſo wie in der Inflation jeder kleine 
Stift eine Ahnung hatte von Kurſen, faſt ſo genau 
weiß heute jeder, daß kein Geld zu leihen iſt, und 
daß die hohen Zinsſätze kein reges wirtſchaftliches 
Leben aufkommen laſſen. 

Denn das rege wirtſchaftliche Leben, ſoll heißen 
der quantitativ größte Umlauf iſt das von uns allen 
heiß erſehnte Ziel, ſozuſagen der kreiſende Pol in 
der Erſcheinungen Flucht. Faſt ſchien es im Kriege, 
nach dem Kriege und in den vergangenen Jahren, 
als wollte ſich in uns, in allen Schichten und allen 
Berufen, in unſerem ganzen Volk nach der ſinn⸗ 
loſen Maſſenſteigerung des vergangenen Jahrhun⸗ 

derts der Gedanke der Qualität endlich dem der 
Quantität gegenüberſetzen. 


Die dörflichen, die ländlichen Werte wurden er- 
kannt, es kam die Hauſſe für die Landwirtſchaft, 
aber — es war eine Schein-Hauſſe, ein trügeriſcher 
Schein für den Materialiſten und den Idealiſten. 
Heute iſt „der Bauer in Not“, und man begegnet 
nicht mehr ſo ſtark dem Willen nach ländlicher, 
gärtneriſcher Betätigung bei der Stadtbevölkerung. 
Die Großſtadt entfaltet wieder alle ihre Reize, es 
gibt wieder Butter und Eier dort, es gibt wieder 
lichterfüllte Reſtaurants und Kinos, die Licht- 
reklame kann ſich wieder ſehen laſſen und jagt ganze 
Zeitungsnachrichten über ihre lampenbeſetzten 
Gerüſte. 

Wir ſind im Grunde ſehr einfache Menſchen, 
vielleicht bereits in demſelben Sinne naiv, wie uns 
heute die Amerikaner erſcheinen. Die Bewegung 
hat uns erfaßt. Wer kennt nicht das Gefühl, das 
den Autofahrenden ergreift, wenn er die Möglich- 
keit verſpürt, ſchneller fahren zu können? Er wird 
es verſuchen! Von der reinen Vermehrung und 
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Anhäufung der Vorkriegszeit find wir nach dem 
Kriege verfallen in das gerade Gegenteil: das rein 
Ländliche, das Dörfliche erſchien uns als das Ideal, 
ſo wie dieſe Gegenſätze ſich von jeher angezogen 
haben. Daraus ergab ſich in den Zeiten der ſchwer⸗ 
ſten wirtſchaftlichen Not der Kampf, die Feindſchaft 
zwiſchen Großſtadt und flachem Land. Die Wun⸗ 
den dieſes Kampfes ſind noch kaum verharſcht. Über 
dieſem unſeren Tagestreiben, über dieſer raſenden 
Entwicklung haben wir ganz gewiß eines vergeſſen: 
unſere Kleinſtädte. 

Vergegenwärtigen wir uns, welche Entwicklung 
ſie im Laufe der Zeit genommen haben, was ſie 
heute ſind und was ſie werden ſollen! 

Alle bedeutenderen Plätze und Stadtbildungen 
Deutſchlands im Mittelalter waren ſehr beſchränk— 
ten Umfanges, waren Kleinſtädte nach unſerer 
heutigen Auffaſſung. Das rein Ländliche, das 
Dörfliche konnte nicht bleiben mit dem Fortſchreiten 
der Wirtſchaft und der Kultur, es mußten notwen⸗ 
digerweiſe die Menſchen ſich zuſammenſchließen, ſich 
abrunden nach dem alten Geſetz, daß alles einzelne 
ſich organiſch zur Selbſtändigkeit entwickeln muß, 
um möglichſt lange für ſich allein leben zu können. 
Die Aufgabe dieſer Zellenbildung übernahmen die 
Städte des Mittelalters, die in dieſem Sinne Klein⸗ 
ſtädte, Handwerker- oder Ackerbürgerſtädte waren. 
Es tut hierbei wenig zur Sache, ob ſich in einer 
dieſer Städte noch ein Fürſten- oder Biſchoffſitz be- 
funden hat. Sie waren ſtets ein Komplex gleich⸗ 
gearteter oder beſſer: organiſch zuſammengeſetzter 
Menſchen, die in allem ihren Tun und Denken auf⸗ 
einander eingeſpielt waren.“) Dieſe Städte waren, 


abgeſehen von den allgemeinen menſchlichen 
Schwächen und Unzulänglichkeiten, harmo⸗ 


niſche Gebilde. Ihre Einwohner hatten alle 
den nötigen Zuſammenhang mit ihrer Arbeit und 
mit dem Nachbarn, in ihrem Tun und Denken 
ſpiegelte ſich ihr Weltbild. 
Ihr Weltbild, und das des Landes. Denn 
ſie waren die geſunde, natürliche und organiſche 
Zuſammenfaſſung der Kräfte des Landes. Es gab 
ſehr viele von ihnen, ſie unterſchieden ſich auch 
wenig in ihrer Größe. Einige wurden bekannter 
und geſuchter durch die Güte ihrer Produkte, andere 
durch ihre günſtige Lage an den Handelsſtraßen. 
Es mag ſcheinen, als wenn alſo auch für ſie früher 
die Vor⸗ und Nachteile des Verkehrs beſtanden 
haben. Gewiß war es ſo, doch die geringe Schnellig⸗ 
keit des Verkehrs ließ eine große Weiträumigkeit 
beſtehen, und die Anzahl der vorhandenen Handels- 
ſtraßen war im Verhältnis genommen größer als 
heute, wo einige wenige Hauptſtraßen polypenartig 
allen Verkehr anſaugen. 
Unſer folonifierter Often und beſonders die Pro⸗ 
vinz Schleſien gibt hierzu lehrreiche Beiſpiele. Fait 
) über die Art dieſes Organismus fi : 
„Baublock und Straße dieses pore: . 


unſere ſämtlichen Städtebildungen ſind gleichen 
Datums. Faſt alle dieſe Kleinſtädte ſtammen aus 
dem 12. und 13. Jahrhundert. Sie find gegründet 
worden und haben in einem verhältnismäßig dich⸗ 
ten Netz das Land überzogen. Die Unterſchiede 
zwiſchen der Hauptſtadt des Landes, Breslau und 
ihnen waren, an den Zahlen und an der Bedeutung 
gemeſſen, nicht entfernt ſo ſtark wie heute: Breslau 
zählte um 1500 ca. 40 000 Einwohner, während 
ſie ſich in den Zahlen von 2— 6000 bewegt haben. 
Man vergleiche: neue Städte ſind ſeitdem kaum hin— 
zugekommen, wohl aber haben dieſe alten Klein— 
ſtädte an Bedeutung eingebüßt und an Zahl faſt 
gar nicht zugenommen, mit wenigen Ausnahmen. 
Der Vergleich unſerer heutigen Kleinſtädte mit den 
damaligen iſt an ſich ganz falſch. Die damaligen 
waren äußerlich gewiß ärmlicher, bis gegen das 
17. Jahrhundert wohl gar in Lehm und Holz er- 
richtet, aber fie waren durchaus die Wirtſchafts⸗ und 
Kulturfaktoren des ganzen Landes. Das kann man 
von ihnen heute leider nicht ſagen. Faſt ſcheint es, 
als hätten die Großſtädte alles Leben an ſich ge- 
riſſen. Die Ausbildung des Verkehrs hat bis jetzt 
noch immer ſo gewirkt, daß die Kleinſtädte in ihrer 
Bedeutung geſunken ſind, ſtatt das Umgekehrte zu 
erreichen. Liegt dieſer ganzen Entwicklung nicht 
immer noch die Anſicht zugrunde, daß allein die 
Großſtadt, die Rieſenſtadt imſtande ſei, die 
modernen Ziviliſations⸗ und Kulturforderungen 
zum Heile der Menſchheit zu erfüllen? Und ſind 
nicht gerade die Menſchen und gerade die Bewohner 
der Kleinſtädte daran ſchuld, wenn dieſe Entwick— 
lung immer weiter geht? Erkennen wir nicht alle 
immer noch dieſes ganz einfache, primitive Streben 
in bezug auf die Quantität an? Und fehlt es nicht 
uns allen immer noch an der Erkenntnis, wohin 
die Reiſe geht, an dem Ziele der Geſtaltung unſeres 
Lebens, an dem Willen zur Harmonie? 

Sind unſere Kleinſtädte nun aber imſtande, uns 
dieſem Ziel näher zu bringen? Beſſer als die 
Großſtädte? it es möglich, heute die Handwerker- 
und Ackerbürgerſtädte zu wollen und zu pflegen, die 
einſt die Spitzen des Landes waren? Es wird 
gewiß ſchwer ſein, darauf eine kurze und bündige 
Antwort zu geben. Es iſt gewiß nicht zu leugnen, 
daß unſer Handwerk heute eine ſchwere Kriſe durch- 
macht, die es verſtändlich erſcheinen läßt, wenn 
vielen die Fabrik und der Maſchinenarbeiter als 
das notwendige Übel der Zukunft vor Augen ſteht! 
Doch: wir haben eine kurze, raſche Epoche der 
Organiſationen, der Überorganiſationen eben hinter 
uns. Der Kaufmann beginnt wieder mit einem 
kleineren Umſatz zu rechnen, er begnügt ſich — ſo 
hoffen wir — bereits wieder mit einem beſcheidenen 
Gewinn. Gekaufte Gegenſtände behalten ihren 
Wert in erhöhtem Maße, da ſie ſehr teuer ſind. 
Man gewöhnt ſich wieder daran, Gebrauchsgegen- 
ſtände zu ſchonen. Der Grundſatz der ſoliden, 
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Flächenaufteilungs⸗ (Bauzonen) Plan der Stadt Wohlau 
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peinlich genauen Arbeit beginnt wieder oben an zu 
ſtehen in unſerem Wirtſchaftskodexk! Damit gewinnt 
aber auch wieder die zur Qualitätsarbeit geeignete 
Perſönlichkeit an Bedeutung und damit auch der 
auf eine geringe Anzahl von Tätigen beſchränkte 
Qualitätsbetrieb. Wir haben heute be⸗ 
reits wieder, beſonders in Süddeutſchland, quali⸗ 
tativ hochwertige Betriebe, jo vor allem im Bau⸗ 
gewerbe, die, von einzelnen tüchtigen Handwerks⸗ 
meiſtern gegründet, hochſtehende Arbeit leiſten und 
ihre Erzeugniſſe weithin verſchicken. Es iſt hier 
nicht der Raum und die Aufgabe, Beweiſe zu er— 
bringen dafür, wie das kommende Handwerk und 
der beſchränkte Qualitätsbetriebausſehen muß. Aber 
es muß ja hierbei nicht gedacht werden an den 
verſonnenen, einzelnen Meiſter des Hans Sachs⸗ 
Typs, es kann auch z. B. Schloſſereibetriebe geben 


mit 10 bis 12 Kräften und den hochwertigſten 
Maſchinen. Solche Betriebe können überall ſein. 
Sie brauchen nicht in den Großſtädten zu ſitzen. 
Es dürfte ferner kein Fehler ſein, wenn ſich dicht 
neben ſolchen Qualitätshandwerkern Ackerbürger 
befinden, die ihrerſeits Land und Garten hoch— 
wertig bewirtſchaften. Und ſo könnte der Faden 
weiter geſponnen werden. Es ijt nicht mehr und 
nicht weniger zu fordern, als daß die Qualität 
ſich durchſetze bis in die fernen Winkel. Wenn 
man dieſe Früchte von dem üppig gedeihenden 
Baum des Verkehrs brechen wird, dann wird man 
auch zu einer Reorganiſation der Klein⸗ 
ſtädte kommen. 5 

Es ſeien in folgendem einige Arbeiten der Schle- 
ſiſchen Heimſtätte kurz gezeigt, die in dieſer Rich⸗ 
tung ſich bewegen. Es ſei auch gleich im voraus 


gejagt, daß es eben 
einzelne Beiſpiele 
ſind, die nicht etwa 
als letzte Ergebniſſe 
betrachtet werden 
können. Es iſt den 
Fachleuten vielmehr 
bekannt, wie ſchwie⸗ 
rig bei den vorhan⸗ 
denen geſetzlichen 
Beſtimmungen das 
Fortſchreiten auf 
dieſem Gebiete iſt. 
Auch befindet ſich 
der Städtebauer, der 
plant und berät, 
häufig in der ſchwie⸗ 
rigen Lage eines 
Propheten, der ſa⸗ 
gen muß, wie alles 
kommen ſoll. Es 
iſt allem Bedenken 
gegenüber aber im⸗ 
mer wieder zu be⸗ 
tonen, daß nur dem 
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Abb. 2. Flächenaufteilungs- (Bauzonen) Plan der Geme 
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Abb. 3. Flächenaufteilungs⸗ (Bauzonen) Plan der Gemeinde Rothenbach 


Maßſtab 1:25 000. 


Tätigen geholfen 
wird. Und wenn auch 
viele Planungen ſich 
unter dem Druck der 
ſpäteren wirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung 
verändern müſſen, 
ſo iſt es vor allem 
notwendig, daß die 
Kleinſtädte und die 
ſich raſch entwickeln⸗ 
den ländlichen Ge- 
meinden größeren 
Umfanges gerade 
jetzt Pläne in die 
Hand bekommen, die 


ihnen als Pro⸗ 


gramm für die be⸗ 
deutenden Pro⸗ 
bleme der kommen⸗ 
den Zeit dienen 
können. So zeigt 
die Abb. 1 den 
Bauzonenplan der 
Stadt Wohlau. Die 


404 


SH@tefifhe s 


beim 


Abb. 4 
Flächenaufteilungs⸗ (Bauzonen) Plan der Gemeinde Klettendorf 
Maßſtab 1: 25 000. 


ſchwierigen Waſſerverhältniſſe in ihrer Umgebung 
zwingen hier zur Anlage eines neuen Stadtteiles 
jenſeits der Bahnſtrecke, der durch Unter⸗ bezw. 
Überführungen mit dem alten Teil verbunden 
werden muß. Eine ganz ähnliche Entwicklung 
zeigt der Plan der Landgemeinde Königszelt, 
Abb. 2, wo vorhandene Induſtrie und umfang⸗ 
reiches Eiſenbahngelände ebenfalls die Anlage eines 
neuen Teiles ſüdlich der Bahn fordern. Was für 
die Anlage von Qualitätsbetrieben in Kleinſtädten 
ſpricht, trifft in gleicher Weiſe auf die Anlage von 
Induſtrie und Fabriken zu. Wir ſehen hier in 
Königszelt ein Dorf, das ſich erſt in jüngſter Zeit 
als Eiſenbahnkreuzungspunkt induſtriell entwickelt 
hat, deſſen ſtädtebauliche Zerriſſenheit eine Rege- 


lung beſonders dringend erforderte und das nun in 
der glücklichen Lage iſt, ſein Gemeinweſen im Sinne 
des Vorhererwähnten auszugeſtalten. Denn not⸗ 
wendigerweiſe wird hier verſucht werden müſſen, 
das Gleichgewicht durch entſprechende Auflockerung 
und menſchenwürdige Anſiedlung der Arbeiter, jo- 
wie ebenfalls durch Anſetzung von handwerklichen 
und gärtneriſchen Qualitätsbetrieben und dergl. zu 
ſchaffen. Das gleiche gilt von dem Plan der Ge⸗ 
meinde Rothenbach (Abb. 3), deren Einwohner 
hauptſächlich Bergarbeiter ſind. Auch hier ſpielt die 
Auflockerung der Bebauung und vor allem die An⸗ 
lage von Heim- und Schrebergärten die größte 
Rolle. Dieſe Schrebergärten ſind ſo gelegt, daß ſie 
in Verbindung mit den Heimgärten im Innern der 


Blöcke Grüngebiete ſchaffen, 
die in zweckmäßiger und ſpar⸗ 
ſamer Weiſe öffentliche Grün⸗ 
anlagen erſetzen. 

Das ſchwierige Gebiet der 
ländlichen Vorortgemeinden ei- 
ner Großſtadt berühren die 
beiden Pläne von Klettendorf 
(Abb. 4) und Krietern (Abb. 5). 
Unbeſchadet aller Schwierig⸗ 
keiten beſteht aber auch für 
dieſe die Forderung, daß ſie 
ſich möglichſt in ſich wirtſchaft⸗ 
lich und kulturell organiſieren 
müſſen. Auch ſie werden ſich 
als möglichſt vollkommene Glie⸗ 
der in den ganzen Organismus 
Stadt — Land einfügen müſſen. 
Es iſt hier an das Zuſammen⸗ 
gehen mehrerer kleiner Ge— 
meinden gedacht, die zuſammen 
in Zukunft einen Bezirk bilden 
ſollen, der wohl in einer ge⸗ 
wiſſen wirtſchaftlichen Abhaͤn⸗ 
gigkeit von der nahen Groß 
ſtadt Breslau ſtehen wird, der 


chenaufteilungs⸗ (Bauzonen) Plan 
der Gemeinde Krietern Kreis Breslau 
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aber doch — gewiß nicht zum 
Schaden der Stadt — darauf 
bedacht ſein muß, dieſe Be⸗ 
ziehungen auf das unbedingt 
notwendige Maß zu beſchrän⸗ 
ken. Um von den vielen Vor⸗ 
‚teilen, die dieſe Zuſammen⸗ 
legung und Selbſtändigkeit des 
ganzen Komplexes bieten würde, 
der Kürze halber nur einen 
zu erwähnen, ſei hier darauf 
hingewieſen, daß beſonders die 
Bodenpreiſe ein erträgliches 
Maß behalten dürften. In 
dieſem Zuſammenhang ſei auch 
an London erinnert, deſſen 
Grafſchaſtsbildung viele ſolcher 
Bezirke, ſogar im engſten 
Stadtgebiet kennt, die gewiß 
in ihrer inneren Ausbildung 
und Struktur heute noch nicht 
vorbildlich ſind, verwaltungs⸗ 
mäßig aber doch gut arbeiten, 
die alſo die Vorbedingungen 
zeigen, um eine geſunde dezen— 
trale Entwicklung anzubahnen. 


Abb. 6 Luftbild der Ortslage Klettendorf und Krietern vom Süden gegen Norden. Rechts 
unten die Zuckerfabrik.“ 


) Luftbildaufnahme des Aerolartographiſchen Inſtituts, Breslau. 
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Abb. 6 zeigt in einer Fluazeugaufnahme den 
gegenwärtigen Zuſtand mit Klettendorf im 
Vorder- und Krietern im Hintergrund. 

Der Plan von Krietern (Abb. 5) paßt ſich den 
vorhandenen Gegebenheiten möglichſt an, bis 
auf die teilweiſe Abriegelung der vorhandenen, 
ſchräg durchlaufenden Breslauer Straße, die zur 
Sammelader für Geſchäfte und Verkehr des ganzen 
Ortes werden ſoll. Es iſt damit erreicht, daß 
Krietern von jedem durchgehenden Autoverkehr, der 
hier beſonders ſtark iſt, verſchont bleibt, und daß 
dieſer auf die große Kunſtſtraße Breslau Schweid⸗ 
nitz verwieſen wird. Die beſonderen Bedingungen, 
die dieſe Gemeinde als nächſter Vorort der Stadt 
zu erfüllen hat, find bezüglich der Grünflächen jo 
geregelt, daß von dem vorhandenen ſtädtiſchen 
Südpark ein Grünſtreifen nach den vorhandenen 
Wieſen des Lohetales führt. Dieſer Grünſtreifen 
iſt ſo in das Innere der Baublöcke gelegt, daß er, 
zuſammen mit den anſtoßenden Gärten, eine be- 
trächtliche Freifläche darſtellt. Es mag dies als ein 
Beiſpiel erſcheinen für eine wirklich voraus⸗ 
ſchauende und ſachliche Auffaſſung der leitenden 
Perſönlichkeiten einer kleinen Gemeinde, für die die 
Durchführung einer ſolchen, für ihre Verhältniſſe 
umfangreichen Grünfläche gewiß keine leichte Auf- 
gabe iſt. 

Die bei Krietern vorbeiführende große Kunſt⸗ 
ſtraße Breslau Schweidnitz durchſchneidet den an⸗ 
grenzenden Ort Klettendorf (Abb. 4) ſo, daß ſie 
das Induſtriegebiet hier vom Wohngebiet trennt. 
Während Krietern als reines Wohngebiet mit be⸗ 
ſcheidener Ergänzung von nicht ſtörenden klein⸗ 
gewerblichen Betrieben vorgeſehen iſt, wird in 
Klettendorf in beſchränktem Maße Induſtrie und 
Kleingewerbe anzuſiedeln ſein. Die beiden Pläne 
ſind gewiſſermaßen als Studien zu einer Bezirks⸗ 
jtadt anzuſehen, die außer dieſen beiden Orten auch 
noch das angrenzende Hartlieb umfaſſen ſoll. Die 
Gegebenheiten verlangten hier, daß vorläufig für 
die einzelnen Gemeinden Teilpläne aufgeſtellt 
wurden. Wohl wäre es beſſer geweſen, für das ge⸗ 
ſamte Gebiet einen gemeinſamen Plan anzufer⸗ 
tigen. Jedoch: das führt uns zu dem oft erwähnten 
Streitpunkt: ſollen wir warten, bis für alles und 
jedes ein umfaſſender Plan vorliegt, oder ſollen wir 
auch für einen Teil, für eine einzelne Zelle einen 
Plan aufſtellen, der unter Umſtänden ſpäter, wenn 
die Beziehungen zur Geſamtheit geregelt werden 
können, einer Berichtigung bedarf? Es muß hier 
wieder betont werden, wie bitter notwendig wir 
ein Geſetz brauchen, das die uralten Beſtimmungen 
des Fluchtliniengeſetzes von 1875 und die vielen an⸗ 
deren Teilbeſtimmungen, die inzwiſchen erlaſſen 
find, zuſammenfaßt und jo ergänzt, daß wir wirk⸗ 


Landesplanung. 
wenn wir erſt für das Land, für die Provinz und 
für den Bezirk einen umfangreichen Plan aufgeſtellt 
hätten, bevor wir zum einzelnen Gebiet, zur ein⸗ 
zelnen Gemeinde übergehen, doch praktiſch würde 
das bedeuten, daß wir vielleicht auf Jahrzehnte 
hinaus einen ungeregelten Zuſtand ſchlimmſter 
Art haben, wo u. U. die vielen alten, entſetzlich 
mangelhaften Bebauungspläne weiter durchgeführt 
werden würden, und wo dann der Landesplan 
allerdings ganze Arbeit machen müßte. 

Wir ſind auf dem rechten Wege im Städtebau! 
Es iſt eine vollkommene Wandlung eingetreten. 
Wir werden Veränderungen, Verbeſſerungen uns 
ſerer ſtädtebaulichen Anſichten bekommen, doch 
werden ſich dieſe in einem Rahmen halten, der die 
Grundlagen nicht vollkommen umwirft. Verände⸗ 
rungen ſind immer gemacht worden und werden 
immer nötig fein auf allen Gebieten des menſch— 
lichen Schaffens. Wenn ſich aber z. B. in einer 
ſtreng gotiſchen Kirche eine barocke Kanzel oder ein 
barocker Altar befindet, ſo iſt das, obwohl es doch 
eine ſehr ſtarke Stilveränderung bedeutet, für unſere 
heutigen Menſchen kaum erkennbar. Ja, es gibt 
Kirchen, die in 3 oder 4 weit auseinanderliegenden 
Stilepochen auch in ihrem Hauptkörper weitergebaut 
und aneinandergereiht worden ſind, und die trotzdem 
er Eindruck eines wohldurchdachten Organismus 
geben. 

So iſt zu ſagen, daß aufſtrebenden, ſich jetzt gerade 
raſch entwickelnden oder gerade jetzt endlich intereffier- 
ten Kleinſtädten und Landgemeinden durch einen 
Bebauungsplan geholfen werden muß unter möglich⸗ 
ſter Berückſichtigung der großen ſchwebenden Landes⸗ 
planfragen. Wenn hier nicht zu große neue Pläne 
aufgepfropft, wenn die Erweiterungen und Regelungen 
aus den Gegebenheiten herausentwickelt werden — 
hierzu gehört allerdings außer der nötigen Erkenntnis⸗ 
fähigkeit auch ein gewiſſer Mut —, dann wird der 
kommende Landesplan aus dieſen Bauſteinen ein 
zweckentſprechendes Bauwerk machen können. Ja 
vielmehr: er müßte dankbar dieſe Entwicklungsarbeit 
aufgreifen, da aus ihr die treibenden Kräfte des 
Landes viel leichter zu erkennen ſein werden, als aus 
totem Material. Das cn del des alten griechischen 
Philoſophen gilt auch hier. Die Reorganiſation 
der Kleinſtadt kann nicht aufgeſchoben werden. 
Sie muß ſelbſt ihre Miſſion erkennen und in ihren 
leitenden Köpfen ſich das Programm ſchaffen für 
die kommende Entwicklung. 
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Das deutſche handwerk und der Wohnungsbau der Zukunft! 


Bon Regierungsbaurat Rudolf Stegemann- Dresden. 


N: beinahe in ungeſunder Weiſe ſich raſend 
fortentwickelnde Induſtrialiſierung Deutſch⸗ 
lands in der Vorkriegszeit hat es zuſammen mit 
der Gewerbefreiheit mit ſich gebracht, daß das 
deutſche Handwerk, einerlei welcher Richtung es 
angehörte, nach und nach immer mehr beiſeite ge- 
drängt worden iſt und einen Teil der Bedeutung 
und vor allem der äußeren Wertung verloren 
hat, die es im Rahmen des deutſchen Wirtſchafts⸗ 
lebens unzweifelhaft verdiente. Es läßt ſich da- 
bei aber auch nicht wegleugnen, daß ein gerüttelt 
Maß der Schuld an dieſem Werdegang das Hand— 
werk ſelbſt trägt, da es manchmal ſchien, als ob 
die hier vereinten Kreiſe vergeſſen hätten, welch 
bedeutſame Rolle ihre Vorfahren in der Ent- 
wicklung des deutſchen Wirtſchafts- und des deut⸗ 
ie Städtelebens früherer Jahrhunderte geſpielt 
haben. 

Damals, als es noch keine Gewerbefreiheit gab 
und als das Handwerk mit eiſerner Fauſt darüber 
wachte, daß kein Ungelernter, oder „Bönhaſe“, 
wie man es nannte, ſich in die zünftige Arbeit 
hineindrängte, ſtand das Handwerk noch an erſter 
Stelle und durchaus gleichwertig neben dem 
Studierten. Im Ratskollegium ſaßen die 
zünftigen Meiſter nebeneinander mit den Aka⸗ 
demikern, und ihre Stimme war von bedeut— 
ſamem Gewicht. 

Die innere Begründung haben wir wohl vor 
allem darin zu ſehen, daß das Handwerk der da⸗ 
maligen Zeit mit feſter Hand dafür Sorge trug, 
daß es rein in ſeinem Hauſe ausſah und daß nur 
ſolche zur Arbeit zugelaſſen wurden, die nicht nur 
nach ihrer Vorbildung, ſondern auch nach ihrer 
inneren Einſtellung zum Werk einwandfreie und 
ſaubere Arbeit gewährleiſteten. 

Ganz beſonders kam dieſer Standpunkt im 
Bauhandwerk zum Ausdruck, das in früheren 
Zeiten in ſicher nicht zu unterſchätzender Weiſe 
eine glückliche Vereinigung des künſtleriſchen 
Schöpfertums und handwerklichen Könnens dar⸗ 
ſtellte. Der Umſtand, daß der Bürger dieſer Zeit 
das Streben hatte, ſeine Seßhaftigkeit und Ge- 
diegenheit auch äußerlich darzutun, brachte den 
Wunſch mit ſich, dieſem Gefühl durch den Bau 
eines eigenen Hauſes, das mit der Mietskaſerne 
des heutigen Tages nicht das Geringſte zu tun 
hatte, Ausdruck zu verleihen. Planung und Aus⸗ 
führung dieſer Bauten lag aber in den Händen 
des Handwerks und führte zu dem Entſtehen 
künſtleriſcher Wohnhausbauten, wie wir ſie leider 
heute nur noch vereinzelt in manchen alten deut- 
ſchen Städten finden. 

Erſt die in geradezu ungeſunder Schnelligkeit 
ſich entwickelnden Großſtädte mit ihrer Boden⸗ 


und Grundſtücks⸗Spekulation brachte es mit ſich, 
daß hier eine vollſtändige Verſchiebung zu⸗ 
ungunſten des Handwerks eintrat. Der geſunde, 
zuverläſſige Handwerkerſtand, der bisher die 
Führung in der Hand hatte, wurde verdrängt 
von Bau⸗Spekulanten übelſter Art, die unter ge⸗ 
ſchickter Ausnutzung der Konjunktur es ver- 
ſtanden, hochwertiges Bauland rechtzeitig billig 
an ſich zu bringen, um hier die ſo viel be— 
kämpften Mietskaſernen der Großſtädte zu er⸗ 
richten. 

Abgeſehen davon, daß hierbei die rein hand⸗ 
werksmäßige Solidität der Arbeit ſelbſtverſtändlich 
vollſtändig in den Hintergrund trat und zumeiſt 
von der Berückſichtigung künſtleriſcher Fragen 
überhaupt nicht mehr die Rede ſein konnte, erlitt 
in erſter Linie das Handwerk durch dieſe Ver⸗ 
ſchiebung der Verhältniſſe den größten Schaden. 

Es iſt ja eine allgemein bekannte Tatſache, daß 
— abgeſehen von dem Gewinn aus der Boden⸗ 
Spekulation — der Hauptvorteil der Spekulanten 
nicht in dem aus dem Verkauf der Häuſer er⸗ 
zielten Gewinn lag, ſondern in erſter Linie in 
den Verluſten, die die Ausbauhandwerker zu 
tragen hatten. Der Spekulant hat es ſtets ver⸗ 
ſtanden, Zwiſchenkredite und ratenweiſe Hypo⸗ 
thekenzahlungen an ſich zu bringen, die 80 % des 
eigentlichen Hauswertes darſtellten, während er 
gleichzeitig das Haus an einen Mitſpieler abtrat, 
ehe alle Handwerker bezahlt waren, ſo daß zum 
Schluß ein großer Teil der Handwerker mit ihren 
Reſtzahlungen unbefriedigt übrig blieb. 

Wenn auch zugegeben werden muß, daß die 
Geſetzgebung hier ſchließlich eingriff und 
wenigſtens die gröbſten Schäden zu beheben ver- 
ſtand, ſo iſt es doch ebenſo eine anerkannte Tat⸗ 
ſache, daß immer noch genug Krankhaftes übrig 
blieb, das vielleicht hätte vermieden werden 
können, wenn das ſolide Bauhandwerk in der 
Vorkriegszeit ſich noch aktiver an der Wohnungs⸗ 
erſtellung beteiligt hätte, als es tatſächlich der 
Fall war. 

Die beſonderen Verhältniſſe der Nachkriegszeit, 
der allgemeine wirtſchaftliche Zuſammenbruch 
und der Umſtand, daß Wohnungen nur noch mit 
Unterſtützung der öffentlichen Hand erſtellt werden 
konnten, brachten es mit ſich, daß die unerfreu⸗ 
liche Erſcheinung des Bauſpekulanten beinahe 
von heute auf morgen aus der deutſchen Woh⸗ 
nungswirtſchaft verſchwand. Auf der anderen 
Seite aber drängte ſich der Allgemeinheit immer 
mehr die Erkenntnis auf, daß eigentlich das ge⸗ 
ſamte deutſche Volk an der Wohnungswirtſchaft 
und der Wohnungspolitik unſerer Zeit beteiligt 
war. Unter dieſen Umſtänden ijt es um jo ver- 
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wunderlicher, daß das deutſche Bauhandwerk bei 
der Löſung dieſer Fragen eine Zurückhaltung an 
den Tag legte, der zum mindeſten jede innerliche 
Berechtigung fehlte. Wenn man einen Grund 
für dieſes Verhalten ſuchen will, ſo iſt er vielleicht 
nur in der Tatſache zu finden, daß die wirtſchaft⸗ 
lichen Schwierigkeiten der Inflationsjahre dem 
Handwerk über den Kopf gewachſen ſind und jeder 
Einzelne mit ſich ſelbſt ſo viel zu tun hatte, daß 
er an die großen Fragen der Allgemeinheit und 
vor allem der Zukunft ſelbſt gar nicht dachte. 

Unter dieſen Verhältniſſen iſt es vielleicht be- 
rechtigt, die ganze Frage einmal anzuſchneiden 
und ſich zu überlegen, in welcher Weiſe es dem 
Handwerk wohl möglich ſein könnte, wieder zu 
einer aktiven und wirklich bedeutungsvollen Mit- 
arbeit bei der Löſung des Wohnungsproblems zu 
kommen. Wir müſſen uns dabei noch über eine 
andere Tatſache von vornherein klar ſein! Ich 
habe oben darauf hingewieſen, daß das Bau⸗ 
handwerk des Mittelalters nicht nur die techniſche, 
ſondern auch die künſtleriſche Löſung des Woh⸗ 
nungsbaues in ſeiner Hand hielt. Dieſe unter 
den früheren Vorausſetzungen glückliche Ver⸗ 
einigung handwerklichen Könnens und künſtle⸗ 
riſchen Empfindens kann heute wohl im weſent⸗ 
lichen als verloren angeſehen werden. Unſere an 
ſich ſchon zur Spezialiſierung des Könnens und 
der Leiſtung neigende Zeit hat auch hier einen 
Trennſtrich zwiſchen dem handwerksmäßig gebil⸗ 
deten ausführenden Baumeiſter und dem ent⸗ 
werfenden Baukünſtler und Architekten gezogen. 
Zwar wehrt ſich das Handwerk noch gegen dieſe 
Erkenntnis und verſucht durch Einſtellung jün⸗ 
gerer und entſprechend vorgebildeter Kräfte den 
alten Platz wieder zu gewinnen. Aber der kühl 
Prüfende kann ſich doch nicht der Erkenntnis ent⸗ 
ziehen, daß für eine derartige Rückentwicklung 
heute die Grundlagen fehlen; und zwar vor allem 
fehlen, weil der zünftige Meiſter unſerer heutigen 
Zeit weder nach ſeiner fachlichen Entwicklung, noch 
auf Grund einer früher vorhandenen Tradition 
die nötigen Grundlagen dafür mitbringt. 

Ich halte es aber auch für gar kein Unglück, 
wenn dieſer Zuſtand früherer Zeiten nicht wieder 
hergeſtellt wird. Eine jede Zeit hat ihre beſon⸗ 
deren Vorausſetzungen, hat ihre wirtſchaftlichen 
und künſtleriſchen Geſetze, die nach Ablauf einer 
gewiſſen Reihe von Jahrzehnten, oder meinetwegen 
auch Jahrhunderten, ihre Berechtigung infolge der 
Fortentwicklung eines Volkes verlieren. 

Eine andere Frage iſt es, welche Bedeutung dem 
deutſchen Bauhandwerk in der Zukunft beigemeſſen 
werden ſoll. Niemand von uns wird den Wunſch 
hegen, daß die Zeit des Bauſpekulantentums der 
Gründerjahre und der folgenden Zeit wieder auf- 
lebt. Wenn man aber als ſachlich denkender 
Menſch zugeben muß, daß gerade dieſe ſo viel be— 
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kämpften Bauſpekulanten doch tatſächlich zum 
weſentlichſten Teil die Träger des Wohnungsbaues 
der Vorkriegszeit geweſen ſind, ſo muß man 
gleichzeitig in die Erwägung eintreten, wen man 
als Erſatz hierfür einſchalten will. 

Unzweifelhaft haben die Einzelſtaaten Deutſch⸗ 
lands durch die Schaffung der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften nach dieſer Seite hin bereits einen 
weitſchauenden Schritt getan, deſſen Bedeutung 
heute bei weitem noch nicht richtig erkannt wird. 
Unzweifelhaft werden dieſe Organiſationen in 
erſter Linie dazu berufen ſein, gerade in dem 
Augenblick, wo wir uns von den letzten Aus⸗ 
ſtrahlungen der Zuſchußwirtſchaft in Geſtalt von 
Mietzinsſteuer⸗Hypotheken freimachen können, jich 
weſentlich bei der Erſtellung des notwendig wer— 
denden Wohnraumes zu beteiligen. Es wäre aber 
falſch anzunehmen, daß es ſich dabei nur um die 
Erſtellung von reinen Siedlungen handeln kann, 
wenn dies auch das erſtrebenswerte Ziel jedes 
geſund denkenden Wohnungspolitikers ſein muß. 
Immerhin werden die beſonderen Verhältniſſe 
der deutſchen Großſtädte uns dazu zwingen, unter 
Umſtänden, vor allem wenn es ſich um Bauten 
im inneren Kern der Städte und zur Ausfüllung 
von alten Baulücken handelt, gelegentlich auch 
Mehrgeſchoßhausbauten und Mehrfamilienhäuſer 
zu erſtellen. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß auch die Bedeutung 
der Baugenoſſenſchaften unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen noch ganz beſonders wachſen muß, weil 
ſie vor allem in all den Fällen als Träger des 
Verfahrens auftreten wird, wo es ſich darum 
handelt, Kleinwohnungen in Form von Mehr⸗ 
familienhäuſern auf genoſſenſchaftlicher Grund⸗ 
lage zu errichten. 

Wo bleibt aber unter dieſen Verhältniſſen der 
Platz für das Bauhandwerk? Das zünftige Bau⸗ 
handwerk der Vorkriegszeit hat ſeinen weſentlichen 
Anteil am Wohnungsbau nicht nur auf der 
Grundlage gehabt, daß es aus eigener Kraft und 
auf eigene Rechnung Wohnungen vor allem in 
Form von Mehrfamilienhäuſern erſtellt, ſondern 
auch noch dadurch, daß es bei der Erſtellung 
derartiger Häuſer durch Dritte Spitzenhypotheken 
ſtehen ließ und ſo zum Teil erhebliche Summen 
eigenen Betriebskapitals auf eine lange Reihe von 
Jahren feſtlegte. 

Es bedarf keiner beſonderen Begründung, daß 
eine derartige Beteiligung des Bauhandwerks 
unter heutigen Verhältniſſen mehr oder weniger 
als ausgeſchloſſen angeſehen werden muß. Wenn 
es vielleicht auch einem Teil der Bauhandwerker 
gelungen iſt, Reſte ihres früheren Betriebskapitals 
und ihrer Erſparniſſe aus der Inflationszeit zu 
retten, ſo ſind doch erfahrungsgemäß dieſe Sum⸗ 
men ſo niedrig, daß ſie heute kaum dazu aus⸗ 
reichen, den Erforderniſſen des laufenden Bau⸗ 
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betriebs zu entſprechen. Wer heute wirklich qro- 
ßere Bauaufgaben zu vergeben hat, weiß, daß es 
dem größten Teil unſerer Bauhandwerker kaum 
noch möglich iſt, die wöchentlichen Lohnſummen 
auf 2 oder 3 Wochen zu kreditieren, und daß eine 
wirklich einwandfreie Durchführung der Bauvor- 
haben nur dann gewährleiſtet iſt, wenn es gelingt, 
die laufenden Bauausgaben ſofort, zum mindeſten 
in Höhe von 80 bis 90%, abzudecken. 

Es bedarf alſo keiner beſonders tiefgründigen 
Erkenntnis, um feſtzuſtellen, daß eine geſunde 
ſpekulative Beteiligung des Bauhandwerks im 
Sinne früherer Zeiten unter den heutigen Ver— 
hältniſſen kaum noch möglich iſt. 

Es kommt aber noch eine weitere Erſchwernis 
für das Handwerk dazu! Sowohl bei der Hergabe 
der Hypotheken aus den Mitteln der Mietzins— 
ſteuer, wie bei der Bereitſtellung von Hypotheken 
der zuſtändigen Bankinſtitute und der Bewilligung 
der Zwiſchenkredite, die unbedingt notwendig ſind, 
um die Zeit bis zum Fälligwerden beſagter 
Hypotheken zu überwinden, wird von den Geld— 
gebern heute aus der beſonderen Schwierigkeit der 
Lage und der allgemeinen Unſicherheit, die nicht 
zuletzt aus der immer mehr geſchwundenen Zu— 
verläſſigkeit breiteſter Kreiſe entſtanden iſt, die For— 
derung großer Sicherheiten bezw. die Stellung 
eines beſonderen Treuhänders hergeleitet. 

Dieſer Umſtand bringt es unzweifelhaft mit ſich, 
daß es dem einzelnen Bauherrn und damit auch 
dem Bauhandwerker, der ſich aktiv an der Er⸗ 
ſtellung von Wohnungen beteiligen will, außer— 
ordentlich ſchwer ſein wird, die erforderlichen Hypo⸗ 
theken zu erhalten, ganz abgeſehen von der für 
ihn mehr oder weniger untragbaren Belaſtung 
durch die Aufbringung der notwendigen Spitzen— 
gelder aus eigenen Mitteln. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es zu überlegen, ob 
nicht das Handwerk zu einem genoſſenſchaftlichen 
Zuſammenſchluß kommen ſoll, der das Ziel hat, 
Wohnungsbauten auf eigene Rechnung zu er⸗ 
ſtellen. Es iſt dabei nicht einmal notwendig, daß 
nur das Bauhandwerk ſich an der Gründung dieſer 
Genoſſenſchaften beteiligt, ſondern es iſt durchaus 
moglich, daß man, ähnlich wie in Sachſen, zu einer 
Zuſammenfaſſung des geſamten Handwerks 
— alſo nicht nur der am Bauweſen beteiligten 
Kreiſe — überhaupt kommt. Ein derartiger Zu- 
ſammenſchluß würde eine außerordentliche Stär: 
kung des handwerklichen Gedankens und des hand— 
werklichen Einfluſſes in Deutſchland überhaupt 
bedeuten. Gleichzeitig würde durch eine derartige 
Verbreiterung der Baſis ſelbſtverſtändlich die Fr 
nanzkraft handwerklicher Genoſſenſchaften weſent— 
lich ſteigen. 

Der Abſatz der ſo erſtellten Wohnungen würde 
in erſter Linie in den Kreiſen des Handwerks zu 
ſuchen ſein, das ſelbſtverſtändlich unter den heu- 
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tigen Verhältniſſen, deren Behebung wir auf 
Jahrzehnte hinaus noch nicht erhoffen können, 
ebenſo zu leiden hat, wie die übrige Bevölkerung 
Deutſchlands. Ein etwaiger Überſchuß von Woh- 
nungen wäre leicht in den dem Handwerk ver⸗ 
wandtſchaftkich oder freundſchaftlich naheſtehenden 
Kreiſen unterzubringen. 

Allerdings würde durch ein derartiges Streben, 
das mit Rückſicht auf eine künftige ſolide Ent⸗ 
wicklung der Wohnungswirtſchaft vor allem im 
Rahmen des Mehrfamilienhauſes durchaus nur 
begrüßt werden kann, die Schwierigkeit der Ka⸗ 
pitalbeſchaffung noch nicht behoben werden. Un- 
zweifelhaft wird ja die Form der genoſſenſchaft⸗ 
lichen Zuſammenfaſſung bei der Bereitſtellung 
von Hypotheken erleichternd wirken, denn es darf 
nicht vergeſſen werden, daß die Hypothekenbanken 
unter heutigen Verhältniſſen einer Hergabe von 
Hypotheken an den Einzelſiedler durchaus ab- 
lehnend gegenüberſtehen. Der Grund hierfür iſt 
in der Tatſache zu ſehen, daß im großen und 
ganzen Hypotheken über 3000 Mark für die 
Wohnung nicht gegeben werden. Wollte die Hypo- 
thekenbank an Einzelſiedler ohne Vermittlung 
irgendwelcher zuſammenfaſſender Organiſationen, 
wie wir ſie in den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
und Baugenoſſenſchaften zu ſehen haben, die Hypo- 
thek bewilligen, ſo bedeutet dies nicht nur durch 
die Einziehung der vielen verhältnismäßig nie— 
drigen Hypothekenzinſen eine außerordentliche Er- 
ſchwernis und große Belaſtung des Verwaltungs- 
apparates, ſondern brächte auch noch die Schwie— 
rigkeit einer verhältnismäßig koſtſpieligen Über— 
wachung des Bauvorganges bis zur Fertigſtellung 
mit ſich, wenn die Hypothekenbank wirklich die 
Gewähr für die richtige Verwendung der Mittel 
haben wollte. Noch größer müſſen ſich dieſe 
Schwierigkeiten ſelbſtverſtändlich bei der Bejchaf- 
fung der bereits oben erwähnten Zwiſchenkredite 
geſtalten. 

Wenn auch, wie ich bereits darlegen durfte, die 
Form einer genoſſenſchaftlichen Zuſammenfaſſung 
hier die eigentlichen Geldgeber ſicher geneigter 
machen wird, ſo hat ſich doch erfahrungsgemäß 
gezeigt, daß vor allem in all den Fällen, wo es 
ſich um verhältnismäßig kleine Genoſſenſchaften 
handelt, trotzdem auf die Stellung eines bejon- 
deren Treuhänders, der unter Umſtänden gleich- 
zeitig eine gewiſſe Finanzgarantie durch die Über- 
nahme der Oberleitung bei den Bauvorhaben 
übernimmt, zugekommen werden muß. Ich 
möchte mich mit dieſer Feſtſtellung hier zunächſt 
begnügen, da ſich die hieraus entſtehenden Schluß⸗ 
folgerungen nach dem oben Dargelegten ohne wei— 
teres ergeben. Wenn man aber auch von der Be- 
ſchaffung aller notwendigen Hypotheken abſieht, ſo 
bleibt für das Bauhandwerk, falls es im Sinne 
des bisher Dargelegten ſich aktiver als bisher am 
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Wohnungsbau beteiligen will, die Notwendigkeit, 
nicht nur die erforderlichen Spitzengelder für die 
endgültige Fertigſtellung der Bauten aufzubrin⸗ 
gen, ſondern auch noch gleichzeitig bis zur Hergabe 
der Hypotheken für die Bereitſtellung von Zwiſchen⸗ 
krediten beſorgt zu ſein, die mindeſtens 50 bis 
80% der geſamten Baukoſten bedeuten. 

Wir haben oben geſehen, daß vor allem die 
Zwiſchenkredite, zum Teil aber auch die Spitzen⸗ 
gelder in Form von Dauerkrediten, früher vom 
Bauhandwerk ſelbſt aufgebracht wurden, und haben 
weiter feſtſtellen müſſen, daß die einzelnen Firmen 
heute hierzu einfach nicht mehr in der Lage ſind. 
Es liegt auf der Hand, daß vor allem nach der 
Seite der Zwiſchenkredite auch handwerkliche Or⸗ 
ganiſationen in Form von Baugenoſſenſchaften 
nicht imſtande ſein werden, dieſen Anforderungen 
zu entſprechen. Man würde ſich alſo, wenn man 
wirklich zu erfolgreichem Arbeiten kommen will, 
gezwungen ſehen, eigene Bankinſtitute zu grins 
den, die auf Grund des dort feſtgelegten Kapitals 
imſtande wären, die erforderlichen Zwiſchenkredite 
zur Verfügung zu ſtellen. Die Gründung der— 
artiger Banken würde aber wiederum bedeuten, 
daß das Bauhandwerk gezwungen wäre, gewaltige 
Kapitalien aus eigener Kraft aufzubringen, deren 
Beſchaffung gleichzeitig eine Schwächung des heute 
mehr als je erforderlichen Betriebskapitals dar- 
ſtellt. Alſo auch hier käme das Bauhandwerk 
in eine Sackgaſſe. 

Es bleibt alſo nur noch die Überlegung, ob es 
nicht möglich ijt, unter Ausnutzung bereits be- 
ſtehender Organiſationen oder Inſtitute die 
Grundlagen zu ſchaffen, die unbedingt für die 
Durchführung des ganzen Gedankens notwendig 
ſind. Beſonders widrige Verhältniſſe und Miß— 
verſtändniſſe aller Art, auf die einzugehen nicht 
im Rahmen dieſer Ausführungen liegen kann, 
haben es mit ſich gebracht, daß die handwerklichen 
Kreiſe nicht erkannt haben, daß tatſächlich die 
Vorausſetzungen hierfür ſeit langem in den Woh— 
nungsfürſorgegeſellſchaften vorhanden ſind, deren 
Gründung zunächſt in Geſtalt von provinziellen 
Geſellſchaften von Preußen aus begonnen und die 
dann von den übrigen Ländern der deutſchen 
Einzelſtaaten in mehr oder weniger ähnlicher 
Form übernommen wurden. 

Seitens der Länderregierungen hat man in der 
Erkenntnis, daß gerade in der Löſung der Finanz- 
frage und der Schaffung ſtaatlich überwachter 
und durch die ganze Form der Geſellſchaft ge— 
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bundener Treuhänder des Kleinwohnungsbaues 
das Schwergewicht zu ſehen iſt, in der letzten Zeit 
immer mehr daran gearbeitet, dieſe Organi— 
ſationen wirtſchaftlich weiter auszugeſtalten. Es 
würde als ein nur zu begrüßender Schritt anzu⸗ 
ſehen ſein, wenn das Bauhandwerk, wie es in ein— 
zelnen Fällen zum Beiſpiel in Sachſen bereits ein- 
getreten ijt, ſich an dieſe Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaften nicht nur anlehnte, ſondern ſie gewiſſer— 
maßen zu ihren Kreditinſtituten, zu ihrer Bau— 
bank machte. 

Es wäre dann Sache der Wohnungsfürſorge— 
geſellſchaften, für die Baugenoſſenſchaften des 
Handwerks nicht nur die erforderlichen Zwiſchen— 
kredite bereitzuſtellen, ſondern auch für die Be— 
ſchaffung der notwendig werdenden Hypotheken 
Sorge zu tragen. 

Für das Bauhandwerk würde hieraus die Not— 
wendigkeit entfallen, unter eigenen ſchweren 
Opfern neue Organiſationen zu ſchaffen, während 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften aus dem Bue 
ſammengehen mit den hiſtoriſchen Trägern des 
Wohnungsbaues nur eine innere und durchaus 
begrüßenswerte Stärkung ihrer Stellung erfahren 
würden. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich nicht möglich, im Rah⸗ 
men eines kurzen Aufſatzes dieſes ganze ſo außer— 
ordentlich ſchwierige Gebiet zu erſchöpfen; es kann 
aber ſchließlich nur darauf ankommen, die An- 
fänge, die in einzelnen Ländern nach dieſer Seite 
hin bereits beſtehen, durch Anregungen dieſer Art 
zur Entwicklung zu bringen und Fäden, die noch 
ziellos in der Luft flattern, zu knüpfen. Wir 
haben in den letzten Jahren leider ſo oft feſtſtellen 
müſſen, daß die am Bauweſen beteiligten und 
berufenen Kreiſe ſich infolge der falſchen Ein— 
ſtellung einzelner Führer-Perſönlichkeiten zu ihrem 
eigenen Schaden und zum Schaden des Volks⸗ 
ganzen bekämpft haben, obgleich die Erkenntnis 
ſo naheliegt, daß für alle nebeneinander Platz iſt, 
und daß die innere Bekämpfung der einzelnen 
Gruppen nur zum Schaden der Geſamtheit führen 
kann. Für das deutſche Bauhandwerk iſt gerade 
jetzt die Möglichkeit gegeben, einen ſeit Jahr— 
zehnten verlorenen Poſten wiederzugewinnen, wenn 
es nur die Zeichen der Zeit verſteht und es fertig- 
bringt, ſich den neuen Verhältniſſen anzupaſſen. 
Den Nutzen aus einer derartig geſunden und 
durchaus erſtrebenswerten Entwicklung wird nicht 
nur das Bauhandwerk allein, ſondern die All- 
gemeinheit unſeres Volkes haben. 


S ch 1 


fach e | 


Se im 


411 


Die bevorftehende Neuregelung der Hauszinsfteuer. 
Bon O. Badhaus. 


Den Preußiſchen Landtag werden voraus⸗ 
ſichtlich noch im Laufe des Monats Dezember 
zwei Geſetze zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden, 
von denen beſonders das zweite von außerordent⸗ 
licher Bedeutung für die weitere Entwicklung des 
Wohnungsbaues ſein wird. 

Das erſte Geſetz ſieht eine Anderung der Preu- 
ßiſchen Steuernotverordnung vor, um für die 
Zeit bis zum 1. April 1926 einen Übergang zu 
ſchaffen. Die Hauszinsſteuer beträgt zurzeit 700 
v. H. der vorläufigen Steuer vom Grundver⸗ 
mögen = 28% der Friedensmiete. Sie ſoll vom 
1. Januar ab 800 v. H. = 32% der Friedens⸗ 
miete betragen. Die augenblickliche und die zu— 
künftige Verteilung des Aufkommens für Neu⸗ 
bauzwecke und für den Finanzbedarf ergibt ſich 
aus der nachſtehenden Zuſammenſtellung: 

Augenblicklicher Stand 28% der Friedensmiete. 

für Neubauzwede: 14% für Finanzzwede: 14% 
Gemeinde- ſtaatl. Wohnungs⸗ Gemeinde⸗ taatl. 
anteil: 8% fürjorgefonds: 6% anteil: 4% Anteil: 10% 

Stand ab 1. Januar 1926. 

für Neubauzwede: 14% für Finanzzwede: 18% 
Gemeinde ſtaatl. Wohnungs- Gemeinde ſtaatl. 
anteil: 8% fürſorgefonds:6% anteil: 6% Anteil: 12% 

Es ergibt ſich, daß der für Neubauzwecke ver— 
fügbare Anteil ſowie ſeine Verteilung auf Staat 
und Gemeinden unverändert bleibt, ſodaß das 
Mehraufkommen reſtlos für Zwecke des allge— 
meinen Finanzbedarfs Verwendung findet. Eine 
Anderung gegenüber den zurzeit noch geltenden 
Beſtimmungen ſoll inſofern eintreten, als nun— 
mehr auch Neubauten, die mit Zuſchüſſen aus 
den beſonderen Mitteln für die Wiederherſtellung 
kriegszerſtörter Gebiete auch dann von der Haus— 
zinsſteuer nicht mehr befreit ſein ſollen, wenn die 
Fertigſtellung dieſer Bauten nach dem 30. Juni 
1918 erfolgt iſt. 

Der Entwurf ſieht gleichzeitig eine Erhöhung 
der geſetzlichen Miete um 6%. vor, von denen 
2% dem Hausbeſitzer zum Ausgleich der erhöhten 
Zinslaſt verbleiben ſollen, welche auf Grund der 
Aufwertungsgeſetze mit dem 1. Januar 1926 
eintritt. 

Ungleich wichtiger ijt der gleichzeitig zur Vor⸗ 
lage kommende Geſetzentwurf einer Gebände— 
entſchuldungsſteuer. Dieſes Geſetz ſoll 
die dem Staat aus den Reichsgeſetzen über den 
Finanzausgleich erwachſenen Verpflichtungen 
durchführen; es muß alſo damit gerechnet werden, 
daß es mindeſtens bis zum 31. März 1928 Gül⸗ 
tigkeit behält. 

Bekanntlich ſchreibt die reichsgeſetzliche Rege— 
lung vor, daß die Miete in den einzelnen Ländern 
bis zum 1. April 1926 auf 100 % der Friedens⸗ 


miete gebracht, und daß davon mindeſtens 15 bis 
20% für Zwecke der Neubautätigkeit bereitgeſtellt 
werden müſſen. Der $ 7 des Entwurfs ſetzt die 
Steuer auf 40% des Goldmarkbetrages der Frie— 
densmiete feſt, von denen, wie es in der Be- 
gründung heißt, bei der finanziellen Notlage von 
Staat und Gemeinden keine höhere Quote als 
16 der Friedensmiete mit vorausſichtlich etwa 
353 Millionen Mark Aufkommen für Bauzwecke 
zur Verfügung geſtellt werden könnten. Nun 
ſchreibt aber der § 19 vor, daß die Bezirks⸗Für⸗ 
ſorgeverbände zur Fürſorge für hilfsbedürftige 
Mieter 8% des örtlichen Aufkommens an Ge- 
bäudeentſchuldungsſteuer vorweg erhalten ſollen. 
Von dem dann verbleibenden Steueraufkommen 
ſind %% nach näherer Vorſchrift des § 20 zur 
Förderung der Wohnungsbautätigkeit zu ver- 
wenden, 2% für Zwecke des allgemeinen Finanz⸗ 
bedarfs. 

Eine Tabelle in der Form der vorſtehenden 
würde demnach folgendes Bild ergeben: 

Stand ab 1. April 1926: 40% der Friedensmiete. 

Davon ab 8% von 40% der Friedensmiete, ergibt 36,8%. 


für Neubauzwecke: für Finanzzwede: 
16/4, = 14,72" 2% = 22,08% 
Gemeinde: ſtaatl. Anteil: Gemeinde- ſtaatl. Anteil: 


anteil: 9,20% 5,52% anteil: 7,36% 14,72% 
Daraus ergibt ſich, daß die für Neubauzwecke 
zur Verfügung ſtehenden Mittel — in Prozent der 
Friedensmiete ausgedrückt — ſo gut wie gar 
keine Erhöhung erfahren, daß gleichzeitig der den 
Gemeinden zufließende Anteil auf Koſten des 
ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds erhöht werden foll. 
In Wirklichkeit liegen die Dinge für den Woh- 
nungsbau aber noch viel ungünſtiger. Auf Grund 
früherer Erfahrungen iſt mit einem erheblichen 
Ausfall an Steuern zu rechnen. Dazu kommt, 
daß der Steuerſatz in Zukunft je nach der Höhe 
der vor dem 31. Dezember 1918 vorhanden 
geweſenen Belaſtung geſtaffelt werden ſoll (ſiehe 
unten). Der daraus ſich ergebende Minderbetrag 
wird auf 29% des Rohaufkommens geſchätzt. 
Dieſer Minderbetrag wird nun ſowohl auf den 
für Neubauzwecke als auch auf den für Finanz⸗ 
zwecke aufkommenden Anteil verteilt, ſodaß tat⸗ 
ſächlich ein Reinertrag von nur etwa 11 der 
Friedensmiete für Zwecke der Bautätigkeit übrig bleibt. 
In den reichsgeſetzlichen Vorſchriften über den 
Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grund⸗ 
ſtücken iſt nun zwar der Finanzbedarf immer an 
erſter Stelle genannt. Es heißt aber in § 26, 
Abi. 4, des Geſetzes vom 10. 8. 1925 ausdrück⸗ 
lich, daß vor Inanſpruchnahme für Zwecke des 
allgemeinen Finanzbedarfs jährlich mindeſtens 
15— 20 v. H. der Friedensmiete für Bauzwecke 
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zur Verfügung geſtellt werden ſollen. Wenn an 
dieſer Stelle auch nicht ausdrücklich geſagt iſt, daß 
das reine Aufkommen mindeſtens 
15% ausmachen ſoll, jo kann der Sinn dieſer 
Beſtimmungen doch nicht anders verſtanden 
werden, weil zweifellos eine Verſchlechterung 
gegenüber dem Zuſtand bei Erlaß der Reichs— 
geſetze nicht im Sinne des Geſetzgebers gelegen 
hat. Der neue Entwurf rechnet aber bei einem 
Geſamtaufkommen von 40 mit einem Betrage 
von nur rund 353 Millionen Mark für Zwecke 
der Neubautätigkeit, während ſchon damals bei 
einem Geſamtaufkommen von 28% der Anteil 
für Bauzwecke auf 360 Millionen geſchätzt wurde. 

Im übrigen bringt der Entwurf eine Reihe 
von Erleichterungen für den Steuerpflichtigen. 
So ſoll bei bebauten Grundſtücken, die am 
31. Dezember 1918 mit nicht mehr als 50 % des 
Friedenswertes belaſtet waren, der Betrag der 
Steuer auf Antrag ſo weit herabgeſetzt werden, 
daß er 

bei unbelaſteten Grundſtücken 10 % 

bei einer Belaſtung 


bis zu 10% des Friedenswertes 15 To, 
20 90 z 20 %, 
aetna Oy Cie ce E 25 % 
= 2 40% = = 30 %, 
2 2 50 % < 3b % 


der Friedensmiete RN 


Der Steuergegenſtand ſelbſt ijt enger abge: 
grenzt. Er beſchränkt ſich z. B. auf die Gebäude 
einſchließlich der Hofräume unter Ausſchluß aller 
mit dem Eigentum am Grundſtück verbundenen 


Rechte, von Maſchinen und anderen Einrich— 
tungen; er bringt weiter beſondere Erleich— 


terungen für die Induſtrie und zieht auch die 
landwirtſchaftlichen Gebäude nicht zur Steuer 
heran. 

Aus den vorſtehenden Ausführungen geht deut- 
lich hervor, daß das Beſtreben, aus der urjprüng- 
lich gedachten Zweckſteuer in immer ſtärkerem 
Maße eine Geldentwertungs-Ausgleichsſteuer von 
rein fiskaliſchem Charakter zu machen, zum Nach⸗ 
teil der Bautätigkeit immer weitere Fortſchritte 
macht. 

Mit einer weiteren S 


teigerung der geſetzlichen 
Miete über 


die Friedensmiete hinaus wird in 
abſehbarer Zeit wohl kaum gerechnet werden 
dürfen. Der Hinweis auf die Möglichkeit, bei 
ſolchen Erhöhungen weitere Mittel für die Bau— 
tätigkeit zur Verfügung zu ſtellen, iſt deshalb nur 
ein äußerſt ſchwacher Troſt. Man könnte aus 
ſeiner Faſſung ſogar den Eindruck bekommen, als 
ob ſchon jetzt die Verſuche in der Richtung ein— 
ſetzten, entgegen den reichsgeſetzlichen Beſtim— 
mungen auch von dieſer Mieterhöhung mehr als 
% für den allgemeinen Finanzbedarf heran— 
zuziehen. 


Die Hypothek in Recht und Praxis. 


Von Dr. P. Martell, Berlin⸗Johannisthal. 


* Recht der Hypothek offenbart ſich ſelbſt in 
ſeinen Grundzügen als recht verwickelt, ſodaß 
auch eine elementare Darſtellung immer zu den 
dankbaren und wünſchenswerten Aufgaben rechnet. 
Das Hypothekenrecht nimmt im Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuch einen weiten Raum ein, ſchon damit ſeine 
außerordentliche rechtliche Bedeutung bekundend. 
Die Hypothek ſtellt eine Grundſtücksſicherheit für 
den Gläubiger dar, d. h. zugunſten des Gläu— 
bigers wird für eine beſtimmte Geldſumme das 
Grundſtück des Schuldners belaſtet, der in der 
Höhe der Forderung dem Gläubiger mit ſeinem 
Grundſtück haftet. Man unterſcheidet in der 
Hauptſache zwei Arten von Hypotheken, und zwar 
die gewöhnliche oder Verkehrshppothek und die 
Sicherungshypothek. Die Hypothek beſteht ihrem 
Rechtscharakter nach aus zwei Teilen, zunächſt aus 
der Hypothek ſelbſt, der ſogenannten dinglichen 
Haftung des Grundſtückes, und zweitens aus der 
perſönlichen Schuld des Eigentümers. Inſofern 
unterſcheidet ſich die Hypothek von der Grundſchuld, 
die gleichfalls eine Grundſtücksſicherheit, dennoch 
keine perſönliche Forderung zur Vorausſetzung hat. 


Die Hypothek wird dann erſt gültig und rechts— 
wirkſam, nachdem ihre Eintragung in das Grund— 
buch erfolgte. Die Eintragung der Hypothek im 
Grundbuch muß den Gläubiger, den Geldbetrag 
der Forderung und den Zinsſatz nennen. Des— 
gleichen alle Nebenleiſtungen, wenn ſolche verein— 
bart wurden. Handelt es ſich bei der Eintragung 
einer Hypothek um ein von einer Kreditanſtalt 
gegebenes Darlehn, ſo genügt außer Bekanntgabe 
des Zinsſatzes eine Bezugnahme auf die Satzung. 
Man hat weiter Buchhypothek und Briefhypothek 
zu unterſcheiden. Da das Geſetz die allgemeine 
Vorſchrift gibt, über jede Hypothek einen Hypo⸗ 
thekenbrief zu erteilen, ſo iſt die Briefhypothek 
die bei weitem vorherrſchende Hypothekenform. 
Gläubiger und Schuldner können jedoch das Über- 
einkommen treffen, daß die Ausſchreibung eines 
Hypothekenbriefes unterbleibt, was nach dem Ge— 
ſetz zuläſſig iſt. In dieſem Fall haben wir dann 
die ſogenannte Buchhypothek vor uns. Die Buch— 
hypothek bleibt alſo ausſchließlich auf die Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch beſchränkt. 

Das Recht des Hypothekengläubigers zur Siche— 
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rung ſeiner Forderung iſt ein verhältnismäßig 
weitgehendes. Sofern das Grundſtück vermietet 
oder verpachtet iſt, erſtreckt ſich die Hypothek auch 
auf die Miet- oder Pachtzinsforderung. Natur⸗ 
gemäß kann der Hypothekengläubiger die Mliet- 
und Pachtbeträge nur ſoweit in Anſpruch nehmen, 
als deren Fälligkeit gegeben ijt. Allgemein ex- 
ſtreckt ſich die Haftung des Grundſtückes auch auf 
getrennte Beſtandteile und ſeine Erzeugniſſe. 
Letzteres iſt beſonders wichtig für landwirtſchaft⸗ 
liche Grundſtücke. Das Grundſtück haftet an⸗ 
geſichts der Hypothek nicht nur für die Forderung 
und Zinſen, ſondern auch für die Koſten der Kün⸗ 
digung und einer Rechtsverfolgung, die mit der 
Hypothek in einem urſächlichen Zuſammenhang 
jieht. Wichtig ijt die Beſtimmung, daß der Hypo⸗ 
thekengläubiger allgemein bei vorliegender Ver— 
ſicherung im gegebenen Fall Anſpruch auf die Ver⸗ 
ſicherungsſumme hat. Sofern jedoch die Ver- 
ſicherungsſumme zur Wiederherſtellung des ver— 
ſicherten Gegenſtandes dient, muß der Oypothefen- 
gläubiger die Zahlung der Verſicherungsſumme 
an den Verſicherten wirkſam werden laſſen. Wohl 
der bekannteſte Fall dieſer Art iſt das durch Brand 
zerſtörte Gebäude, das der Grundeigentümer mit 
der Verſicherungsſumme wiederaufbauen ſoll. 
Geſtatten die Verſicherungsbedingungen die Aus- 
zahlung der Verſicherungsſumme ohne Sicher⸗ 
ſtellung, wird der Verſicherer frei, auch wenn die 
Verſicherungsſumme nicht zur Wiederherſtellung 
verwendet wurde. Es ſteht aber in dieſem Fall 
dem Hypothekengläubiger das Recht zu. die Sicher- 
ſtellung zu verlangen. Erfolgt die Zuſchreibung 
eines Grundſtücks zu einem anderen im Grund— 
buch, ſo erſtrecken ſich die an dieſem Grundſtück 
beſtehenden Hypotheken auf das zugeſchriebene 
Grundſtück. Immerhin haben etwa vorhandene 
Rechte des zugeſchriebenen Grundſtücks vor den 
Hypotheken des Stammgrundſtückes den Vorrang. 

Eine ſogenannte Geſamthypothek entſteht, wenn 
für eine Forderung eine Hypothek für mehrere 
Grundſtücke eingetragen wird. In einem ſolchen 
Fall haftet dieſes Grundſtück für die ganze For⸗ 
derung. Es ſteht dem Hypothekengläubiger das 
Recht zu, ſich nach ſeiner Wahl aus jedem der 
Grundſtücke ganz oder teilweiſe zu befriedigen. 
Eine Einzelhypothek wird zur Geſamthypothek, 
wenn der Eigentümer einen Bruchteil des be— 
laſteten Grundſtückes veräußert. Da die Hypothek 
in ihrer Sicherheit von dem Wert des Grund— 
ſtücks abhängig bleibt, ſo bedeutet naturgemäß für 
den Hypothekengläubiger jede Verſchlechterung des 
Grundſtücks eine Gefahr. Das Geſetz gibt hier 
dem Hypothekengläubiger das Recht, von dem 
Eigentümer unter angemeſſener Friſtſetzung eine 
Beſeitigung der Gefährdung zu fordern. In dem 
durch die Länge der Zeit entſtandenen baulichen 
Verfall der Gebäude kann der Gläubiger durch- 


aus eine Gefährdung der Sicherheit der Hypothek 
erblicken; auch gegen den Abbruch von Gebäuden 
kann er Einſpruch erheben. Das Geſetz kennt 
auch den Rechtsbegriff der „drohenden Ver— 
ſchlechterung“, gegen die der Hypothekengläubiger 
auf Unterlaſſung klagen kann. Es ijt beijpiels- 
weiſe im Sinne des Geſetzes als „drohende Ver— 
ſchlechterung“ aufzufaſſen, wenn der Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Verſicherung der Gebäude gegen 
Feuersgefahr unterläßt. Eine Verſchlechterung 
des Grundſtücks iſt gegeben, wenn Zubehörſtücke 
entfernt werden. Wichtig iſt die Beſtimmung im 
Hypothekenrecht, daß jede Vereinbarung nichtig 
iſt, durch welche ſich der Eigentümer dem 
Gläubiger gegenüber verpflichtet, das Grundſtück 
nicht zu veräußern oder nicht weiter zu belaſten. 
Aus dieſem Grunde iſt die Zahl der Hypotheken 
auf einem Grundſtück im Prinzip unbegrenzt, 
wenngleich der hypothekariſchen Belaſtung eines 
Grundſtückes durch ſeinen Wert eine natürliche 
Grenze gezogen iſt. Eine mehr als dreifache 
hypothekariſche Belaſtung iſt in der Praxis ſelten 
anzutreffen. 

Was die Kündigung der Hypothek anbetrifft, 
ſo ſteht dieſe ſowohl dem Gläubiger wie auch dem 
Grundſtückseigentümer zu. Eigentümer iſt ſtets 
derjenige, der als ſolcher im Grundbuch ein— 
getragen iſt. Sofern der Eigentümer ſeinen 
Wohnſitz nicht im Inland hat, kann der Gläubiger 
bei demjenigen Amtsgericht, in deſſen Bezirk das 
Grundſtück liegt, den Antrag ſtellen, für den 
Eigentümer einen Vertreter zu ernennen, der ge— 
gebenenfalls vom Gläubiger die Kündigung rechts- 
wirkſam entgegenzunehmen hat. Letztere Be— 
ſtimmung ijt für die Gegenwart nicht ohne Be— 
deutung, da während der Inflationszeit zahlreiche 
Ausländer Grundſtücke in Deutſchland erworben 
haben. Der Eigentümer iſt nach Fälligwerden 
der Forderung berechtigt und verpflichtet, den 
Gläubiger zu befriedigen. Will oder kann der 
Hypothekengläubiger die Rückzahlung der Hypo⸗ 
thekenſumme vom Eigentümer nicht entgegen— 
nehmen, ſo kann letzterer die Summe hinterlegen. 
Das Geſetz geſtattet auch eine Aufrechnung der 
Summe. Auf jeden Fall muß der Hypotheken- 
gläubiger nach erfolgter Rückzahlung der Hypo⸗ 
thekenſumme in eine Löſchung der Hypotheken im 
Grundbuch willigen, unabhängig von etwa noch 
ſonſt beſtehenden Forderungen an den Eigen— 
tümer. Aus dieſem Grunde muß der Gläubiger 
nach erhaltener Befriedigung ſowohl den Hypo- 
thekenbrief wie alle ſonſtigen Urkunden an den 
Eigentümer aushändigen, damit die Löſchung der 
Hypothek und die entſprechende Berichtigung im 
Grundbuch vorgenommen werden kann. 

Findet nur eine teilweiſe Befriedigung des 
Gläubigers durch den Eigentümer ſtatt, ſo kann 
letzterer die Aushändigung des Hypothekenbriefes 
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nicht erfordern. Auf der anderen Seite aber ent- 
jteht für den Gläubiger die Verpflichtung, die 
teilweiſe Befriedigung durch das Grundbuchamt 
auf dem Hypothekenbrief vermerken zu laſſen, das 
auch gleichzeitig eine entſprechende Eintragung im 
Grundbuch vorzunehmen hat. Bei teilweiſer Be— 
friedigung iſt auch die Möglichkeit der Herſtellung 
eines Teilhypothekenbriefes gegeben, welcher Fall 
gleichfalls eintritt, wenn die Forderung eine 
Teilung erfährt. Zur Herſtellung eines Teil— 
hypothekenbriefes bedarf es der Zuſtimmung des 
Eigentümers nicht. In der Regel haben die ſo 
entſtandenen Teilhypotheken gleichen Rang. Im 
übrigen iſt bei abweichender Rangfeſtſetzung die 
Zuſtimmung des Eigentümers lein Erfordernis. 
Was das Rangverhältnis der Hypotheken au— 
betrifft, ſo bietet die auf einem Grundſtück zuerſt 
eingetragene Hypothek, gemeinhin als 1. Hypothek 
bezeichnet, im Falle der Zwangsverſteigerung 
weitaus die größte Sicherheit, da aus dem Erlös 
des verſteigerten Grundſtücks die 1. Hypothek 
zuerſt befriedigt wird. Es tritt alſo in der Praxis 
nicht ſelten der Fall ein, daß ſowohl 2. Hypo⸗ 
theken, noch mehr aber 3. Hypotheken, aus 
dem Erlös der Zwangsverſteigerung nicht zu 
decken ſind. 

Sehr bemerkenswert iſt die geſetzliche Beſtim— 
mung, daß es dem Eigentümer unterſagt ijt, fo- 
lange nicht die Forderung ihm gegenüber fällig 
geworden ijt, dem Gläubiger das Recht einzu⸗ 
räumen, von ihm zum Zweck der Befriedigung die 
Übertragung des Eigentums an dem Grundſtück zu 
verlangen. Ebenſowenig kann der Gläubiger mit 
dem Eigentümer die Abrede treffen, für die Ver— 
äußerung des Grundſtückes den Weg der Zwangs- 
vollſtreckung auszuſchließen. Kann der Grund— 
eigentümer ſeinen Hypothekenverpflichtungen nicht 
nachkommen, ſo kann ſich der Gläubiger nur durch 
die Zwangsvollſtreckung oder Subhaſtation befrie- 
digen, die allein geſetzliche Vorſchrift iſt. Entgegen⸗ 
ſtehende Vereinbarungen ſind alſo geſetzlich unzu— 
läſſig. Erwirbt jemand käuflich eine beſtehende 
Hypothek, ſo hat nach dem Geſetz die Abtretung 
entweder in ſchriftlicher Form unter Übergabe des 
Hypothekenbriefes oder an Stelle der ſchriftlichen 
Abtretung durch eine entſprechende Eintragung in 
das Grundbuch zu erfolgen. Dem neuen Gläubiger 
ſteht das Recht zu, ſich die Abtretungserklärung auf 
ſeine Koſten unter Vorſchuß derſelben öffentlich be- 
glaubigen zu laſſen. Ein gerichtlicher Über⸗ 
weiſungsbeſchluß einer Hypothek iſt gleichbedeutend 
mit einer öffentlich beglaubigten WAbtretungserfla- 
rung. Ein abhanden gekommener oder vernich⸗ 
teter Hypothekenbrief wird im Wege des Aufgebots⸗ 
verfahrens für kraftlos erklärt. Iſt der Gläubiger 
einer Hypothek aus irgend einem Grunde unauf⸗ 
findbar, alſo im Sinne des Geſetzes „unbekannt“ 
geworden, ſo erliſcht die Hypothek nach zehn Jahren 


ſeit der Eintragung. Sofern jedoch eine falender- 
mäßig feſtgeſetzte Zahlungszeit für die Hypothek 
beſteht, beginnt die Friſt erſt mit dem Zahlungs- 
tage zu laufen. Der unbekannte Gläubiger wird 
durch das Aufgebotsverfahren zur Meldung auf— 
gefordert. Bleibt dieſes erfolglos, ſo geht mit dem 
gerichtlicherſeits erlaſſenen Ausſchlußurteil die 
Hypothek in den Beſitz des Eigentümers über; 
gleichzeitig wird der Hypothekenbrief für kraftlos 
erklärt. 

Damit die Hypothek nicht einer dauernden Be— 
laſtung des Grundſtückes gleichkommt, hat das Ge⸗ 
ſetz die Beſtimmung getroffen, daß das Kündi— 
gungsgeſetz des Eigentümers nicht gänzlich aus- 
geſchloſſen werden kann. Es muß alſo ſtets eine 
beſtimmte Kündigungsfriſt für die Rückzahlung des 
Kapitals im Hypothekenbrief feſtgeſetzt werden. 
Ahnlich iſt die Vereinbarung eines Termins für 
die Rückzahlung des Kapitals zuläſſig. Die Höhe 
der Zinsſätze bei Hypotheken iſt naturgemäß ſehr 
verſchieden und von zahlreichen Umſtänden ab⸗ 
hängig. Zunächſt ijt die allgemeine Wirtſchafts— 
lage von Einfluß, ferner ob es ſich um ein länd⸗ 
liches, ſtädtiſches oder großſtädtiſches Haus, Wohn⸗ 
haus oder Fabrikhaus handelt, ferner iſt ent⸗ 
ſcheidend, ob pupillariſche, alſo mündelſichere erſt⸗ 
ſtellige Eintragungen oder ſolche von Banken, Bau⸗ 
geldern in Frage kommen. Die Güte von zweit- 
ſtelligen Eintragungen beurteilt ſich in erſter Linie, 
ob ſie hinter niedrigen erſtſtelligen Eintragungen 
ſtehen und ob das Grundſtück in beſter Lage liegt. 
Als Zeitpunkt für die Zahlung der Hypothefen- 
zinſen wählt man meiſt den Beginn eines beſtimm— 
ten Kalenderabſchnitts, alſo viertel- oder halb⸗ 
jährlich. 

Zum Schluß ijt noch die ſogenannte Sicherungs- 
hypothek zu erwähnen. Bei dieſer Hypotheken⸗ 
form beſtimmt ſich das Recht des Gläubigers nur 
nach der Forderung, die der Gläubiger trotz richtiger 
Grundbucheintragung jederzeit beweiſen muß. Im 
Grundbuch muß eine ſolche Hypothek als Siche— 
rungshypothek bezeichnet werden. Die Sicherungs- 
hypothek entbehrt jeder Verkehrsfähigkeit; ſie iſt 
ſtets nur Buchhypothek ohne Brief. Grundſätzlich 
kann für die Forderung aus einer Schuldverjchrei- 
bung auf den Inhaber, aus einem Wechſel oder 
aus einem anderen Papier, das durch Indoſſament 
übertragen werden kann, ſtets nur eine Sicherungs⸗ 
huvothek beſtellt werden. Die Umwandlung einer 
Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek 
mit oder ohne Brief, ebenjo umgekehrt, kann jeder- 
zeit vorgenommen werden. Ahnlich kann auch die 
Umwandlung einer gewöhnlichen Hypothek in eine 
Grundſchuld ſtets bewirkt werden. Eine ziemliche 
Rolle im kaufmänniſchen Leben ſpielt die joge- 
nannte Kautionshypothek, auch als Höchſtbetrags⸗ 
Maximal oder Kredithypothek bekannt. Die 
Kautionshypothek tritt hauptſächlich dann in die 
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Erſcheinung, wenn beiſpielsweiſe ein Lieferant 
ſeinem Abnehmer unter der Bedingung einen 
Kredit einräumt, daß er eine Sicherungshypothek 
für alle gegenwärtigen und zukünftigen Forde— 
rungen bis zu einem beſtimmten Höchſtbetrag aus 
dem Geſchäftsbetrieb eintragen läßt. Es wird alſo 
nur der Höchſtbetrag im Grundbuch vermerkt, 
während die Feſtſtellung der Forderung vor— 
behalten bleibt. Bei einer verzinslichen Forderung 
findet eine Einreihung der Zinſen in den Höchſt⸗ 
betrag ſtatt. Unterbleibt aus irgend einem Grunde 
die Bezeichnung als Sicherungshypothek im Grund⸗ 
buch, ſo gilt dem Geſetz gegenüber eine derartige 
Hypothek dennoch als ſolche. 

Werden die fälligen Zinſen unpünktlich oder 
überhaupt nicht gezahlt, oder unterbleibt die Nite 
zahlung des Hypothekenkapitals trotz ordnungs⸗ 
gemäßer Kündigung, jo kann der Hypothefen- 
gläubiger die Zwangsvollſtreckung betreiben. Der 


Antrag hierzu ſetzt jedoch einen vollſtreckbaren 
Schuldtitel voraus. Es muß demgemäß ein ge- 
richtliches für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil 
vorliegen, nach welchem der Grundſtückseigentümer 
verurteilt wird, ſich die Zwangsvollſtreckung in das 
ihm gehörige Grundſtück gefallen zu laſſen. Dem 
Antrag auf Zwangsverſteigerung iſt die Urkunde 
über die erfolgte Zuſtellung des Schuldtitels an den 
Grundſtückseigentümer beizufügen, desgleichen ein 
vom Kataſteramt anzufertigender neueſter Auszug 
aus der Grundſteuermutterrolle und der Gebäude- 
ſteuerrolle. Erſt nach Erfüllung aller dieſer For⸗ 
malitäten kann das Verfahren der Zwangsver⸗ 
ſteigerung in Gang geſetzt werden. Aus allem 
wird erſichtlich, daß das Hypothekenrecht ein feines- 
wegs einfaches Rechtsgebiet darſtellt, und daß ſeine 
ſachgemäße Anwendung eine eingehende Kenntnis 
desſelben vorausſetzt. 


Wiffenfhaft oder politik im Wohnungsweſen! 


Von Paul Niehaus. 


In erſten Heft des neuen, ſehr akademiſch an⸗ 
gehauchten „Deutſchen Wohnungs⸗ 
Archivs“ (Verlag Otto Liebmann, Berlin) 
findet ſich ein programmatiſcher Aufſatz von 
Prof. D. Dr Dr Bredt, M. d. R., über „Woh⸗ 
nungswirtſchaft und Wiſſenſchaft“. — Schon im 
Geleitwort ſagen die Herausgeber der neuen Zeit⸗ 
ſchrift, daß „nur die wiſſenſchaftliche Arbeit 
Rettung bringen könne aus dem Chaos, in das 
die Wohnungswirtſchaft geraten iſt“; „die Freude 
an der wiſſenſchaftlichen Bearbeitung der Woh⸗ 
nungsfrage — man möchte ſagen, der Mut zur 
vorausſetzungsloſen (1!) wiſſenſchaftlichen For⸗ 
ſchung auf dem Gebiete des Wohnungsweſens — 
müſſe wieder geweckt werden.“ „Die bewährten 
Forſcher, die ſich früher betätigt haben, müſſen 
zu neuer Mitarbeit gewonnen, weitere junge 
Kräfte müſſen für die wiſſenſchaftliche Behand⸗ 
lung der Wohnungsfrage herangeholt werden“. 
— Über die Bodenreformer jagt Prof. D. Dr. Dr. 
Bredt, M. d. R., man brauche ſich mit ihnen 
eigentlich kaum noch ernſtlich zu befaſſen. 

Man kann ſich ob dieſes altjüngferlich-ſäuer⸗ 
lichen Tones eines Gruſelns nicht erwehren, man 
kann es nicht bei dem Gedanken, daß auch die 
dringendſte materielle Not unſeres Volkes einer 
„vorausſetzungsloſen“ Wiſſenſchaft tatſächlich 
überantwortet werden könnte. Denn wer — 
gerade als Akademiker — ſehen mußte, wie dieſe 
Vorausſetzungsloſigkeit alles wahre Leben in den 
Geiſtes- und Sozialwiſſenſchaften erſtickt hat, ſo— 
daß ſie keinen Einfluß mehr auf das nationale 
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Leben hatten, der kann von dieſer Seite her auch 
für die Wohnungsfrage nur eine Lähmung er- 
warten. Dieſe Wiſſenſchaftler fühlen ſich und 
ſetzen ſich in gewiſſen Gegenſatz zur Politik, und 
wenn man darunter nur die zeitgemäße Bar- 
tei-Politik zu verſtehen hätte, wäre es nur zu 
begrüßen. Aber wenn man Politik in einem 
tieferen, in einem geſchichtlichen Sinn begreift als 
den Machtkampf von Völkern, Klaſſen und Gene— 
rationen, dann wird man auch die Entwicklung 
unſeres Wohnungsweſens als unlösbar von uns 
ſerem politiſchen Schickſal finden und dem poli- 
tiſchen Kampf mit Notwendigkeit eingeordnet. 
Was ſich z. B. in der Siedlungsbemwe- 
gung der Nachkriegszeit auslebt, das iſt durch 
keine Wiſſenſchaft zu begreifen, ſondern nur im 
Miterleben der großen Sehnſucht, die vor 
20 Jahren die Jugend aus den Städten als 
Wandervögel wieder hinaus in die Wälder trieb, 
eine Jugend, die durch den Krieg ging und ſich 
dann ein Heim gründen wollte, das ihren ehe— 
maligen Überſchwenglichkeiten wenigſtens emiger- 
maßen entſprach. Eine Jugend, hart, ſoldatiſch, 
ſachlich, diszipliniert, andererſeits aber ſchönheits⸗ 
durſtig, farbenfroh und anſpruchsvoll ein in ſich 
vollendetes Heim für Frau und Kind heiſchend, 
wollte ſich einen neuen Stil ſchaffen; dieſen 
neuen Willen kann keine Wiſſenſchaft begreifen, 
die „vorausſetzungslos“, d. h. maſchinell, nach 
der „bewährten“ Methode der Naturwiſſenſchaften 
arbeitet und nicht intuitiv, mit einer „anſchau⸗ 
enden Urteilskraft“, wie Goethe ſich ausdrückte. 


416 S@hiefi 


fhes hei m 


Wer heute mithelfen kann aus dem Chaos 
heraus, der muß jchon etwas mit prophetiſchem 
Ole geſalbt ſein, d. h. er darf nicht voraus⸗ 
ſetzungslos ſein, ſondern muß fühlen, wohin der 
Wind weht, das neue Ufer ſehen; er kann es 
ſehen, weil die Triebkräfte auch in ihm drängen 
und wirken. Ein ſchönes Zeugnis von ſolch ine 
tuitiver Schau iſt das Heft 1 dieſes Jahrgangs des 
„Schleſiſchen Heims“. Leute der Praxis 
und des Erfolges aus alter und neuer Welt be— 
ſchreiben uns ihre prophetiſchen Geſichte von ir— 
diſcher Landſchaft der nächſten Jahrzehnte. Was 
heute noch, in der Zeit des unaufhaltſamen „Fort⸗ 
ſchritts“ als Utopie und Vermeſſenheit, dazu als 
romantiſche Reaktion erſcheint, nämlich die „Auf- 
lockerung der Städte“, die Auflöſung der Rieſen⸗ 
ſtadt, das wird uns von Leuten wie Dr. R. Un⸗ 
win- London, dem Chef- Architekten des engliſchen 
Geſundheitsminiſteriums, Ed. A. Filene, 
einem Führer des amerikaniſchen Wirtſchafts⸗ 
lebens, von Stadtbaurat B. Taut, einem der 
ideenreichſten und menſchlichſten aller modernen 
Architekten, als unabwendbar kommende Not⸗ 
wendigkeit hingeſtellt. An Phänomenen und 
Symptomen wird dieſer Weg gewieſen, an dem 
Nonſens moderner Verkehrs- und Wohnverhält- 
niſſe in den waſſerkopfartig geſchwollenen Groß 
ſtadtlabyrinthen, an dem ſpontanen Ruf, den 
eine entnervte, gequälte Menſchheit ausſtieß: Zu - 
rück aufs Land! Und man freut ſich zu 
hören, wie ein Mann der Praxis — H. Ford 
— bei geſteigerter Rationaliſierung ſeiner In⸗ 
duſtrieen doch wieder ein geſteigertes Menſchen— 
tum, und d. i. Naturmenſchentum, ermöglichen 
kann. Wie ſchlicht natürlich und vertrauen 
erweckend klingt ein Satz wie der von E. A. Fi⸗ 
Lene: „Der Menſch iſt nicht für die Großſtädte 
gemacht worden. Die Großſtadt iſt lediglich der 
rohe Ausdruck eines halben Verſtändniſſes 
gegenüber den Dingen der Induſtrie.“ Oder ein 
Wort von H. Ford: „Die moderne Stadt iſt 
verſchwenderiſch geweſen, ſie iſt heute bankrott 
und wird morgen aufhören zu ſein.“ a 

Soviel über das Kritiſche, das aber nicht im 
Negieren ſtecken bleibt, ſondern die Löſung einer 
Sehnſucht verheißt, die immer wieder auftauchte. 
ſeitdem eine überreife Kultur widernatürliche 
Giftblüten trieb. Man glaubte früher, in der 
Rouſſeau⸗Zeit, in der Romantik und ſchließlich 
auch noch im Wandervogeltum, die Heilung zu 
finden in der Forderung: „Zurück zur Na⸗ 
tur!“ Wer aber den großen Krieg in ſeinem 


ganzen Entſetzen erlebte und trotzdem den 
Glauben nicht verlor, der wußte, daß kein Zus 
rück mehr helfen konnte und wußte, daß es heißt, 
den „Maſchinengott“ zu überwinden, nicht aber, 
ihm zu entfliehen. Und die Siedlungsbewegung, 
ſo wie ſie ſich heute in modernſtem Geiſte bietet, 
iſt keine romantiſche Angelegenheit 
mehr, kein ſentimentales Flüchten zu den Unbe— 
rührtheiten einer makelloſen Natur, ſondern die 
bewußte, ja ſogar vielleicht gewalttätig kühne Or— 
ganiſation einer ganz neuen Landſchaft, 
auf die die ſimple Scheidung von Stadt und Land 
keine Anwendung mehr findet, ſondern die inſo— 
fern ein Gegenſtück zur arkadiſchen Landſchaft iſt, 
als wieder eine Einheit von Kultur und Natur 
ermöglicht wird. 

Hier handelt es ſich um einen (ſich ſelber 
vielleicht unbewußten) Willen, der von keiner 
Wiſſenſchaft gefaßt wird, ſondern der eben zur 
Politik im tiefſten Sinne hinſtrebt, zunächſt aus⸗ 
gelebt im geſunden Inſtinkt wirklichkeitsnaher 
Menſchen. 

Von ſolchem Tatwillen, von praktiſcher 
Arbeit, berichtet im ſelben Heft Oberregie— 
rungsrat Wittler-Oppeln. Er ſpricht über die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien, 
die im Gegenſatz zu vielen anderen von groß— 
zügigen Gedanken geleitet wird. Sie ijt kein fapi- 
taliſtiſches Unternehmen zum Geldverdienen, ſon— 
dern die Leiter dienen dem idealiſtiſchen Ge— 
danken, daß rechtzeitig ein wüſtes Experimen⸗ 
tieren von Laien und Pfuſchern auf dem Gebiet 
des Wohnungsweſens zu Gunſten der Allgemein— 
heit und des Einzelnen diesmal verhindert werden 
muß. Das bezieht ſich einmal auf die bautech— 
niſche, dann auf die finanzielle Seite. Beratung, 
Anregung und unaufdringliche Führung iſt eigent⸗ 
lich das Weſen dieſer Geſellſchaft, die auf dieſe 
Weiſe ſchon unendlich viel Gutes geſchaffen hat 
und bis Ende 1924 allein über 25 000 Menſchen 
unterbrachte. Und wenn man durch eine jener 
vielen Siedelungen zwiſchen Beuthen, Glei⸗ 
witz und Hindenburg fährt, an den fröhlich 
prangenden, grell-bunten Häuschen vorbei, von 
denen jedes einen Kleinviehſtall, ein Gärtchen 
und einen Spielplatz für die Kinder hat, dann 
ſieht man, daß hier ein „Glück im Winkel“ wohl 
beſtehen kann und daß alle theoretiſche Säuerlich- 
keit gegenüber ſolch aktiver, warmherzig⸗-helfender 
Aufbauarbeit zu ſchweigen hat. Wir brauchen 
weniger Wiſſenſchaft als Verantwortungsgeiſt 
und geſunden Inſtinkt! 
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Breslauer Ausſtellungen. 


Der Wirtſchaftsverband bildender Künſtler Schle⸗ 
ſiens veranſtaltete vom 13. bis 20. Dezember in den 
Räumen des Muſeums der bildenden Künſte eine 
Weihnachts⸗Verkaufs⸗Ausſtellung. Sämtliche einzel⸗ 
nen Künſtlervereinigungen waren vertreten und damit 
die verſchiedenſten Richtungen! In ſeltener Harmonie 
ging alte und neue Kunſt nebeneinander und — durch— 
einander. Von einer Einheitlichkeit keine Rede, allsr- 
dings auch eine Unmöglichkeit! Es war eine Kurft: 
Straße, ein Bazar. Inſofern nicht unintereſſant. Sym⸗ 
pathiſche Zmanglofigkeit und viel Fleiß, ſehr viel 
Arbeit. Es ſcheinen ſich bereits zu berühren die Cr- 
zeugniſſe der Jungen, die Produnte der „neuen Sach⸗ 
lichkeit“ mit den gewiſſenhaften Arbeiten der „Natu⸗ 
raliſten“. Doch nur ſcheindar! Die Klarheit und 
Schärfe Kanold'ſcher und Menſe'ſcher Arbeiten, die 
Urſprünglichkeit Otto Müllers und die ſubtile Farbig⸗ 
keit Oskar Molls, liegen in einer anderen Sphäre 
als Landſchaften und Portraits von v. Kardorf und 
Buſch. Immerhin: auch hier kann den gedanklichen 
Vertretern die Berührung mit der Natur nicht ſchaden. 
Noch mehr jedoch iſt das Umgekehrte zu betonen: ohne 
Stärke der Empfindungen und Gedanken wird keine 
Kunſt, wird kein Werk, das ſeinerſeits Konzentration 
des Beſchauers verlangt. Es gilt auch hier — und 
es galt für dieſe Ausſtellung — das Geſetz von An⸗ 
gebot und Nachfrage — des Geiſtes! 

Die ſtädtiſche Handwerker⸗ und Kunſtgewerbeſchule, 
die auf ein 25jähriges Beſtehen zurückblickt, ſtellt im 
Zuſammenhang mit dem Kunſtgewerbeverein Arbeiten 
ihrer Lehrer und Schüler im Muſeum für Kunſt⸗ 
gewerbe und Altertümer aus. Es ſoll gewiß eine 
uberfiht fein über das Schaffen des vergangenen 
Jahres und zugleich eine Verkaufs⸗Ausſtellung. Dieſe 
Ausſtellung müßte einheitlich ſein, da ſie ja von dem 
Geiſte einer Schule zeugen müßte. Sie iſt es auch — 
bis zu einem gewiſſen Grade. Man ſieht ſämtliche 
Zweige des Kunſthandwerks von der Gebrauchsgraphik 
bis zum ſchweren Möbel in echten Hölzern. Viele 
Verſuche von Schülern. Man vermißt im großen aber 
doch den Stil der ſtrengen Sachlichkeit und Einfach⸗ 
heit. Man glaubt zu erkennen, daß noch immer der 
Wunſch richtunggebend iſt, im einzelnen Gebrauchs⸗ 
ſtück ein einzelnes Kunſtwerk zu ſchaffen. Ein ſchwerer 
Schrank mit abgeſperrten Flächen iſt dieſen Gedanken 
näher. Warum verſchließt man ſich den ganz einfachen 
Gedankengängen? Würden Schüler an einfachen 
ſtrengen Aufgaben nicht beſſer gebildet, würden ſie 
nicht leichter verkaufen und beſſer die Berührung mit 
dem Publikum finden und andererſeits das Publikum 
produktiver erziehen durch einfache und klar gebildete 
Gebrauchsgegenſtände, die grundlegend ſind? 

Die Akademie für Kunſt und Kunſtgewerbe ver⸗ 
anſtaltet ihrerſeits eine Schüler - Weihnadts - Wus- 
ſtellung vom 19. bis 24. Dezember in den Räumen der 
Akademie. Es iſt bedauerlich, daß dieſe Ausſtellung 
zurzeit noch nicht beſichtigt werden konnte. Sie wäre 
praktiſcher ſchon früher eröffnet, um Zeit und Gelegen⸗ 
heit zu Käufen zu geben. Sie würde ſo das Bild des 
Kunſtſchaffens unſerer ſchleſiſchen Hauptſtadt runden. 
Auswirkungen der neu verpflichteten Lehrkräfte, der 
Malerprofeſſoren Kanold und Menſe und des Archi⸗ 
tekten Scharoun werden in der Kürze der Zeit kaum 
zu erkennen ſein. Das lange Interregnum in der 
Leitung der Anſtalt iſt vorüber. Profeſſor Oskar Moll 
iſt ſeit kurzem Direktor. Es iſt anzunehmen, daß ſich 
der Geiſt der wieder gefeſtigten Ordnung und einer 
neuen Sammlung der Kräfte in den Schülerarbeiten 
ausſprechen wird. 


Allen den ſchwer ringenden „jungen“ und „alten“ 
Künſtlern iſt zu wünſchen, daß ſie die Beachtung des 
kaufenden Publikums finden, die jetzt höchſt ungelegen 
kommende wirtſchaftliche Not zwingt zwar zu den 
größten Einſchränkungen, doch ſollte man ſich deſſen 
erinnern, wie leer und öde an inneren Werten unſer 
Leben wäre, wenn es nicht Menſchen gäbe, die der 
Geſtaltung unſeres Daſeins eine würdige Form geben! 


Zum preußiſchen Städtebaugeſetz. 

Auszug aus dem Vortrag von Reg.⸗Präſ. Krüger⸗ 
Lüneburg auf der 30. Hauptverſammlung des Bundes 
Deutſcher Bodenreformer. 

Die letzten 25 Jahre vor dem Kriege haben in 
Deutſchland die neue Wiſſenſchaft des Städtebaues ent⸗ 
ſtehen laſſen — als Reaktion gegen die ſyſtemloſe 
Ausdehnung unſerer Großſtädte und Induſtriebezirke 
vor dem Kriege. Aſthetiſche, wirtſchaftliche, ſozial⸗ 
politiſche Geſichtspunkte, die allmählich in allen Kultur⸗ 
ländern anerkannt ſind (vergl. den internationalen 
Städtebaukongreß in Amſterdam von 1924), haben zu 
beſtimmten Forderungen an den Städtebau oßtadte 
Man will dem übertriebenen Wachstum der Großſtädte 
durch planmäßige Dezentraliſation entgegentreten. 
Außerdem ſoll ſich die notwendige Stadterweiterung 
nach einem von vornherein allgemein feſtgeſtellten 
Plane vollziehen. In dieſen Plänen ſollen vor allem 
die Frei- und Grundflächen jeder Art ausgiebig berück- 
ſichtigt werden. Außerdem ſoll das Wohnungsbedürfnis 
der breiten Maſſe der Bevölkerung maßgebend ſein. 

Bei den Vorſchriften der Reichsverfaſſung iſt einſt⸗ 
weilen an ein einheitliches Städtebaugeſetz für das 
Reich nicht zu denken. Erfreulicherweiſe iſt aber 
wenigſtens für Preußen der Entwurf eines Städte⸗ 
baugeſetzes ausgearbeitet worden, welches die vor⸗ 
ſtehend entwickelten, von dem Amſterdamer Städtebau⸗ 
kongreß ausdrücklich beſtätigten Leitgedanken zu ver⸗ 
wirklichen ſucht. Damit ijt ein Entwurf geſchafſen, 
der auch für die Bodenreformer von allerhöchſter Be⸗ 
deutung iſt. 

Wichtig iſt vor allem, daß die Gemeinden das Recht 
erhalten, ſog. Flächenaufteilungspläne aufzuſtellen. 
Dieſe ſollen erſehen laſſen, welche Teile für Grün⸗ 
flächen, für Acker⸗ und Gartenbau, für Induſtrieviertel, 
für Verkehrsflächen, vorgeſehen ſind. Mit ihrem Erlaß 
ſoll eine andere Benutzung der betreffenden Flächen 
unzuläſſig werden. Die Gemeinden ſollen das Recht 
erhalten, unter beſtimmten Vorausſetzungen das für 
Verkehrs⸗ und Erholungsflächen notwendige Land zu 
enteignen. Neu vorgeſehen iſt außerdem eine ſog. 
Austauſchlandenteignung, d. h., die Enteignung von 
Grund und Boden für Landwirte, die Grundſtücke zur 
Bebauung abgeben müſſen, falls die Betriebe in ihrer 
Lebensfähigkeit beeinträchtigt werden. Außerdem ſoll 
die Gemeinde das Recht erhalten, für neu zuziehende 
Betriebe Induſtriegelände zu enteignen. 

So ſehr die Grundgedanken des Entwurfs zu be⸗ 
grüßen ſind, ſo gehen ſie doch vom bodenreformeriſchen 
Standpunkte aus nicht weit genug. Es muß gefordert 
werden, daß der Entwurf für die Erweiterungsbezirke 
der Städte und für die Induſtriebezirke die Grund⸗ 
gedanken des im Jahre 1920 ausgearbeiteten ſog. 
Bodenreformgeſetzes mit berückſichtigt. Infolgedeſſen 
ſind folgende Forderungen zu ſtellen: 

1. Die Gemeinden, welche Flächenaufteilungspläne auf⸗ 
geſtellt haben, ſollen ein geſetzliches Vorkaufsrecht 
erhalten auf alle Grundſtücke, die innerhalb der 
Wohngebiete liegen, oder die nach dem Flächen⸗ 
aufteilungsplan für Verkehrsflächen und Grünflächen 
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aller Art, abgeſehen von land- und forſtwirtſchaft⸗ 
licher Nutzung, beſtimmt ſind. 

Sie ſollen ferner ein Enteignungsrecht haben für 
ſolche Grundſtücke, deren Benutzung erforderlich iſt 

zum Bau von Mittel⸗ und Kleinwohnungen ſowie 
für das für ſolche Wohnungen nötige Gartenland 
und zur Anlage von induſtriellen Unternehmungen, 
ſofern Grundſtücke durch den Flächenaufteilungsplan 
als Induſtrieflächen beſtimmt ſind. 

3. Bei der Ausübung des Vorkaufs⸗ und Enteignungs⸗ 
rechtes ſoll ſich der Vorkaufs⸗ bezw. Enteignungs⸗ 
preis richten nach dem Betrage, der für das ent⸗ 
eignete Grundſtück bei der letzten Einſchätzung auf 
Grund des Reichsbewertungsgeſetzes vom 10. Auguſt 
1925 feſtgeſetzt worden iſt. 

4. Gemeinden, welche Flächenaufteilungspläne aufge— 
ſtellt haben, müſſen verpflichtet werden, ein Viertel 
des für Mittel- und Kleinwohnungen beſtimmten 
unbebauten Wohngebietes zu Heimſtättengebieten zu 
erklären. ; 

Auf Grund dieſes Vertrages gelangte nachſtehende 

Entſchließung zur einſtimmigen Annahme: 

1. Der Bund Deutſcher Bodenreformer ſtimmt grund⸗ 
ſätzlich dem von dem Herrn Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt aufgeſtellten Entwurf eines Städtebaugeſetzes 
für Preußen zu. Er erblickt darin den Verſuch, 
die künftige Entwicklung der Städte und Induſtrie⸗ 
gebiete zum Wohle des Volksganzen in geſunde 
Bahnen zu leiten. Der Bund muß jedoch fordern, 
daß den öffentlichen Stellen größere Machtbefugniſſe 
zur Durchführung des Geſetzes im Sinne der Heim⸗ 
ſtättenbeſtrebungen gegeben werden. 

2. Der Entwurf iſt daher entſprechend der Forderung 
zu ergänzen, die der Bund in übereinſtimmung mit 
Artikel 155 der Reichsverfaſſung bereits ſeit langem 
geſtellt hat. 

Den Gemeinden, welche Flächenaufteilungspläne 
aufgeſtellt haben, iſt ein wirkſames Vor⸗ 
kaufs- und Enteignungsrecht zu einem 
angemeſſenen, auf Grundlage der Steuer- 
veranlagung zu berechnenden Preiſe zu ge- 
währen für alle unbebauten Grundſtücke, welche zu 
Wohnzwecken beſtimmt oder in den Flächenauf⸗ 
teilungsplänen für Verkehrs- Frei- oder Induſtrie⸗ 
flächen ausgewieſen ſind. Die Gemeinden müſſen 
außerdem verpflichtet werden, einen ange⸗ 
meſſenen Teil des für Wohnzwecke beſtimmten Ge⸗ 
bietes zu Heimſtättengebieten ($ 4 ff. des preußiſchen 
Ausführungsgeſetzes vom 18. 1. 24 G. S. S. 49 zum 
Reichsheimſtättengeſetz) zu erklären. 

3. Der Bund beauftragt den Bundesvorſtand, die nach 
dem Vorſtehenden notwendigen Abänderungen des 
Geſetzes bei dem Herrn Pr. Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt zu beantragen. 


to 
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Förderung des Wohnungsbaues in Heſſen. 

Die heſſiſchen Koalitionsparteien und zwar die 
Demokraten, die Sozialdemokraten und das Zentrum 
felt folgenden Antrag an den heſſiſchen Lanotag ge⸗ 

ellt: - : 

„Der Landtag wolle beſchließen, die Regierung zu 
erſuchen: 

1. Auf der Grundlage des neuen Geſetzes, betreffend 
den Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grund⸗ 
ſtücken, wird in Heſſen für die Rechnungsjahre 1926 
1927 beſtimmt, daß: 

a) 20 % der Friedensmiete zur Förderung des Woh⸗ 
nungsbaues verwendet werden, 

b) die Vorbereitungen für ein zweijähriges Bau⸗ 
programm (1926/27) ſofort in Angriff genommen 
werden und die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes für wirt⸗ 


ſchaftliches Bauen zur Erreichung der größten 

Wirtſchaftlichkeit berückſichtigt werden, 

e) die Staatsregierung ermächtigt wird, eine Anleihe 
aufzunehmen, mittels deren Hilfe die rechtzeitige 
Bereitſtellung der zur Förderung des Wohnungs⸗ 
baues beſtimmten Steueranteile laufend ermöglicht 
werden kann. 

2. Die ſtaatlichen und kommunalen Steueranteile, die 
zur Förderung des Wohnungsbaues Verwendung 
finden ſollen, werden an einer Stelle verwaltet und 
dürfen nur der Errichtung von Kleinwohnungen lin 
Ausnahmefällen auch Mittelwohnungen) dienen. 

3. Auf dem Geſetz⸗ oder Verordnungsweg von der Re⸗ 
gierung die Bildung eines aus allen an der Woh⸗ 
nungswirtſchaft intereſſierten Kreiſen zuſammen⸗ 
geſetzten paritätiſchen wohnungspolitiſchen Aus⸗ 
ſchuſſes für Heſſen herbeizuführen. Der Ausſchuß iſt 
I 75 Inſtanz in allen Fragen der Wohnungs⸗ 
politik. 

4. Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Heſſen ijt als 
Spitzenvertretung des genoſſenſchaftlichen Bauweſens 
tatkräftig zu fördern. 

Der Landtag wolle ferner beſchließen: 

Als übergangsmaßnahme kann Gemeinden, welche 
aus dem Aufkommen der Gemeindeſonderſteuer Ver⸗ 
pflichtungen zur Beſtreitung des Kapitaldienſtes im 
Intereſſe der Förderung des Wohnungsbaues ein⸗ 
gegangen ſind, aus den für den Wohnungsbau be⸗ 
ſtimmten öffentlichen Mitteln im Höchſtfalle bis 
4 v. H. der Friedensmiete für die Jahre 1926 und 
1927 Darlehensgeld gewährt werden mit der Maß⸗ 
gabe, daß dieſe Zuwendungen auf die anteiligen 
Baudarlehnsmittel aufgerechnet werden können. 

Darmſtadt, den 28. Oktober 1925. 

Leuſchner. Heinſtadt. Reiber.“ 


Wie wir erfahren, beabſichtigen die heſſiſchen Ge⸗ 
werkſchaften, die Beamtenſchaft, die Kriegsbeſchädigten⸗ 
organijationen und der Verband der Bauvereine eine 
weitere Eingabe an den Landtag zu richten, in der zum 
Ausdruck gebracht wird, daß die Wohnungsſürſorge⸗ 
geſellſchaft für Heſſen, die die Spitzenorganiſation des 
ganzen gemeinnützigen Kleinwohnungsbaus in Heſſen 
iſt, mindeſtens ein Viertel der aus öffentlichen Mitteln 
zur Verfügung ſtehenden Gelder zur Förderung des 
Wohnungsbaues in Form eines Rahmenbe⸗ 
ſcheides erhalten ſoll. 

Dieſe beiden Anträge ſind in mehr als einer Hin⸗ 
ſicht wichtig. Schon Punkt 2 des Antrages zeigt das 
geſunde Beſtreben, durch Verwaltung der Mittel von 
einer Zentralſtelle aus eine gleichmäßige Berück⸗ 
ſichtigung ſämtlicher Landesteile zu ermöglichen. 
Dieſem Zweck ſoll in Preußen der ſogenannte Woh⸗ 
nungsfiirforgefonds oder Ausgleichsfonds dienen. Nach 
den vorliegenden Geſetzentwürfen iſt man in Preußen 
im Gegenfatz zu Heſſen gerade dabei, durch Ver⸗ 
ringerung des prozentualen Anteiles des Wohnungs⸗ 
fiirjorgefonds am Neubauaufkommen der Hauszins- 
ſteuer den ausgleichenden Einfluß des Staates noch 
weiter einzuſchränken. Wie wichtig der heſſiſche An⸗ 
trag iſt, wird aber erſt klar, wenn man bedenkt, daß 
nur ſo eine planmäßige Siedlung des geſamten Landes 
erfolgen kann. Will man den Gedanken eines Sied⸗ 
lungsverbandes Rhein— Main in die Wirklichkeit um⸗ 
ſetzen, will man vor allem zur Entlaſtung der Groß⸗ 
ſtädte geſchloſſene größere Siedlungsorganismen mit 
ſelbſtändigem Eigenleben durchführen, ſo läßt ſich eine 
zentrale Verwaltung der Mittel garnicht umgehen. 
Schränkt Preußen den Einfluß des Staates auf die 
Verwaltung und Vergebung der Neubaumittel weiter 
wie bisher ein — und es beſtehen ernſte Anzeichen da⸗ 
für, daß man den Staatseinfluß noch weitergehend 
„abbauen“ will —, jo haben wir mit einer gefährlichen 
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Zerſplitterung des Kleinwohnungsbaues zu rechnen, 
die leicht in ein völliges Nebeneinanderarbeiten der 
einzelnen Kommunen und Kreiſe auslaufen kann. Eine 
gerechte Berückſichtigung der beſonders unter der Woh⸗ 
nungsnot leidenden Landesteile und Kommunen wird 
dadurch einfach unmöglich gemacht, und insbeſondere 
für Oberſchleſien iſt dadurch die Durchführung eines 
großzügigen Wohnungsbauprogramms auf Grund 
eines einheitlichen Planes ins Ungewiſſe verſchoben. Sp. 


Der Provinzialverband Schleſien des Reichsver⸗ 
bandes Deutſcher Baugenoſſenſchaften hielt unter dem 
Vorſitz des Herrn Landesrat Gärtner am 24. und 
25. Oktober in Liegnitz ſeinen Verbandstag ab. Am 
Schluß der Tagung gelangte die folgende Entſchließung 
zur einſtimmigen Annahme; auch wurde beſchloſſen, die⸗ 
ſelbe den Land- und Reichstagsabgeordneten und den 
ſonſtigen in Frage kommenden Stellen zu übermitteln: 

„Der Provinzialverband Schleſien des Reichsver⸗ 
bandes Deutſcher Baugenoſſenſchaften begrüßt den 
am 1. Oktober d. J. vom Preußiſchen Landtag ge- 
faßten Beſchluß, der die Reichsregierung erſucht, das 
Bodenreformgeſetz dem Reichstag zur Verabſchiedung 
vorzulegen. 

Er begrüßt den Städtebaugeſetz⸗Entwurf des 
Wohlfahrts⸗Miniſteriums, weil nach ihm auf dem 
Gebiete unſeres Wohnweſens der Standpunkt des 
Allgemeinwohls in viel tieferer Weiſe zur Geltung 
gebracht wird, als es bisher möglich war. 

Er hält es für dringend erforderlich, daß endlich 
in allen Orten die geſetzlich vorgeſehenen Reichsheim⸗ 
ſtättengebiete durch Ortsſtatut geſchaffen werden. 

Er hält es für notwendig, daß die ſegensreiche 
Tätigkeit der Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaften nicht 
gehemmt, ſondern mehr wie bisher mit allen Mitteln 
gefördert wird. 

Er hält auch eine verſtärkte ländliche Siedlung 
für dringend nötig und möglich, wenn die Mittel 
dazu aus einer reinen geſtaffelten Grundwertſteuer 
vom ländlichen Boden, der ja auch entſchuldet iſt, ge⸗ 
wonnen werden. 

Die Mittel aus der Hauszinsſteuer, richtiger Ent⸗ 
ſchuldungsſteuer, ſind dem Wohnungsbau in ſolcher 
Höhe zuzuführen, daß die Erſtellung wirklicher, 
wenn auch beſcheidener Familienheimſtätten möglich 
wird, weil eine Vermehrung unzulänglicher Kleinſt⸗ 
wohnungen aus nationalen und ſozialen Gründen 
unbedingt zu verwerfen iſt. 

„Die kapitalbildenden Unternehmungen und öffent⸗ 
lichen Kaſſen (Verſicherungskaſſen. Sparhaſſen, 
Krankenkaſſen uſw.) müſſen geſetzlich verpflichtet 
werden, einen weſentlichen Teil ihrer Einnahmen 
dem gemeinnützigen Wohnungsbau zuzuführen. Auch 
die Spartätigkeit der Bevölkerung iſt dem Woh⸗ 
nungsbau nutzbar zu machen (Notgemeinſchaften!). 

Das Gemeindeland darf nicht mehr gegen große 
Kapitalien für Heimſtättenzwecke ausgegeben werden, 
ſondern unter Heimſtättenrecht gegen einen mäßigen 
Erbbauzins. 

Bei Durchführung der vorſtehenden Vorſchläge 
wird die Beſeitigung von Wohnungsnot und Woh⸗ 
en auch trotz ſchwerſter Zeit immer möglich 
ein.“ 


Ein oberſchleſiſcher Heimſtättenverband. 

In einer am 18. November 1925 in Kandrzin abge⸗ 
haltenen Tagung, die wohl von ſämtlichen ober⸗ 
ſchleſiſchen Baugenoſſenſchaften beſchicht war, wurde 
einſtimmig beſchloſſen, ſich unter dem Namen 

„Verband der Oberſchleſiſchen Heimſtätten und 
Baugenoſſenſchaften“ 
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zur gemeinſamen Intereſſenvertretung der ober- 
ſchleſiſchen Baugenoſſenſchaften zuſammenzufinden. In 
der Diskuſſion wurde von ſämtlichen Anweſenden be⸗ 
tont, daß die beſonderen Verhältniſſe Oberſchleſiens 
einmal ein voll gerütteltes Maß genoſſenſchaftlicher 
Aufklärungsarbeit, andererſeits aber auch eine be⸗ 
ſondere eindringliche Intereſſenvertretung nötig 
machen. 

Es wurde nach einer längeren Ausſprache von ſämt⸗ 
pos 6 Delegierten einſtimmig folgende Reſolution 
gefaßt: 

„Die am 18. November in Kandrzin verſammelten 
Delegierten der oberſchleſiſchen Heimſtätten⸗ und 
Baugenoſſenſchaften, die ſich zu einem „Verband der 
Oberſchleſiſchen Heimſtätten- und Baugenoſſen⸗ 
ſchaften“ zuſammengeſchloſſen haben, bitten die zu⸗ 
ſtändigen Stellen, dafür zu ſorgen, daß die den Ge⸗ 
noſſenſchaften zugebilligten Gelder aus dem ſtaat⸗ 
lichen Ausgleihsfonds der Hauszinsſteuer recht⸗ 
zeitig den Baugenoſſenſchaften auf ſchnellſtem 
Wege zugeführt und ſoweit die Genoſſenſchaften bis⸗ 
her nicht genügend bedacht worden ſind, ihnen 
weitere Gelder bewilligt werden. Durch das 
Zurückhalten dieſer Gelder und die un⸗ 
genügende Zuweiſung erwachſen den Genoſſen⸗ 
ſchaften hohe Zinſen, die die Mieten unerträglich 
ſteigern.“ 

Schleſiens Bodenreformtag in Oppeln. 
Von Ebiſch, Oppeln. 

Wenn in Deutſchland große Teile unſeres Nach⸗ 
wuchſes in Stadt und Land heute kaum eine Möglich⸗ 
keit finden, auf deutſcher Heimaterde Familie und 
Exiſtenz zu gründen, wenn die Wohnungsnot trotz aller 
ſtaatlichen Hilfe heute immer noch Formen aufweiſt, die 
ſchwere Gefahren für unſeres Volkes Zukunft, ſowohl 
in ſittlicher als auch in geſundheitlicher Beziehung in 
ſich bergen, ſo ſind dieſe Mißſtände in Oberſchleſien 
durch die Fehler der Vorkriegszeit, durch die Feſſel 
jahrelanger Beſatzung und Abſtimmungszeit und 
ſchließlich durch den Zuſtrom Tauſender von Flücht⸗ 
lingen aus den polniſch gewordenen Teilen unſeres 
Heimatlandes auf das Außerſte verſchärſt worden. Nach 
einer Feſtſtellung der Oppelner Regierung über⸗ 
ſteigt der Wohnungsmangel Dber- 
ſchleſiens den Reichsdurchſchnitt um 
15 000 fehlende Wohnungen. Es wird Zeit, 
daß der deutſchen Öffentlichkeit die hier heraufziehen⸗ 
den Gefahren wieder einmal deutlich vor Augen geführt 
werden, denn Deutſchland iſt heute im Begriff, ſeinen 
Oſten zu vergeſſen und damit zu verlieren. 

Warnend und mahnend wollten die ſchleſiſchen 
Bodenreformer auf dieſe Nöte hinweiſen, als ſie 
in den Tagen vom 3. bis 5. Oktober 1925 in Oppeln 
ihren 7. Landesverbandstag abhielten. Auf 
das herzlichſte wurden ſie bei dieſem Beginnen von den 
Landesbehörden begrüßt. 

Schon der 1. Vortrag von Direktor Dr Schell⸗ 
hammer unterſtrich fo recht die Not Oberſchleſiens. 
Neben den ſchon erwähnten Wohnungsmißſtänden be⸗ 
tonte der Redner vor allem die Notwendigkeit einer 
zielbewußten ländlichen Siedlung. 

Nach Feſtgottesdienſten am Sonntag Vormittag, in 
denen die große ſittliche Bedeutung der Bodenreform 
zum Ausdruck kam, und nach einer geſchloſſenen Mit⸗ 
gliederverſammlung am Sonntag Nachmittag, fand am 
Sonntag Abend eine große öffentliche Verſammlung 
ſtatt, in der zuerſt Reg. Baumeiſter Niemeyer als 
Leiter der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Ober⸗ 
ſchleſien über: „Neuzeitliche Forderungen des Woh⸗ 
nungs- und Städtebaues“ ſprach. Dr. Damaſchke 
ſchloß die Reihe der Vorträge durch Klarlegung 
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„unſerer nächſten Aufgaben“, die in folgende Ent⸗ 
ſchließung ausklang: 

„Der ſchleſiſche Bodenreformtag begrüßt mit 
ernſter Freude die Zeichen wachſender Erkenntnis 
auf dem entſcheidenden Gebiet unſeres Neuaufbaues, 
ſo den mit 187 gegen 149 Stimmen gefaßten Beſchluß 
des preußiſchen Landtages vom 1. Oktober d. Is., der 
die Regierung erſucht, für die Einbringung des 
Bodenreformgeſetzes im Reichstage einzutreten. Er 
empfiehlt dem Volke eine genaue Prüfung der Ab⸗ 
ſtimmungsliſte, damit es ſeine wahren Freunde in 
allen Parteien kennen lernt. 

Er begrüßt den Städtebaugeſetzentwurf 
des Miniſters Hirtſie fer als einen guten, großen 
Verſuch, auf dem Gebiete unſeres Wohnweſens auch 
den Standpunkt des allgemeinen Wohls in viel 
tieferer Weiſe zur Geltung zu bringen, als es bisher 
möglich war. 

Der ſchleſiſche Bodenreformtag bedauert, daß aus 
dem Reichsbewertungsgeſetz der Vorſchlag der Re⸗ 
gierung auf Offenlegung der Steuereinſchätzung des 
Bodens vorläufig entfernt worden iſt; er hofft, daß 


dieſe Beſtimmung ſobald als möglich wieder ein: 
gefügt wird. 

Die Mittel aus der ſogenannten Hauszinsſteuer, 
richtiger Entſchuldungsſteuer, ſind in viel höherem 
Maße als bisher dem Wohnungsbau zuzuführen. 

Die Mittel für eine verſtärkte ländliche 
Siedlung ſind aus einer reinen, geſtaffelten 
Grundwertſteuer von dem ländlichen Boden, der ja 
auch entſchuldet iſt, zu gewinnen. 

Der Bodenreformtag erklärt, daß für 
die überwindung der Wohnungsnot in 
Oberſchleſien die Bereitſtellung be⸗ 
ſonderer Mittel für Oberſchleſien eine 
Ehrenſchuld des Reiches und Staates 
denen gegenüber iſt, die für das 
Bleiben in der deutſchen z 
gemeinſchaft in ſchwerer Zeit ſich ent- 
ſchieden haben.“ 

Mit einer Ehrung des 60 jährigen Vorkämpfers der 
Bodenreform durch Überreichung eines Albums mit An⸗ 
ſichten oberſchleſiſcher Siedlungen fand die gutbeſuchte 
Tagung ihren Abſchluß. 


Geſetze und Verordnungen. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 6. November 1925, betr. Bauverträge und 
Bauarbeiterlöhne. 

— 1113, 3446/25. — 


Aus den beteiligten Wirtſchaftskreiſen iſt mit Nach⸗ 
druck auf die ungewöhnlich ſtarke Erhöhung der Bau- 
arbeiterlöhne im Laufe des Sommers 1925 hingewieſen 
worden, insbeſondere aber auf die Rückwirkungen, 
die ſich daraus auf andere Arbeitergruppen und die 
Geſamtwirtſchaft ohne weiteres ergeben. Als eine 
weſentliche Urſache der ungeſunden Spanne zwiſchen 
den Bauarbeiterlöhnen und den übrigen Löhnen wird 
das Fehlen feſter Preiſe in den Bauverträgen be— 
zeichnet. Dieſer Auffaſſung kann eine Berechtigung 
nicht abgeſprochen werden. Solange feſte Preiſe nicht 
vereinbart ſind, in den Verträgen vielmehr noch die 
aus der Inflationszeit herrührende Lohnklauſel ent⸗ 
halten iſt, beſteht für den Unternehmer kein be— 
ſonderes Intereſſe an der Verhinderung von Lohn⸗ 
ſteigerungen während der Bauausführung. Zur Her⸗ 
beiführung einer Geſundung der allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftslage erſcheint es notwendig, daß die Bauwirt⸗ 
ſchaft wieder zu feſten Preiſen zurückkehrt. Dem⸗ 
gemäß erſuche ich, allen Gemeinden, die als Auftrag: 
geber für Wohnungsneubauten in Frage kommen, die 
auch aus dem Hauszinsſteueraufkommen finanziert 
werden, dringlichſt nahezulegen, daß ſie Bauaufträge 
künftighin nur zu feſten Preiſen vergeben. Soweit 
es ſich um Wohnungsneubauten handelt, die von 
privater Seite, von Siedlungsgeſellſchaften uſw. zur 
Ausführung gelangen, ſo wird auch hier in geeigneter 
Weiſe darauf hinzuwirken ſein, daß von dieſen Bau⸗ 
herren Aufträge fortan möglichſt nur zu feſten Preiſen 
vergeben werden. 


J. V.: gez. Conze. 


Erlaß des Preuß. Minifters für volkswohlfahrt 

vom 9. November 1925, betr. Unterbringung 

der aus Polen eintreffenden deutſchen Optanten. 
— II. 7. 1503. — 

Die Unterbringung der aus Polen eintreffenden 
Optanten, die auf Grund der Reichsverordnung über 
die Auflöſung der Flüchtlingslager vom 17. Dezember 
1923 (Geſetzſamml. S. 1202) in Verbindung mit den 
Runderlaſſen des Preuß. Miniſters des Innern vom 
23. April 1925 — IV FI 116 — und vom 4. Auguſt 1925 
— IV FI 231 — den Gemeinden obliegt, hat ver⸗ 
ſchiedentlich zu Beanſtandungen, insbeſondere ſeitens 
der bereits früher aus den abgetretenen Landesteilen 
Verdrängten, Anlaß gegeben. Zur Behebung von 
Zweifeln, die hinſichtlich des Umfanges der den Ge⸗ 
meinden obliegenden Unterbringungspflicht entſtanden 
ſind, weiſe ich daher im Einvernehmen mit dem Herrn 
Miniſter des Innern auf folgendes hin: 

Gemäß $ 4 der Reichsverordnung vom 17. De⸗ 
zember 1923 haben die Gemeinden zunächſt für die 
vorläufige Unterbringung der Optanten und ihrer 
Habe zu ſorgen. Das hierbei einzuſchlagende Ver⸗ 
fahren richtet ſich nach den Vorſchriften der §§ 5 bis 
10, 13 der genannten Verordnung ſowie meinen dazu 
ergangenen Ausführungsbeſtimmungen vom 31. März 
1924 (Geſetzſamml. S. 200). : 

iiber die vorbezeichnete vorläufige Unterbringung 
hinaus ſind die Gemeinden gemäß § 3 der Reichs⸗ 
verordnung vom 17. Dezember 1923 ferner verpflichtet, 
die ihnen zugewieſenen Optanten bei der allgemeinen 
Unterbringung der Wohnungsſuchenden vorzugsweiſe 
zu berückſichtigen. Durch dieſe Vorſchrift werden die 
Optanten hinſichtlich ihrer endgültigen Unterbringung 
den ſonſtigen nach § 14 des Wohnungsmangelgeſetzes 
vom 26. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 754) vorzugsweiſe 
zu berückſichtigenden Perſonen gleichgeſtellt. Dagegen 
beſteht kein geſetzlich begründeter Anſpruch der Op⸗ 
tanten, vor den letztgenannten Perſonen bei der 
Unterbringung der Wohnungsſuchenden berücfichtigt 
zu werden. Ihre endgültige wohnliche Unterbringung 
hat vielmehr lediglich in der Reihenfolge der ſonſtigen 
vorzugsweiſe zu berückſichtigenden Perſonen und nach 
Maßgabe der für dieſe in den einzelnen Gemeinden 
beſtehenden Richtlinien zu erfolgen. 


gez. Hirtſiefer. 


Schr a a fee e:e 
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Bücher: und Jeitſchriftenſchau. 


Notgemeinſchaften zur Förderung des Wohnungs⸗ 
baues finden mehr und mehr Anklang bei den Städten. 
Beſonders beachtenswert iſt neben den bereits be⸗ 
ſtehenden Notgemeinſchaften der Städte Augsburg, 
Lüneburg, Marienburg, Schweinfurt die in dieſem 
Frühjahr entſtandene Bayreuther Spar⸗ und 
Notgemeinſchaft zur Förderung des 
Wohnungsbaues E. V.: Das ſoeben erſchienene 
„Jahrbuch der Bodenreform“ (1925, Nr. 4) 
enthält all die Dokumente, die die Entſtehung, die 
Organiſationsreform und die praktifche Arbeit der 
Bayreuther Notgemeinſchaft beiſpielhaft darſtellen: 
Rundſchreiben, Aufrufe, Protokolle, Satzungen, Werbe⸗ 
blätter u. a. amtliche Vorgänge. Regierungsrat Zahn⸗ 
Bayreuth ſchildert in einem inſtruktiven Aufſatz die 
praktiſchen Erfahrungen und Erfolge dieſer Organi⸗ 
ſationen. Den Stadtgemeinden ſei dieſe Nummer des 


„Jahrbuchs der Bodenreform“ (zu beziehen durch die 
Bodenreform, Berlin NW. 23, Leſſingſtr. 11, Preis 
1,50 Mark) beſtens empfohlen. Das Heft enthält 
außerdem einen Erbbaurechtsvertrag der 
Stadt Weißenſee in Thüringen, der bemerkenswert iſt 
durch die Anwendung eines Erbbauzinſes, der nach der 
Höhe des Sparkaſſenzinsfußes beweglich iſt. Als prak- 
tiſches Beiſpiel wertvoll iſt auch der ebendort ver⸗ 
öffentlichte Vertrag der Stadt Schönberg /Meckl.⸗ 
Strelitz für den Verkauf Gemeindegrundeigentums 
gegen einen wertbeſtändigen Kanon. An leitender 
Stelle bringt das Heft den Vortrag über den Ent⸗ 
wurf eines Preußiſchen Städtebau⸗ 
geſetzes, womit Regierungspräſident Krüger⸗ 
Lüneburg die Reihe der Vorträge auf der 30. Haupt⸗ 
verſammlung des Bundes Deutſcher Bodenreformer er⸗ 
öffnet hat. 
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. verlag: Schleſiſche heimſtätte, Breslau, Sternſtr. 40. 
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2. Jahrgang Hummer 12 Dezember 1925 


An unfere Leſer! 


er Deutſche Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen hat ſich — nachdem ſein letzter geſchloſſener 

Jahresbericht im Jahre 1922 unter dem Titel: „Vom wirtſchaftlichen Bauen“ erſchienen war — 
entſchloſſen, ſeine Arbeiten erneut in Buchform der Offentlichkeit zur Verfügung zu ſtellen; veranlaßt durch 
die Tatſache, daß die erſten 3 Jahresberichte: 

„Die Technik der Lehmbauweiſe“ (Sonderheft der „Volkswohnung“, Verlag von Wilhelm 

Ernſt & Sohn, Berlin W. 66, Wilhelmſtr. 90), 

„Die Lehmbauweiſe“ (Verlag von Oskar Laube, Dresden-A., Wettiner Straße 15), 

„Vom wirtſchaftlichen Bauen“, 1. Folge (Verlag der Bauwirtſchaftlichen Verſuchſtelle in Sorau NL.) 
wenige Wochen nach ihrem Erſcheinen faſt vergriffen waren Auch die immer wieder von ſtaatlichen und 
ſtädtiſchen Behörden und aus der freien Fachwelt an uns kommenden Anfragen, die nach der im Sep- 
tember dieſes Jahres in Dresden abgehaltenen und von ca. 400 Delegierten aus ganz Deutſchland 
beſuchten Tagung an uns gelangen, haben uns in dieſer Abſicht beſtärkt. Die neue Folge des Buches: 
„Vom wirtſchaftlichen Bauen“, die durch das Entgegenkommen des Verlages Oskar Laube bereits 
im Dezember dieſes Jahres erſcheinen ſoll, enthält nun wieder eine Reihe von Aufſätzen, die ſich mit 
Problemen beſchäftigen, die heute wohl zu den wichtigſten in der Wohnungs- und Bauwirtſchaft gehören. 
In erſter Linie gilt dies für die Aufſatzfolge „Großhaus oder Kleinhaus — eine Wirtſchafts— 
frage“, zu der ſich nicht nur namhafte Baufachleute, ſondern auch der Mediziner in ſelten umfaſſender 
Form äußern, und an der weder der Architekt und Bauwirtſchaftler noch der Wohnungspolitiker vorbei⸗ 
gehen kann. Ein heute auch noch intereſſierendes Gebiet, deſſen Bedeutung von Tag zu Tag mehr erkannt 
wird, wird behandelt in dem Thema: „Typen- und Serienbau“, wobei vor allem auf die hier zum erſten 
Male in dieſem Umfange veröffentlichten Typenpläne des „Sächſiſchen Heims“ hingewieſen werden darf. 
Ein für die meiſten Fachleute wohl wenig bekanntes Gebiet wird mit dem Aufſatz über „Arbeitspſy⸗ 
chologie und Bauwirtſchaft“ behandelt, das in ſeinem Bearbeiter einen beſonders ſachkundigen Vertreter 
gefunden hat. Aber auch der Städtebauer kommt in dieſem Buch auf ſeine Koſten durch eine Abhandlung 
über „Regional und Flächenaufteilungspläne“, für die es dem Deutſchen Ausſchuß für wirtſchaft⸗ 
liches Bauen ebenfalls gelungen iſt, einen Fachmann von überragenden Erfahrungen zu gewinnen. Endlich 
gibt noch ein Anhang Auskunft über die Ziele und die Tätigkeit des Deutſchen Ausſchuſſes für wirt⸗ 
ſchaftliches Bauen, um ſo den vielen Frageſtellern, die immer wieder an uns herantreten, den Weg zu 
erleichtern und wertvolle Winke zu geben. Was das Buch beſonders wertvoll macht, iſt der Umſtand, 
daß faſt alle Artikel durch eine große Anzahl klarer und lehrreicher Zeichnungen ergänzt werden. 

Um dem Buche eine möglichſt weite Verbreitung zu geben, wollen wir es unſeren Mitgliedern und 
Freunden zu einem Vorzugspreis von 5,00 Mark zur Verfügung ſtellen unter der Vorausſetzung, daß 
die Beſtellung hierauf bis ſpäteſtens 31. Januar 1926 entweder bei dem Deutſchen Ausſchuß für wirt⸗ 
ſchaftliches Bauen, Dresden-W., Kanzleigäßchen 1, IL, oder bei der Druckerei Oskar Laube, Dresden A., 
Wettiner Straße 15, unmittelbar erfolgt iſt. Der Buchhändlerpreis wird 6,00 Mark betragen. 
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Die Arbeitsgemeinſchaft des Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen und des Techniſchen 
Ausſchuſſes des Reichsverbandes der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften hofft, mit dieſem neuen Jahres⸗ 
bericht nicht nur ſeinen alten Freunden eine wertvolle Arbeit anbieten zu können, ſondern gerade durch 
dieſe Arbeit den Kreis ſeiner Förderer und Mitarbeiter zu erweitern. Der Umſtand, daß es ſich um 
Arbeiten handelt, die auf der großen Tagung für wirtſchaftliches Bauen 1925 in Dresden im Kreiſe 
von 400 Fach⸗Vertretern aus ganz Deutſchland, darunter die Delegierten aller Reichs- und Länder⸗ 
Regierungen ſowie die Vertreter der großen Fachverbände, zum Vortrag und zur Beſprechung gelangten 
und als Ergebnis dieſer Ausſprache eine erneute Überarbeitung erfuhren, dürfte eine beſondere Sicherheit 
hierfür geben. 

Wir dürfen deshalb die Bitte ausſprechen, die ſelbſtloſe Arbeit, die hier von weiteſten Fachkreiſen 
im Intereſſe der Allgemeinheit geleiſtet iſt, durch Beſtellung und Weiterempfehlung dieſer Schrift zu 
fördern. 

Der Deutſche Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen. 
Der Techniſche Ausſchuß des Reichsverbandes der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften. 
Der Vorſitzende: Stegemann, Regierungsbaurat. 


f Großhaus oder Kleinhaus.”) 


Von Regierungs- und Baurat Liibbert, Hannover. 
Vortrag gehalten in Darmſtadt auf der Tagung des deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen. 
2. Fortſetzung.) 


Boden- und Bauſpekulanten verſuchen immer 
wieder, dem Laien die wirtſchaftliche Überlegenheit 
des Maſſenmiethauſes durch die Feſtſtellung zu be- 
weiſen, daß man beim Großhausbau unter einem 
Dach und auf einem Fundament und Kellergeſchoß 
eine größere Zahl von Wohnungen unterbringen 
könne als beim Flachbau; ſie verſchweigen jedoch, 
daß das Großhaus aus Gründen der Sicherung 
gegen Einſturz, Geräuſchbeläſtigung und zur Er⸗ 
zielung einer ausreichenden Belichtung und Belüf— 
tung beſondere Aufwendungen für die Straßen⸗ 
anlage und den Bau ſelbſt erfordert, die beim 
Flachbau zum großen Teil vermieden werden 
können. 

Wenn die von Seiten der meiſt perſönlich ſtark 
intereſſierten „Großhausfreunde“ aufgeſtellte Be— 
hauptung der wirtſchaftlichen Überlegenheit des 
Großhauſes zutreffen würde, hätten die Engländer, 
die doch überaus kluge Rechner ſind, ſicherlich den 
Großhausbau bevorzugt. Bekanntlich wohnt jedoch 
faſt die geſamte engliſche Bevölkerung im Klein⸗ 
haus und die engliſche Wohnungspolitik fördert 
ſeit Jahrzehnten planmäßig das Einfamilienhaus. 
Und obwohl die Engländer die angeblich unwirt⸗ 
ſchaftliche Wohnform des Kleinhauſes faſt aus⸗ 
nahmslos durchgeführt haben, ſind die Wohnver⸗ 
hältniſſe in England weſentlich beſſer als z. B. in 
Preußen, wo bekanntlich das Maſſenmiethaus vor- 


herrſcht; den Beweis bringt die nachfolgende Ta- 
belle, die ich aus den Arbeiten von Eberſtadt zu— 
ſammengeſtellt habe: 


vergleichende Zufammenftellung 
der Raumzahl*) in den einzelnen Wohnungen in Preußen, 
England, deutſchen und engliſchen Städten. 


A= WARTETEN FRE ives: 
Wohnungen ic E En N a boot 
I v a 


I 
\ 
\ 


1 | 
Ein: bis drei⸗ | | 
räumige. .] 54,6 | 25,3 73,65 53,7 | 66,13 | 


I 
| 26,0 

Vier-u.mehr- | | 
räumige. .| 45,4 | 74,7 | 26,35 | 46,3 33,87 | 74,0 


*) Die Küche ift als ein Raum gerechnet. 

Bei uns in Deutſchland herrſcht die Wohnung 
mit geringerer Raumzahl vor, während (nach Eber⸗ 
jtadt) 53 % der engliſchen Bevölkerung über Woh⸗ 
nungen von 5 und mehr Räumen verfügen; in 
London kommen auf je einen Wohnraum durch⸗ 
ſchnittlich nur 1,14 Bewohner. Während ſich in 
England die Zahl der Perſonen, die auf einen 
Wohnraum durchſchnittlich entfallen, infolge der 
planmäßigen Wohnungspolitik dauernd vermin⸗ 
dert hat, hat ſich dieſe Zahl in Deutſchland, be⸗ 
ſonders in den Großhausbezirken fortlaufend er⸗ 
höht. Vor 100 Jahren wieſen Berlin und andere 
deutſche Städte vorwiegend Einfamilienhäuſer auf, 
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die aber nach und nach durch die „irrſinnige Wohn⸗ 


Sich 


he i m 


i { Tabelle 2 ijt der Geländeverbrauch für die Be- 


form“ der fünfgeſchoſſigen Mietskaſerne mit ihren 
engen Höfen, Seitenflügeln und Quergebäuden 
verdrängt worden ſind. Selbſt auf dem Lande hat 
ſich das Großhaus in den letzten Jahrzehnten leider 
immer mehr entwickelt, die Abb. 8, 12 und 15 
ſtellen Bauten in rein ländlicher Gegend dar, die 
an Straßen ohne Waſſerleitung und Kanaliſation 
liegen, die Aborte befinden ſich auf dem Hofe, ein 
Zuſtand, der für die Bewohner der oberen Ge— 
ſchoſſe, beſonders in Krankheitsfällen oder wenn 
zu einer Familie alte Leute oder eine größere Zahl 
von kleinen Kindern gehört, unerträglich werden 
kann; auch muß das Waſſer zum Kochen und 
Waſchen vom Brunnen auf dem Hofe in die oberen 
Geſchoſſe getragen werden. Aus Gründen der 
Hygiene ſollten daher in Gegenden ohne Stanali- 
ſation und Waſſerleitung nur Wohnbauten zu⸗ 
gelaſſen werden, die höchſtens zwei Wohngeſchoſſe 
enthalten. 

Ein überaus einfaches Verfahren, auch bei uns 
ähnlich wie in England der Wohnungsreform und 
Wohnungsverbeſſerung Eingang zu verſchaffen, 
wäre folgendes: 

Durch Reichsgeſetz wäre zu beſtimmen, daß in 
Gemeinden bis zu 20 000 Einwohnern Wohnneu⸗ 
bauten nicht mehr als zwei Geſchoſſe enthalten 
dürfen; in größeren Gemeinden müßte ein Stadt- 
kern durch eine die vorhandene geſchloſſene Be— 
bauung eng umgrenzende Linie feſtgelegt werden; 
innerhalb dieſer Ringlinie, d. h. im Stadtkern, 
dürfen dreigeſchoſſige, in Ausnahmefällen höchſtens 
viergeſchoſſige Wohnbauten errichtet werden; außer⸗ 
halb der Ringlinie werden nur Wohnbauten mit 
höchſtens zwei Wohngeſchoſſen zugelaſſen. Mit 
einer derartigen einfachen reichsgeſetzlichen Rege⸗ 
lung würde die Boden- und Bauſpekulation un⸗ 
möglich gemacht und wir kehrten wieder zurück zum 
Bau von geſunden Einfamilienhäuſern, die die alt⸗ 
hergebrachte gutdeutſche Wohnform ſind, die leider 
aber durch die Spekulation verdrängt wurden. 
Wenn es uns auch nicht gelingen kann, den großen 
Vorſprung, den England auf dem Gebiete der 
Wohnungsreform hat, einzuholen, ſo würde durch 
eine Beſtimmung, wie ſie oben angedeutet iſt, doch 
einer weiteren Verſchlechterung unſeres Wohnungs⸗ 
weſens endlich vorgebeugt werden. 

Der immer wiederkehrende, aber ungerecht⸗ 
fertigte Einwand, daß der Flachbau zuviel Gelände 
in Anſpruch nehme und die Verkehrswege außer— 
gewöhnlich verlängere, iſt leicht zu widerlegen. In 


bauungsarten der 6 Modelle (Großhaus, Mittel- 
haus, Kleinhaus) zuſammengeſtellt und zwar unter 
der Annahme, daß ein Bevölkerungszuwachs von 
30 Millionen Menſchen in Deutſchland in den 
6 verſchiedenen Formen angeſiedelt wird. 

Die Fläche des Deutſchen Reiches 


umfaßt rd. 3 472 000 qkm, 
die Odlandfläche beträgt rd. 13 900 qkm, 
die Forſtfläche beträgt rd. 127 000 qkm. 


Eine gartenſtadtmäßige Anſiedlung von 30 Mil⸗ 
lionen Deutſchen nach Modell III bezw. IV er- 
fordert nur 0,215 % bezw. 0,361 % des geſamten 
deutſchen Bodens, oder nur ?/,, der in Deutſchland 
vorhandenen Odlandfläche oder nur 00 der vor⸗ 
handenen Forſtfläche. Die Fläche von Berlin (vor 
der Eingemeindung 1920 — 63 qkm) betrug nach 
der Eingemeindung 873 qkm. Auf einer Fläche 
von nur 600 qkm laſſen ſich 15 Millionen 
Menſchen gartenſtadtmäßig anſiedeln. 

Beſonders anſchaulich wird der geringe Ge— 
ländeverbrauch der gartenſtadtmäßigen Bebauung 
durch Abb. 18; auf der ſchwarz angelegten Fläche 
in Feld 45 (Lüneburg) läßt ſich die Hälfte des 
Deutſchen Volkes, d. h. 30 Millionen Menſchen 
gartenſtadtmäßig im Flachbau anſiedeln. 

Die Abb. 16 und 17 ferner zeigen den Gelände— 
verbrauch und die Verlängerung der Verkehrswege 
bei gartenſtadtmäßiger Erweiterung von Groß⸗ 
ſtädten und widerlegen die ebenfalls immer wieder⸗ 
kehrende Behauptung, die Gartenvorſtadt ergebe 
unwirtſchaftliche Verkehrsverhältniſſe. 


Tabelle 2. 


Bodenverbrauch 
bei ſechs verſchiedenen Bebauungen. 


für 30 Millionen | Hundertteile der 
; Menſchen =6 Mil- 
je Wohnung Hionen Sobnungen . i * 8 
Modell I 34,20 205,2 0,043 % 
5⸗geſchoſſige Großhäuſer 
Modell II 48,80 292,8 0,062 % 
4⸗geſchoſſige Großhäuſer 
Modell Ila 78,40 470,4 0,100 %, 
3-gefdoffige Großhäuſer 
Modell IIb 92,95 557,7 0,188 % 
Z⸗geſchoſſige Großhäuſer 
Modell III 169,05 1017,0 0,215 % 
2⸗geſchoſſige Reihenhäuf. 
Modell IV 284,40 1706,4 0,361 % 
2. -seldolfige Reihenhäuf. 
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Abb. 7 (Beiſpiel). Einfaches, gut geformtes, ländliches Siedlerhaus. 


Abb. 8 (Gegenbeiſpiel). „Ländliches“ Wohnhaus, 3% geſchoſſig auf freiem Acker, 5 km 

von der Stadt errichtet. Waſſerverſorgung (Brunnen) und Aborte befinden ſich auf dem 

Hof; es ergeben ſich daher in dieſem für ländliche Verhältniſſe unbrauchbaren Großhauſe 

erhebliche Unzuträglichkeiten für die Bewohner der oberen Geſchoſſe. Das Haus ver— 
unſtaltet außerdem die Landſchaft. 


Abb. 9 (Beiſpiel). Gut gejtaltetes Vorſtadt⸗Reihenhaus, ruhige Wand- und Dachflächen, 
einheitliche Normenfenſter und Türen. 


Abb. 10 (Gegenbeiſpiel). Häßliche Wohnſtraße mit Großhäuſern, überflüſſige „Architektur“, 
unruhige Ausbildung der Wände, Fenſter, Giebel, Geſimſe, Vorbauten und dergl. 
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Abb. 11 (Beiſpiel). Harmoniſches Bild einer Wohnſtraße in halbländlicher Gegend. 


ͤq—— — u ——— — — — 


Abb. 12 (Gegenbeiſpiel). „Dorfeingang“, in der Vorkriegszeit errichtet, ſtatt ruhiger, 
eingeſchoſſiger Bauten werden häßliche 2%- und 3 geſchoſſige Bauten errichtet. 
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Abb. 13 (Beiſpiel). Einheitliche vorſtädtiſche Gartenſiedlung; vorn an der Hauptſtraße 
Reihenhäuſer, hinten an der Wohnſtraße Doppel- und Einzelhäuſer. Einheitliche Dach⸗ 
neigung, ruhige Baukörper ohne Vor- und Ausbauten, Normenfenſter und Normentüren. 


Abb. 14 (Gegenbeiſpiel). Stadterweiterung der Vorkriegszeit; unruhige Wand- und 
Dachgeſtaltung, häßliche Fenſter⸗ und Giebelformen, ungünſtige Schornſteinanordnung 
und dergl. 
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Abb. 15 (Gegenbeiſpiel). Schlechte Entwicklung des ländlichen Wohnungsbaues von ein⸗ 

einhalbgeſchoſſiger zu dreieinhalbgeſchoſſiger Bauweiſe. Abgeſehen von der häßlichen 

Erſcheinung der einzelnen Häuſer und der Geſamtgruppe dürfte das Großhaus in länd⸗ 

licher Gegend überhaupt nicht zugelaſſen werden, weil die Lage der Waſſerverſorgung 

und Aborte auf dem Hof zu Unzuträglichkeiten für die Bewohner der oberen Geſchoſſe 
führt. 
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Abb. 16. Eine Stadt von 400 000 Einwohnern ſoll gartenſtadtmäßig auf 600000 Ein⸗ 
wohner erweitert werden und zwar ſollen: 100 000 Einwohner nach dem Schema des 
Modells 3 (Zone 1), weitere 100 000 Einwohner nach dem Schema des Modells 4 (Zone 2) 
angeſiedelt werden. Die Verlängerung der Verkehrswege beträgt in Zone 1 im Mittel 
115 Meter, in Zone 2 im Mittel 185 Meter, insgeſamt im Mittel 300 Meter. Wenn man 
annimmt, daß die Stadterweiterung ſich nicht ringförmig vollzieht und die Verlängerung 
der Verkehrswege das doppelte der angegebenen Zahl, d. h. 230 bezw. 570 bezw. 600 Meter 
beträgt, ſo iſt dieſe Verlängerung unerheblich, beſonders, wenn man mit Straßenbahn⸗ 
oder Autoomnibusverkehr rechnet. 
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Abb. 17. Eine Stadt von 400 000 Einwohnern ſoll auf 800 000 Einwohner gartenſtadt⸗ 
mäßig erweitert werden und zwar ſollen 200 000 Einwohner nach Modell 3 (Zone 1a 
und 1b) und 200 000 nach Modell 4 (Zone 2a u. 2b) angeſiedelt werden. Die Ver⸗ 
längerung der Verkehrswege beträgt in Zone 1a und 1b im Mittel zuſammen 235 Meter, 
in Zone 2a und 2b zuſammen im Mittel 315 Meter, zuſammen im ganzen 550 Meter. 
Wenn man annimmt, daß die Entwicklung der Stadt nicht ringförmig vor ſich geht und 
etwa eine Verdoppelung der vorgenannten Verlängerung der Verkehrswege eintritt, ſo 
iſt dieſe mit 470 Meter in Zone 1a und 1b und 830 Meter in Zone 2a und 2 b oder im 
ganzen mit 1300 Meter unerheblich, beſonders wenn man mit dem Vorhandenſein von 
Straßenbahn und Autoomnibus rechnet. 
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Abb. 18. In Feld 45 (Lüneburg) ift eine quadratiſche Fläche ſchwarz angelegt, die er- 
forderlich iſt, wenn 30 Millionen Menſchen gartenſtadtmäßig angeſiedelt werden. 
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Auswandern oder Einwandern. 


(Aus der Einleitung des neuen Werkes von Leberecht Migge „Binnenkoloniſation“.“) 


Auswanderung in andere Länder iſt die 
ultima ratio der durch andere Mittel nicht mehr 
aufrecht zu erhaltenen Wirtſchaft im eigenen 
Lande. Ihr direkter Anlaß liegt gemeinhin in 
materieller, ſeltener in geiſtiger Hemmung des 
Daſeins. Ihre Form draußen iſt gewöhnlich die 
der extenſiv bewirtſchafteten Farm, Plantage 
oder Gutswirtſchaft. Sie ſtellt außerordentliche 
Anſprüche an Wert und Charakter des Koloniſten. 
Seinem kühn und frei erworbenen neuen Da- 
ſeinsrecht ſteht oft eine übermenſchliche Daſeins⸗ 
pflicht gegenüber. Er muß bereit und fähig ſein, 
auf faſt alle gewohnten Bequemlichkeiten des täg- 
lichen Lebens daheim zu verzichten und un⸗ 
gewohnte Entbehrungen zu erdulden. Er iſt auf 
äußerſte Einſchränkung ſeines gewöhnlichen Kon⸗ 
ſums angewieſen zugunſten einer unerbittlichen 
Forderung nach Mehrwert, nach Neu- und Über⸗ 
produktion. Der Kampf ums Daſein beginnt 
für ihn ganz von vorn, und, äußerlich gewonnen, 
verliert er ihn oft am Schluſſe dennoch vor Ein⸗ 
ſamkeit und Heimweh. Niemand tut das frei— 
willig: Auswanderung heißt Nothandlung. 

Auf alle Fälle trägt mit der Auswanderung 
die heimiſche Wirtſchaft den Verluſt, der entſteht, 


wenn eine intenſive Daſeinsform 
zugunſten einer extenſiven, wenn 
auch nur vorübergehend, verlaſſen wird. Aus⸗ 


wandern darf, volkswirtſchaftlich geſehen, nur der, 
der „drüben“ überlegen iſt, alſo der Spezialiſt. 
Als Auswanderer im großen aber haben wir 
heute nur die Wahl: in der Hauptſache nicht für 
uns, ſondern für andere (als Kulturdünger) zu 
arbeiten. Dieſe Tatſache ſollte von einer über⸗ 
legenen Daſeins⸗Okonomie her zur Ablehnung 
und folglich zur Abdroſſelung dieſes Weges der 
Imlagerung unſerer Voltswirtſchaft führen. 
Auch vom Intereſſe der Zurückbleibenden her 
nen wir zu der gleichen Forderung kommen. 
Moderne Länder ſind Maſchinerien: nur gut ge⸗ 
ſpeiſt und voll bedient, könnten ſie ihre Arbeit leiſten; 
Deutſche, Europäer dürfen nicht auswaudern! 
Anders mit der Einwanderung ins 
eigene Land. Dieſe greift Platz, wenn die Ver⸗ 
hältniſſe den nötigen Ausgleich der verlagerten 
Wirtſchaften daheim noch erlauben. Dann 
ſchreitet man zur ſogenannten Binnenkoloni⸗ 


ſation. Deren Anforderung an Individuen und 
Gemeinſchaft iſt grundſätzlich geringer. Denn 
hier trägt die alte Wirtſchaft mit und weiter. 
So hat in dieſer inneren koloniſatoriſchen Be- 
wegung der Schichten und Klaſſen eine gewiſſe 
Freiwilligkeit und Wahlfreiheit Raum, und auch 
ſchwächere Exiſtenzen haben Ausſicht auf Erfolg. 
Aber auf gleichen Grundurſachen, wie die Außen⸗ 
koloniſation, beruhend, nämlich einer unfrucht⸗ 
baren Daſeinslage, unterliegt ſie dem gleichen 
Geſetz: zugunſten von Produktion auf 
Konſum verzichten, zumindeſt vorüber⸗ 
gehend. Aber im Gegenſatz zu jener führt ſie 
durch das beſchränktere Landangebot gewöhnlich 
zur Form des Bauers oder Gärtners, mit einem 
Einſchuß von Handwerk und Gewerbe. Ihr 
Charakter iſt alſo intenſiv. Einwandern 
heißt: intenſiv ſiedeln. Dieſe Innenkoloniſation 
iſt auch dann noch möglich, wenn im übrigen 
das zur Verfügung ſtehende Land beſetzt, ja, 
gerecht verteilt erſcheinen ſollte. Dann bedarf es 
nur, die Betriebsform der meiſt 
extenſiven Bodenwirtſchaft abzu⸗ 
wandeln und zu ſteigern, ſo lange, 
bis ſie die durchſchnittliche Intenſi⸗ 
tät der Geſamtwirtſchaft des be- 
treffenden Volkes erreicht. 

Erſt dann, wenn dieſer Ausgleich der Vitalität 
der verſchiedenen Wirtſchaftsweiſen erreicht iſt, 
kann von Sättigung der Bevölkerungsdichte und 
von grundſätzlichem Anlaß zur Auswanderung 
geſprochen werden. (Die in jedem Stadium in 
jeder Richtung vorhanden iſt.) 

Was Europa betrifft, ſo iſt dieſer Zuſtand der 
Sättigung auch gerade in ſeinem zentralen und 
weſtlichen Teil noch nicht entfernt erreicht. Faſt 
überall klafft hier eine bedeutende Spanne 
zwiſchen der Betriebsform der Urproduktion und 
der der verarbeitenden Wirtſchaft, die jene be- 
gleitet. Wobei es nur ein Unterſchied des Grades 
iſt: ob dort der ruſſiſchen Steppe eine naive 
Heiminduſtrie gegenüberſteht oder hier die obligate 
Großſtadt-Wieſe an einer Schnellbahn das 
Vakuum kennzeichnet: Europa hat nicht 
nötig, auszuwandernl 


*) Siehe Inhaltsangabe 2c. am Schluß dieſes Heftes. 
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Aus eS diesjährigen verſuchen der Siedlerſchule e 


Auf unſerer Muſterſiedlung Sonnenhof wurden 
in dieſem Jahre eine Reihe von Verſuchen durch— 
geführt. Das Ergebnis kann natürlich nicht 
überall eindeutig ſein. Dazu müſſen ſie in 
größerem Maßſtabe weitergeführt und ausgebaut 
werden. So konnten vor allem die größer an— 
gelegten Humusverſuche nicht zu Ende geführt 
werden. Es wurde ein Muſter-Dungſilo gebaut, 
das für Erprobung der Heiß- und Kaltgärverfahren 
dient (Abb. 98). 

Nachſtehend geben wir nur die klarliegenden 
Ergebniſſe, die allgemeines Intereſſe bean— 
ſpruchen dürften. Wir legen größtes Gewicht auf 
die Verſuche zur Bekämpfung der Kohlſchädlinge. 
Das Verfahren zur Bekämpfung der Kohlfliege 
mit Sublimat iſt in Amerika bereits im großen 
verbreitet; von dort liegen für den feldmäßigen 
Anbau nur günſtige Reſultate vor. Es trotz der 
Gefährlichkeit des Giftes auch in unſern Mlein- 
gärten einzubürgern, erſcheint uns geboten. Wird 
doch in etwa der Hälfte aller Klein- und Siedler- 
gärten die Erzielung guten Frühkohls durch dieſen 
Schädling unmöglich gemacht. Es wird gut ſein, 
das Gift durch Vereine und Genoſſenſchaften zu 
beſchaffen und die Anwendung zu überwachen. 
Nur bei gemeinſamer Durchführung kann die 
Weiterverbreitung dieſes Schädlings eingedämmt 
werden. 

Nicht weniger gefährlich, aber viel ſchwerer zu 
bekämpfen iſt die Kohlhernie. Die Anwendung 
von Kalk hat ſich als unzureichend erwieſen. Die 


Boden mehrere Jahre länger als im ungekalkten. 
Auch die vollſtändige Desinfektion des Bodens 
mit Cyan⸗Schwefel⸗Kalk⸗Pulver führte nicht zr 


einem eindeutigen Ergebnis. Doch werden 
dieſes Mittel weiter ausprobieren und 
licher Weiſe auch Formalin. 
Anfängen ſteckende 
fördern zu müſſen. 

Verſuche mit Azotogen zur Impfung von 
Hülſenfrüchten waren ohne nennenswerte Er— 
gebniſſe, weil die Bakterien ſelbſt auf einem neu 
in Kultur genommenen Acker bereits im Boden 
vorhanden waren. 


A. Stimulationsverſuch: 


wir 
in ähn⸗ 
Auch die noch in den 
Stimulation glaubten wir 


1. Ernteergebnis von je 100 qm Kartoffeln 
ſtimuliert 8 9 5,60 Ztr. 
nicht behandelt 4,90 = 


Mehrertrag durch Stimulation 14% . 
2. Ein Verſuch an Erbſen auf 30 qm 
zeigte folgendes Ergebnis: 
auf 15 qm ſtimuliert 14 Pfund 
auf 15 qm nicht behandelt.. 12 = 
Mehrertrag durch Stimulation 16¾ %. 
Die Aufſehen erregenden Verſuche von Pro— 
feſſor Popoff veranlaßten uns, ſeine Stimu— 
lationsmittel zu erproben. Das Verfahren be- 
ruht auf zwei gegenſätzlichen Salzlöſungen, in die 
je die Hälfte des Saatguts während einer be— 
ſtimmten Zeit getaucht wird; nach dem Trocknen 
werden beide gemiſcht. Die Behandlung iſt bei 
einiger Genauigkeit nicht ſchwierig. Wie weit 
eine allgemeine Einführung möglich ſein wird, 


Fläche 


DL t ) - müſſen weitere Verſuche lehren. 
Sporen werden durch ihn nur an ihrer Ent⸗⸗ 


wicklung gehindert und erhalten ſich im gekalkten B Beizverſuche zur Bekämpfung der Kohlhernie. 


Um ein eindeutiges Bild zu erhalten, wurden 
zunächſt Saatbeete behandelt, die folgende Er— 
gebniſſe brachten: 


Abb. 93. Eine der 4 Verſuchsterraſſen auf dem Sonnenhof, 

200 qm groß. Die Böſchung iſt in Abſätzen mit Torfboden 

befeſtigt, wie in Heft 4 beſchrieben, und mit Erdbeeren be⸗ 
pflanzt. Im Hintergrund rechts das Dungſilo. 


Abb. 94. Kohlherniebefall rechts unbehandelter, links be⸗ 


handelter Kohlrabipflanzen. Rechts ſitzt die Knolle am Wurzel⸗ 


hals und läßt die Pflanze nicht zur Entwicklung kommen. 


Links ſitzt der Pilz nur an den Wurzelenden und verurſacht 
nur geringen Teilſchaden. 
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Bepflanzung: Kohlrabi. 


I II III IV 
Cyan⸗ 
unbeh. ee Germiſan Uspulun 
Pulver 
beh. am 25/6. | 25/6. u. 15/7. | 25/6. u. 15/7. 
Beizmenge 200 g je 8 mal eine je 8 mal eine 
% ige Löſ.] / „%ige Lö. 
ausgejät | 27/7. 27/7. 27/7. 27/7. 
ausgezählt | 17/10.| 17/10. 17/10. 17/10. 


Befall in 2 30 „9 | 20 „0 | 50 9% | 0% 


/ 


Die ½ Wige Löſung des Germiſan genügt 
ſcheinbar nicht; ſie wurde gewählt, weil ſtärkere 
Löſungen ſich bei den Pflanzverſuchen als ſtark 
ſchädigend erwieſen hatten. 


Im großen wurde der Verſuch an einem 
Stück Frühkohl (920 Pflanzen) durchgeführt. 
820 Pflanzlöcher wurden mit je 1 Liter iger 
Germiſanlöſung ausgegoſſen und mit ſteriliſierter 
Erde ausgefüllt. Die Steriliſierung geſchah vor- 
ſchriftsmäßig mit Germiſan. Die Pflanzen — 
Maiſpitz, Wirſing, Rotkohl, Blumenkohl, Kohl⸗ 
rabi — zeigten anfangs ſehr ſchlechten Stand und 
erholten ſich nur langſam. Ergebnis: Die 100 
unbehandelten Pflanzen waren ausnahmslos 
ſehr ſtark befallen, das Ernteergebnis minimal; 
von 820 behandelten Pflanzen waren 85 voll- 
kommen frei, alle übrigen zeigten an den Wurzel⸗ 
enden, ſobald dieſe aus dem Pflanzloch heraus⸗ 
gewachſen waren, dicke Hernie-Knollen. Die 


Pflanzen wurden aber dadurch in ihrer Ent⸗ 
wickelung nicht weſentlich behindert. Beigegebene 
zeigt am 
behandelten 


beſten den 
und un⸗ 


Photographie (Abb. 97) 
Unterſchied zwiſchen 
behandelten Pflanzen. 


C. Verſuch zur Bekämpfung der Kohlfliege 
mit Sublimat. 

Von 90 unbehandelten Pflanzen fielen 20 ganz 
aus = 22%. Von 830 behandelten fielen 35 
ganz aus = 4,2%. 75 behandelte Pflanzen 
blieben ganz frei; alle übrigen zeigten geringen 
Befall. Das Mittel wirkt bei genauer An⸗ 
wendung radikal und iſt leicht zu handhaben. Daß 
trotzdem noch ſchwächerer Befall eintrat, iſt darauf 
zurückzuführen, daß die Behandlungszeiten an- 
fangs nicht genau innegehalten werden konnten. 
Die erſte Behandlung muß bereits 4 Tage nach 
der Pflanzung erfolgen, dann 3—4 mal in Ab⸗ 
ſtänden von 6 Tagen wiederholt werden. Ver⸗ 
braucht werden ca. 5 g Sublimat für hundert 
Filangen in 0,1 iger Löſung; Koſten je Pflanze 
ca. 2 Pf. 


D. Die Entwickelung des Getreides bei Dünn⸗ 

und Dickſaat und bei Verpflanzung. 

In Fortſetzung unſerer bisher veröffentlichten 
Verſuche (Siedl.⸗Wirtſch. 12, 1924) wollen wir 
nun ſyſtematiſch Vergleiche der bisher üblichen 
Getreidebreit- und Drillſaat, Häufel⸗ und Pflanz⸗ 
weiſe zeigen, und zwar vom Keim bis zur Ernte. 
Die beigegebenen Photos (Abb. 95) zeigen den 
Stand von 6 verſchiedenen Getreideſä- und 
Pflanzweiſen, aufgenommen im Oktober 1925, 
und zwar: 


J. Pflanzgetreide: 
Ausſaat 1. 9. 25 auf Saatbeet. 
Auf Kulturbeet ausgepflanzt am 22. 9. 25. 
Abſtand 20 und 10 em. 

II. Dünnſaat: 


Abſtand 20 und 5 em. 7 en 
Ausgeſät am 1. 9. 25 auf Kulturbeet im im rs 
Garten. nter« 
III. Pflanze aus Saatbeet zum. Auspflanzen | Roggen. 
ausgeſät am 20. 9. 25. 
IV. Dünnſaat, 20 em Reihenabſtand. 
35 Pfund pro Morgen 2500 qm. 
Ausgeſät am 18. 9. 25 auf dem Felde. 
V. Gewöhnliche Drillſaat 75 Pfund 
pro Morgen. Sorten un⸗ 
Ausgeſät am 25. 9. 25. bekannt; von 
VI. Breitwürfige Saat 100 Pfund Worpsweder 
pro Morgen. | Bauernädern. 
Ausgeſät am 10. 9. 25. 


des 
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Wir haben gefunden, daß nur ſtarke Herbit- 
pflanzen kräftige Halme, große Ahren und Höchſt⸗ 
erträge geben. Wir werden im Laufe des 
nächſten Jahres weiter über die Entwickelung 
dieſer Saaten berichten. 
Einige bemerkenswerte Ernteergebniſſe. 


50 qm Gurken. Ernte 230 Pfund a 0,30 4 — 69 Kl. 
Zwiſchenkultur Erbſen; Ernte 65 Pfund à 0,30 M 

= 19,50 A, zuſammen 5 88,50 KA, 

je qm 1,77 M. 


S chleſiſ chen 


Set aes 
55 qm Puffbohnen. Ernte 100 Pfund 
PPP 30,— 1 
Zwiſchenkultur Spinat. Ernte 25 Pfd. 
8 Ub i ( tea 3,75 4, 
und Krupbohnen. Ernte 40 Pfund 
O0 Mim NE waco 10 


zuſammen 43,75 A 


je qm 0,80 «MH. 


Sind provinzielle Siedlerverbände nötig und möglich! 


Die Siedlungsbewegung wächſt. Es find im 
vorigen Jahre ca. 70000 Wohnungen als Sied— 
lungshäuſer erbaut worden. Die Zahl dürfte in 
dieſem Jahre noch größer werden. Einſchließlich 
der vor, während und nach dem Kriege ent— 
ſtandenen Siedlungen kommen wir auf etwa 
500 000. Dieſe Zahl kann jedoch nur einen An- 
halt geben. Um ſie mit Leben zu erfüllen, müſſen 
wir den Begriff „Siedlung“ ſchärfer definieren. 
Letzten Endes ſtellt auch die Großſtadt eine An⸗ 
ſiedlung dar, genau ſo wie ein Bauerndorf. Im 
engeren Sinne verſtehen wir unter Siedlung je— 
doch nur Familienwohnungen im Flachbau mit 
Garten oder Landwirtſchaft, eine Siedlung alſo, 
die von der Boden-Wirtſchaft ausgeht. Sie hat 
ſich das Programm der Bodenreform zu eigen ge- 
macht. Es iſt unmöglich, weiträumig zu bauen, 
wenn nicht der Bodenwucher ausgeſchaltet wird. 
Es iſt eine natürliche Reaktion des Volkes auf die 
allgemeine Mechaniſierung, das Familienleben zu 
betonen und zu ſtärken, eine Reaktion, die in den 
ſtärker induſtrialiſierten Ländern — Belgien, 
Holland und England — viel früher einſetzte und 
auch verhältnismäßig früher öffentlich gefördert 
wurde. Ihre Grundlagen laſſen ſich bereits heute 
zahlenmäßig verdeutlichen. So wurde, nach 
Köbiſch, in Ulm, das ſchon auf eine längere Sied— 
lungstradition zurückblicken kann, eine allgemeine 
Sterblichkeit von 14—16 auf das Tauſend Ein- 
wohner feſtgeſtellt; in den Arbeitervierteln betrug 
fie 18—20, dagegen in der Siedlung nur 4—8. 
(Breslau als ausgeſprochene Mietkaſernenſtadt 
ſchlägt mit 27,5 den traurigen Rekord.) Mag 
auch nicht überall die Ziffer ſo niedrig ſein wie in 
den Siedlungen Ulms: jedermann weiß, hier lebt 
man geſünder. 

Unſere Nachkriegsverhältniſſe haben das Be— 
ſtreben, Stadttechnik und Stadtkultur aufs Land 
zu verpflanzen, es zu durchdringen, Binnen⸗ 
koloniſation zu treiben, teils erzeugt, teils nach— 
träglich gerechtfertigt. Millionen in Deutſchland 
harren der Verwirklichung ihrer Hoffnung auf 
Siedlung. Sie zu ſammeln und wirtſchaftlich 


zu unterſtützen, wäre die erſte Aufgabe eines 
Siedlerverbandes. 

Aber auch ſtarke und mächtige Feinde ſind am 
Werk, die der Siedlungsbewegung entgegen— 
arbeiten. Ihnen gilt es, Widerſtand zu leiſten. 
Auch die bereits mit Haus und Garten Ber- 
ſorgten ſind ihrer Poſition durchaus nicht ſo 
ſicher, als ſie vielleicht meinen. Sie gewinnen 
durch Förderung der Siedlungswirtſchaft, die in 
allen ihren Auswirkungen Aufgabe des Pro— 
vinzialverbandes ſein ſoll. 

Es genügt nun auch durchaus nicht, daß Be— 
hörden und behördenähnliche gemeinnützige Ge— 
ſellſchaften und dergl. die Bewegung fördern, 
ſondern es muß eine Kraft von unten wirken, die 
ihr allmählich die breiteſte Baſis gibt. Nehmen 
wir ein Beiſpiel. Siedlungsfragen im all⸗ 
gemeinen Sinn haben in Breslau einen Streit 
entfacht. Stadt und Landkreis ſtehen ſich gegen— 
über, kämpfen um ihren Machtbereich. Die 
Siedler ſind Objekt. Um verhältnismäßig gering- 
fügiger Urſachen willen kann es Wirklichkeit 
werden, daß in den Zuſammenballungs— 
beſtrebungen der Beteiligten neue Mietkaſernen⸗ 
vorſtädte geſchaffen werden. Wann raffen ſich 
Mieter und Siedler auf, um nicht mehr Objekt 
zu ſein? Auch bei beſtem Willen der behördlichen 
Stellen — und er muß zum größten Teil dankbar 
anerkannt werden — werden ſie nicht dem Volke 
gerecht, ſolange dieſes ſelbſt nicht aktiv iſt. 

Es gilt nun zunächſt, die Kräfte zu ſammeln. 
Ein Landesverband muß die örtlichen Genoſſen— 
ſchaften, Geſellſchaften, Vereine und Einzelſiedler 
in allem unterſtützen und vertreten können. 

Ein ſpäter zu gründender Reichsverband ſoll 
der Bewegung Spitze und Wucht geben. 

Einer Gefahr aber gilt es, von vornherein zu 
begegnen: der Siedlerverband darf nicht als reine 
Intereſſengemeinſchaft aufgefaßt werden. Den 
Führern würde es obliegen, die großen Ziele 
ſtets in den Vordergrund zu ſtellen und hochzu⸗ 
halten. Der Verband ſoll nicht eine Summierung 
von Genoſſenſchaften ſein; dazu wäre er nicht 
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nötig, das bejorgen die Revifionsverbande. Es 
müßte von vornherein eine Zeitſchrift das geiſtige 
Zentrum bilden. Ein Gremium von Vertretern 
der örtlichen Organiſationen müßte des öfteren 
zuſammenkommen, um ſtändig die Verbindung 
mit dem Einzelnen aufrechtzuerhalten. 

Legen wir uns nun die Frage vor, warum 
nicht längſt, mit einigen rühmlichen Ausnahmen, 
derartige Verbände beſtehen; warum Anſätze 
ſcheiterten, ſo erkennen wir zwei Grundurſachen. 
Zum erſten trugen Inflationsgewinne eine 
Spaltung in die Siedlungsverbände. Diejenigen, 
die während der Inflationszeit gebaut hatten, 
wollten ihr Grundſtück als entſchuldet betrachtet 
wiſſen; die andern verlangten, da die Finanzie⸗ 
rung ſozuſagen gemeinſam geweſen ſei, eine Her— 


anziehung der alten Bauten zum Bau der 
neuen. Neue Verbände werden grundſätzlich dieſe 
Fragen, die der Geſetzgebung vorbehalten ſind, 
ausſchalten müſſen bezw. ſie den Genoſſenſchaften 
überlaſſen; wie überhaupt der Provinzialverband 
ſo wenig wie möglich in das Einzelleben der Ge— 
noſſenſchaften, Vereine ꝛc. einzugreifen hätte. 
Förderung und Rückhalt, alſo Poſitives, müßten 
ſie von ihm erhalten. Die zweite Urſache war 
das Dominieren einzelner Geſellſchaften oder 
Gruppen. Nur eine allgemeine provinzielle 
Organiſation vermag unperſönlich und une 
parteiiſch zu ſein, und auch nur eine ſolche 
Organiſation vermag den bezeichneten Aufgaben 
gerecht zu werden. 

M. Schemmel 


Aus ſchleſiſchen Siedlungen. 


Fortſetzung zu: Wie plane ich meinen Siedlergarten? 


Zum „Land“ -Haus gehört das Haustier; in 
ihm iſt die Natur uns am nächſten. Es gibt zu 
denken, daß die Tierliebe, wie Naturliebe über- 
haupt, beſonders hoch in England entwickelt iſt, 
dem Lande des kultivierten Einfamilienhauſes. 
In unſern Siedlungen wird darauf noch wenig 
Rückſicht genommen. Die Gelegenheit zur Unter⸗ 
bringung von Tieren iſt meiſt mehr als primitiv. 
Beim Bau des Hauſes wird ein kleiner Raum 
angehängt und der Siedler baut aus Kiſten noch 
etwas an; am liebſten möchte man die Tiere dann 
noch in Etagen halten. Aber noch ſchlimmer wird 
die Frage behandelt, ſoweit ſie in den Garten 
übergreift. Der Auslauf fürs Geflügel iſt meiſt 
ein kleiner Käfig, in dem der Boden ſo feſtgetreten 
wird, daß Scharren unmöglich iſt. Das 
Minimum von 2 qm je Huhn iſt meiſt noch nicht 
vorhanden. Auch die andern Tiere müſſen aus 
dem engen Stall von Zeit zu Zeit einmal heraus, 
am beſten regelmäßig im Sommer Tag für Tag. 
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Heft 9. Von Mar Schemmel. 

Der Garten, den wir in Abb. 96 zeigen, nimmt 
in dieſem Sinne auf die Tierhaltung Rückſicht. 
Neben einem geräumigen Hühnerauslauf mit 
Schweinebucht iſt ein beſonderer Teil als Groß— 
weide (18) zu beſtimmten Zeiten vorgeſehen. Haupt⸗ 
ſächlich kommt dies für das Frühjahr in Betracht, 
wo die Hühner nie genug an friſchem Grün be- 
kommen können, ferner für Ziege, Schafe, 
Kaninchen und Hund. Dieſer erweiterte Tier- 
garten wird im übrigen für Sport und Be⸗ 
wegungsſpiele benutzt. Er iſt durch eine Hecke ab⸗ 
geſchloſſen, die ein leichter Drahtzaun völlig dicht 
macht. Gärtneriſch wird er durch Obſt-Hoch⸗ 
ſtämme ausgenutzt. Eine leichte Pergola, mit 
Spalieren bepflanzt, führt den Hauptweg hin⸗ 
durch zum Gemüſegarten. Badebaſſin, Liege- 


raſen und Blumenbeete ſind im vorderen Teil des 
Gartens angeordnet. 
Raum von ca. 800 qm. 
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Abb. 98 bringt nun einen halbländlichen Typ, 
der noch weitergehende Aufgaben erfüllen ſoll. 
Hier iſt der Garten ca. 2500 qm groß; hier ſoll 
er aufs äußerſte rationell ausgenutzt werden, um 
dem Siedler die Miete und mehr einzubringen. 
Es handelt ſich um einen Einzelgarten aus der 


bereits in Heft 12, 1924 brachten. Die einzelnen 
Siedler haben ſich jetzt nach unſern Vorſchlägen 
zu einer Genoſſenſchaft zuſammengeſchloſſen, wo— 
durch die Garten-Wirtſchaft im großen organi- 
ſiert, ſomit techniſch und finanziell erleichtert wird. 
Die Genoſſenſchaft hat inzwiſchen eine 4 PS-Fraje 
angeſchafft; fie wird an die Mitglieder, einſchließ— 
lich geſchulter Führung, gegen ein geringes Ent- 
gelt abgegeben; die 2000 qm werden für 12 AM 
gefräſt, dafür kann niemals der Siedler mit 
Spaten den Boden bearbeiten. Die geringe Zeit, 
die ihm für Gartenarbeit zur Verfügung ſieht, 
ſoll er beſſer anwenden. Da ſind vor allem die 
Spaliere zu behandeln, die den Intenſivteil des 
Gartens einſchließen; die kleinen Miſtbeete zur 
Anzucht und zur Kultur feinerer Gemüſearten; 
die etwa 800—1000 qm Fläche für Handels- 
kulturen, deren Ertrag genoſſenſchaftlich ver— 
wertet wird. 

Auch Kleingeräte, wie Radhacken, Sämaſchinen, 
werden von der Genoſſenſchaft verliehen; ſpäter 
kommt eine Regenanlage hinzu. Ferner beſchafft 
die Genoſſenſchaft Torfmull, und gedenkt ſo die 
Siedlung, die faſt ausſchließlich aus gering be- 
ſoldeten Arbeitern beſteht, allmählich zu einer 
blühenden Gartenſtadt aufzubauen. 


Arbeitskalendarium Dezember — Januar. 


Obſtſchnitt im Winter. Der wichtigſte Schnitt der 
Obſtbäume iſt der zur Erzielung einer guten 
Krone. Er iſt in den erſten vier Jahren nach dem 
Pflanzen auszuführen. Der Mittelſtamm wird während 
dieſer Zeit ſtets bevorzugt, indem man ihn %4%—*/s 
länger als die übrigen Aſte läßt. Um ihn herum ſollen 
bei einer normalen Krone 4—6 Aſte ſtehen, deren 
Nebenzweige während der erſten 4 Jahre ſtets ein⸗ 
gekürzt werden. Im zweiten, gewöhnlich aber erſt 
im dritten Jahr nach der Pflanzung, kann eine zweite 
Aſtſerie angeſchnitten werden, die wie die erſte gekürzt 
wird. Sie ſoll ca. 40 em darüber ſtehen; doch können 
die Aſte auch in gleichmäßigen Spiralen um den Stamm 
verteilt ſein. Jeder Aſt ſoll dem anderen gleichwertig 
ſein; man erreicht dies dadurch, daß die ſtärkeren 
kürzer, die ſchwächeren länger geſchnitten werden. Iſt 
der Baum gut entwickelt, ſo wächſt er einem mit dem 
5.06. Jahr aus den Händen und kann nun fic) ſelbſt 
überlaſſen werden. Künftig werden nur noch zu dicht 
wachſende Zweige ausgelichtet; hierbei iſt darauf zu 
achten, daß das Starke erhalten bleibt und das 
Schwache, das die Tragbarkeit des Stärkeren be- 
hindert, herausgenommen wird. 

Je älter der Baum wird, deſto weniger Holztriebe 
entwickelt er. Er beſteht dann oft an ſeinen äußerſten 
Enden nur aus aneinander gereihten Fruchtknoſpen. 
Einmal kommt aber der Zeitpunkt, wo der Saft nicht 
mehr für alle Fruchtknoſpen ausreicht, was bis zur 
völligen Unfruchtbarkeit führen kann. Bäume, die ſich 
durch 60—100 Jahre geſund erhalten haben, können 
dann durch Verjüngen zu neuer Fruchtbarkeit ge⸗ 
bracht werden. Die Aſte werden auf 1—2 m Länge 
zurückgeſchnitten, wobei wieder ein pyramidenförmiger 
Aufbau zu berüchkſichtigen ijt. 

Der Schnitt der Spaliere iſt ſehr einfach, wenn 
ſie während des Sommers gut behandelt wurden. Wir 


verweiſen auf Heft 6. Der Winterſchnitt iſt nur eine 
Korrektur deſſen, was in belaubtem Zuſtande über⸗ 
ſehen wurde. Außerdem wird der Leittrieb jedes 
Spalieraſtes bis auf etwa ½ zurückgenommen, damit 
ſich alle Augen zu Fruchtholz entwickeln können. 
Fächerſpaliere werden nur ausgelichtet und neu aus⸗ 
gebunden. 

Johannisbeer⸗ und Stachelbeerſträucher find in Ab⸗ 
ſtänden von 4—5 Jahren zu verjüngen, indem die 
älteren Zweige herausgeſchnitten und die jüngeren 
gekürzt werden. Zieht man die Stachelbeerſträucher 
aus einem Wurzelſtamm, wie dies vor allem der be- 
kannte Züchter Maurer vertritt, ſo iſt ein Verjüngen 
nicht möglich: die Zweige müſſen dann jedes Jahr 


Abb. 98. 
Das Muſterdungſilo auf dem Sonnenhof in Worpswede. 
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geſchnitten werden. Auch für Johannisbeeren hat man 
den jährlichen Rückſchnitt der einjährigen Zweige als 
vorteilhaft erkannt; die Triebe verzweigen ſich ſtärker 
und werden dadurch immer wieder zur Bildung kurzer, 
reich tragender Zweige angeregt. 

Schädlingskalender. 

Sind die Baumſtämme im Herbſt gereinigt worden, 
um die daran ſitzenden Schädlinge zu vernichten, ſo 
müſſen wir jetzt die ausgleichende Wirkung der Natur 
unterſtützen. Es geſchieht durch Schutz unſerer 
Vogelwelt. Sobald Schnee liegt oder Glatteis den 
Boden überzieht, finden die Vögel keine Nahrung mehr 
und müſſen gefüttert werden. Das Futter ſoll hauptſäch⸗ 
lich Hanfſamen enthalten, es können aber auch unbrauch⸗ 
bare Gartenſämereien, zerkleinertes Getreide ver: 
wendet werden, dazu Fleiſch⸗ und Wurſtreſte und die 
käuflichen Miſchungen. 

Ein guter Vogelſchutz erſtrecht ſich aber darüber 
hinaus auf Schaffung von Niſtgelegenheiten. Dazu 
find vor allem die v. Berlepſchen Niſthöhlen geeignet, 
die wohl überall erhältlich, ſonſt bei der Fa. H. Scheid, 
Düren (Weſtf.) zu kaufen ſind. Natürliche Niſtgelegen⸗ 
heit gibt man durch Anpflanzen von Dornenhecken und 
durch Anſchneiden von Aſtquirlen in Strauchpflanzen. 
Ein ſtarker Haupttrieb wird hierbei gekürzt, und die 
ſich unter der Schnittſtelle in den nächſten Jahren ent⸗ 
wickelnden Seitenzweige neſtartig ausgeſchnitten. 

Aber auch auf die Feinde der Vögel iſt zu achten: 
Katzen dürfen auf fremden Grundſtücken jederzeit ge⸗ 
tötet werden. Sehr ſchädlich ſind Marder, Wieſel, Iltis 
und die Raubvögel; Krähen, Elſtern, Sperlinge und 

Amſeln verdrängen unſere Singvögel. 

Während des Winters können wir auch der Blut⸗ 
laus zu Leibe rücken, die ſich dann am Wurzelhals 
aufhält. Man räumt die Erde etwas zur Seite, ent⸗ 
fernt die borkige Rinde und beſtreicht den Wurzelhals 
mit Obſtbaum⸗Karbolineum oder Spiritus, wenn 
ſtärkerer Befall im Sommer feſtgeſtellt wurde. 

Auch Schild⸗ und Kommalaus, die unter braunen 
bis zu 3 mm hohen Panzern an der Rinde ſitzen, ſind 
jetzt am beſten zu vernichten. Sie werden mit der 
Drahtbürſte von Stamm und Zweigen entfernt und 
dieſe dann mit Karbolineum bepinſelt. Findet man 
beim Schnitt der Bäume Eierringe des Ringelſpinners 
und andere Eierhäufchen an den einjährigen Zweigen, 
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ſo verbrennt man dieſe oder tötet ſie in kochendem 
Waſſer. 

Miſtel und Hexenbeſen ſchneidet man aus. Letzteres 
ſind auffällige, beſenartige Wucherungen, die beſonders 
an Kirſchen, aber auch an Pflaumen und Zwetſchen 
auftreten und dick und wülſtig auf verhältnismäßig 
dünnen Zweigen ſitzen. Sie treiben früher als geſunde 
Zweige und entziehen dem Baum die wertvollſten 
Säfte, tragen aber nicht. Die Miſtel behält ihre grünen, 
lederartigen Blätter auch im Winter und iſt an den 
dichten Büſcheln leicht zu erkennen. 


Tier kalender. 


Alle unſere Haustiere dürfen während des Winters 
nicht verweichlicht werden; die Natur läßt ihnen einen 
eigenen Schutz wachſen. So können viele Hühner jaft 
während des ganzen Winters im Freien auf Bäumen 
übernachten, ohne daß es ihnen ſchadet. Jeder Schutz 
unterſtützt die Eigenwärme des Tieres. 

Bei den Bienen ſind die Honigwaben heraus⸗ 
zunehmen und der Honigraum mit durch Alpengras 
gefüllten Kiſſen auszuſtopfen. Auch zwiſchen Tür und 
übrige Waben kommen Kiſſen, die Stöcke werden eng 
aneinander gerückt, die Zwiſchenräume mit Torfmull 
ausgefüllt. Während der ſtrengſten Kälte können die 
Stöcke auch noch mit Strohmatten umkleidet werden. 
Das Luftloch muß frei bleiben. 

Bei Kaninchenſtällen iſt vor allem darauf 
zu achten, daß ſie nicht dem Winde ausgeſetzt ſind. Iſt 
dieſe Vorbedingung erfüllt, ſo genügt ein ſtets trockenes 
Lager und Verhängung der Ställe des nachts mit 
Säcken oder Strohmatten. 

Für die Hühner iſt das Wichtigſte: Verſchaffung 
von Bewegung. Bei allzu ſtrengem Froſt laſſe man ſie 
im Stall, ſorge aber für Gelegenheit zum Scharren und 
hänge Futterrüben ſo auf, daß die Tiere beim Freſſen 
hochſpringen müſſen. Gefrorenes Futter iſt ſtets zu 
entfernen, auch bei Kaninchen. Nur im Spätwinter, 
wenn die Legetätigkeit bereits eingeſetzt hat oder zeitig 
einſetzen ſoll, laſſe man die Hühner in den Kuh⸗ oder 
Ziegenſtall, wo es wärmer iſt. 

Ziegen und Schweine können unter Kälte leiden, 
wenn ſie allein in einem verhältnismäßig großen Raum 
ſind. Hier muß ſorgfältig abgedichtet werden, bei mög⸗ 
lichſter Verkleinerung des Stallraumes. M. Sch. 


Leberecht Migge bringt als Weihnachtsgabe ſein 

neues Werk 
„Deutſche Binnenkoloniſation“ 
für das als Herausgeber die deutſche Gartenſtadt⸗ 
geſellſchaft zeichnet. Deutſcher Kommunalverlag Berlin⸗ 
Friedenau, ca. 60 Abbildungen, Preis kartoniert 
4.— Mark. 
Band J. 


Sachgrundlagen der Siedlung. 
Das Grüne Manifeſt. 
1. Intenſive Koloniſation. Begriff der Koloniſation. 
Auswandern oder Einwandern? Praktiſche Boden- 


bo 


reform. ? 

Ä e 4 Siedlung und Volkswirtſchaft. 
Ländliche Koloniſation. Städtiſche Koloniſation. 
Tragfähigkeit und Benennung. 

3. Der Soziale Garten. Die Kriſe des ſozialen Gar⸗ 
tens. Die großen Städte und ihre kleinen Gärten. 
Zeitgemäße Rleingarten-Politik. Muſter⸗Klein⸗ 

ärten. 

4. Reorganifation des Wohnungsbaues. Vom Unfug 

des Bauens. Die ſiedlungsgerechte Wohnung. Auf 

dem Boden bauen. 


neue Bücher 


5. Siedlungs-Typen. Warum Typen? Zukünftige 
Landwirtſchaft. Der moderne Erwerbsſiedler. Die 
übergangsſiedlung. Die ideale Wohnſiedlung. 
Pionierſiedlung. Umſiedlung der Mietkaſerne. 

6. Bodenproduktive Abfallwirtſchaft der Kommunen. 
Verwertung oder Beſeitigung? Inhalte und Werte. 
Deutſche Dungwirtſchaft. Städtiſche Abſallwirt⸗ 
ſchaft. Aus der Praxis der kommunalen Kompoſt⸗ 
wirtſchaft. Schlußfolgerungen. 

7. Städtebau und Landesplanung. Die koloniſierende 
Kommune. Leitſätze für Siedlungspolitik. Städti⸗ 
ſche Grünpolitik. Ländliche Grünpolitik. Stadt⸗ 
landkultur und Städtebaugeſetz. 

8. Muſterbeiſpiele kommunaler Koloniſation. 
iſt kommunale Koloniſation? Grünberg. 
Braunſchweig. 

9. Moderne Gartenfürſorge. Die Siedlerſchule Worps⸗ 
wede. Gartenfürforge - Gefellihaften. Staatliche 
Kleinbodenpolitik. 

10. Fiasko einer Koloniſation. Gemwinn- und Verluſt⸗ 
rechnung. Die Geſchäftsführer. Der Auſſichtsrat. 
Saldo⸗Vortrag. 


Was 
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A. Sffentlicher und ſozialer Gartenbau. 
Kommunale und nationale Gartenfürſorge H. 1“) 
Die Kriſe des ſozialen Gartens H. 3 
Städtiſche Grüngürtel H. 3 
Von der Garten⸗Wirtſchaft zur Garten⸗Schönheit H. 1 
Der Entwurf eines Städtebaugeſetzes H. 7, 9, 11. 
Soziale Gartenprobleme und Kreditfrage H. 11. 
Die heutige Grünpolitik der Städte H. 8 
Der Wert unſerer Scholle H. 6. 

B. Siedlung. 
Binnenkoloniſation H. 12 
Sind provinzielle Siedlerverbände nötig und möglich? 
H. 12 

Auf dem Boden bauen H. 7 
Wohnungs⸗Statiſtik H. 7 
Wie plane ich meinen Wohnſiedlergarten? H. 9 
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Kür die Schriftleitung verantwortlich Max S chem mel, Breslau, Sternftr. 40 


Strohdecken 


für miftbeete, dicke Winter-Ded 
160x200 170x200 


A 1,80 mk. A 2,50 me. 


Offeriert per Nachnahme jed. poſten 


N. Jaumann 


Strohdecken⸗ Fabrik 


Großbreitenbach, Bezirk Erfurt 


Gartenberatung, Entwurf, Anlage, techn. 
Belieferung, pflanzen, Miſtbeetfenſter 
Dünger, Torfmull, Sewähshäufer 
“ 7 Mafhinen, Lauben 


Siedlerfhule Worpswede 


bei Bremen 


fliederfhlefifhe Gartenfürforge 
Breslau, Sternſtraße 40 


Umfonft! 


erhalten Sie meinen Katalog über 
Obftbäume, Rofen, GSeerenobft, Jiergehölze ufw. 


M. Richter, Saum⸗ u. Roſenſchulen 


Benkwitz⸗Brockau bei Breslau 


(Sahnverbindung ftiindlid. 15 Minuten vom Sabn- 
bof Orockau.] 


Sie vergeuden Ihre Junghähne! “Bw 
ich⸗ 
fiuntierte Scheid: DAS Kapaunifieren "is: genaue 
Anleitung, nach der jedermann Hähne kaſtrieren kann. 1,50 ME. 
Gefl.⸗Mſtr. Collignon, Sonn, Coblenzerſtraße. 


Lehrling 
oder volontär für unſere Derfudjs- und Mufter- 
fiedlung Sonnenhof ab Januar 


geſucht 
Siedlerſchule Worpswede 
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